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Brigitte Sauzay

Deutschland ± Frankreich: Die Herausforderungen
fçr die gemeinsame Zukunft

Am 22. Januar 2003 feiern Deutschland und
Frankreich den 40. Jahrestag des Elys�e-Vertrages.
Dieses Jubilåum ist nicht nur Anlass, um Bilanz zu
ziehen. Vielmehr bietet dieser ¹Geburtstagª auch
Gelegenheit, çber gegenwårtige Entwicklungen im
deutsch-franzæsischen Verhåltnis und çber unsere
gemeinsame Zukunft nachzudenken. Der Vertrag
çber die deutsch-franzæsische Zusammenarbeit,
den Bundeskanzler Konrad Adenauer und Staats-
pråsident Charles de Gaulle 1963 schlossen, besie-
gelte und krænte die Versæhnung zwischen unseren
Gesellschaften. Gemeinsam sind Deutsche und
Franzosen durch die Hæhen und Tiefen der
Geschichte gegangen. Adenauer und de Gaulle ist
es gelungen, den tiefsten Graben ± jenen, den
Nationalsozialismus und Zweiter Weltkrieg hinter-
lassen hatten ± zu çberwinden. Und ohne Ûber-
treibung kænnen wir sagen, dass unsere Gesell-
schaften heute so eng miteinander verflochten sind
wie nie zuvor.

Der Elys�e-Vertrag hat nicht nur eine einzigartige
Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten begrçn-
det, die in halbjåhrlichen Regierungskonsultati-
onen, der permanenten Kommunikation zwischen
den Staats- und Regierungschefs, Ministern und
Beamten sowie in bilateralen Initiativen im euro-
påischen Rahmen ihren sichtbarsten Ausdruck
findet. Vielmehr erwuchs aus ihm eine bis heute
einzigartige Verbindung zwischen zwei Nationen.
Die Zivilgesellschaften beider Lånder fçllen zu-
nehmend den Rahmen, den die Politik geschaffen
hat. Aus einem Dialog der Regierungen ist ein
Dialog der Gesellschaften entstanden. Wie steht es
heute um das deutsch-franzæsische Verhåltnis?

I. Strukturwandel im
deutsch-franzæsischen Verhåltnis

Die Wiedervereinigung Deutschlands låutete
einen Strukturwandel in den bilateralen Beziehun-
gen ein. Die deutsche Einheit, deren Tragweite
vielen Franzosen erst mit dem Umzug der Bun-
desregierung nach Berlin deutlich wurde, mar-
kiert das Wiedererstehen eines selbstbewussten

Deutschlands, das sich offen zu seiner nationalen
Identitåt, seinen Interessen und seinen wachsen-
den internationalen Aufgaben bekennt und sich
gleichzeitig seiner Verantwortung fçr Europa
bewusst ist.

Eine noch grundlegendere Verånderung ist zwei-
fellos mit dem Generationenwechsel eingetreten:
Die Akteure der deutsch-franzæsischen Beziehun-
gen sind heute nicht mehr von dem Bedçrfnis nach
Aussæhnung geprågt, das in der Nachkriegszeit
noch die stårkste politische und moralische Moti-
vation fçr die Annåherung darstellte. Diese Fest-
stellung gilt bei weitem nicht nur fçr die jçngere
Generation von Politikerinnen und Politikern, die
jene schmerzhafte Erfahrung des Krieges im
Allgemeinen nicht gemacht hat; sie gilt fçr die
gesamte neue Generation von Experten der
deutsch-franzæsischen Beziehungen, fçr Studenten
und Arbeitnehmer und fçr jeden Bçrger, der Kon-
takte zum Nachbarland hat. Die Mehrheit von
ihnen ist mit auûerordentlich engen bilateralen
Beziehungen aufgewachsen, sie agieren auf einem
bestellten Feld. Sie sind in einem europåischen
Rahmen sozialisiert, der den selbstverståndlichen
Bezugspunkt fçr jeden Austausch zwischen
Deutschland und Frankreich darstellt.

Dies ist ein kaum zu ermessender Erfolg des
Elys�e-Vertrages, der vielen von uns heute nicht
mehr bewusst ist. Viele der Ideale und Ziele, die in
der Aussæhnungsphase formuliert wurden, sind er-
reicht, besonders die Entmystifizierung des Part-
nerlands. Deutsche und Franzosen stehen heute
vor denselben Alltagsschwierigkeiten, was zu
einer Normalisierung, ja Banalisierung des bilate-
ralen Verhåltnisses gefçhrt hat. Dies wird zuwei-
len von Kommentatoren beklagt. Die Beziehun-
gen zwischen unseren beiden Låndern ¹leidenª
insofern unter ihrem eigenen Erfolg. Wer diesen
Erfolg beklagt, sollte nicht vergessen, dass die
gegenseitige Faszination auch im Zusammenhang
mit dem historisch konfliktbeladenen Verhåltnis,
der Tradition des Hasses und der Feindseligkeit
einherging.

Kennzeichnend fçr die jçngere Generation der
Akteure auf dem deutsch-franzæsischen Feld ist
± auch dies ein Kennzeichen der Normalitåt ± ein
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unbefangener Umgang miteinander, eine neue
Offenheit und Ehrlichkeit, die keineswegs Aus-
druck von græûerer Distanz, sondern ganz im
Gegenteil von græûerer Nåhe und Vertrautheit ist.
Heute sind die deutsch-franzæsischen Beziehungen
so weit gediehen, dass es keine Tabus mehr gibt
und Meinungsverschiedenheiten offen angespro-
chen werden. Im Grunde liegt darin die græûtmæg-
liche Belohnung fçr all die Anstrengungen der ver-
gangenen fçnfzig Jahre.

Veråndert haben sich mit dem Generationen-
wechsel aber auch die Inhalte der deutsch-franzæ-
sischen Kooperation. Wåhrend frçher die Bewål-
tigung der Vergangenheit und die Versæhnung die
zentralen Themen waren, geht es heute vor allem
um die Bewåltigung der Zukunft. Das Verhåltnis
unserer beiden Lånder zueinander ist nicht mehr
der einzige Zweck der Kooperation, sondern
gemeinsame Interessen im græûeren ± europå-
ischen und globalen ± Rahmen prågen nun die
Zusammenarbeit. Die deutsch-franzæsische Bezie-
hung ist damit nicht mehr nur Selbstzweck und
Inhalt, sondern sie ist Methode geworden, ein
Modus und Regelungsmechanismus fçr Heraus-
forderungen, die von auûen an unsere Lånder he-
rangetragen werden. Dies dçrfte im Zuge der
Osterweiterung der Europåischen Union (EU)
umso mehr gelten, als ein Europa der 25 von
Krisen und Blockaden nicht verschont bleiben
wird. Der deutsch-franzæsische Dialog kænnte
hier wie schon in der Vergangenheit als Modell
der Kompromissfindung dienen.

Und schlieûlich hat in den vergangenen Jahren die
Zivilgesellschaft an Gewicht gewonnen. Standen
bislang die Regierungszusammenarbeit, der Ju-
gend- und Studentenaustausch und die Stådte-
partnerschaften im Zentrum, so gewinnen heute
Kontakte zwischen Multiplikatoren und Entschei-
dungstrågern aus allen Gesellschaftsbereichen an
Bedeutung. Ûberlegungen zu Zukunftsthemen fin-
den auf der Basis eines dichten Netzwerkes statt,
das Ergebnis eines starken politischen Willens und
des konsequenten Engagements von Persænlich-
keiten und Institutionen ist. Hier sind die stetige
Zunahme der Austauschprogramme ± insbeson-
dere im Rahmen des Deutsch-Franzæsischen
Jugendwerks ± zu nennen sowie der Erfolg politi-
scher, wirtschaftlicher und kultureller Projekte,
denken wir nur an die mutige Grçndung des euro-
påischen Fernsehkanals ARTE. Bei der Schaffung
eines gemeinsamen Europas ist der weitere Auf-
bau von Netzwerken in allen Teilen der Zivil-
gesellschaft, auch çber die nationalen Grenzen
hinaus, von elementarer Bedeutung. Nur so wer-
den die Bçrger sich langfristig in Europa zu Hause
fçhlen.

II. Die Zukunft unserer Beziehungen

Mit dem Generationenwechsel, der Wiedervereini-
gung, dem Regierungsumzug nach Berlin und mit
den neuen Herausforderungen im Rahmen der
EU haben sich also die Grundkoordinaten des
deutsch-franzæsischen Verhåltnisses veråndert.
Anhand einiger Politikfelder låsst sich skizzieren,
wie Deutschland und Frankreich in Zukunft ein
Labor fçr die zunehmende Integration in Europa
sein kænnten.

1. Europåische Úffentlichkeit

Mit der Einleitung des Post-Nizza-Prozesses und
den Arbeiten des Europåischen Konvents rçckt
die Notwendigkeit einer europåischen Úffentlich-
keit als unerlåsslicher Bestandteil einer europå-
ischen Demokratie und eines Europas der Bçrger
verstårkt ins Bewusstsein. Eine gemeinsame Ver-
fassung wird nur dann mit demokratischer Legiti-
mation erfçllt sein, wenn es zwischen den Vælkern
Europas Kommunikationskanåle fçr æffentliche
Debatten gibt. Deshalb beschåftigte sich der
Deutsch-Franzæsische Gipfel in Schwerin im Juli
2002 schwerpunktmåûig mit dem Thema europå-
ische Úffentlichkeit. Die Medien spielen dabei
naturgemåû eine Schlçsselrolle. Wir brauchen des-
halb:

± eine weitere Stårkung und Verbreitung von
ARTE,

± eine verstårkte grenzçberschreitende Bericht-
erstattung,

± einen starken europåischen Film- und Medien-
markt,

± eine europåische Zeitung und ein europåisches
Verlagswesen,

± die Pråsenz von Journalisten und Moderatoren
aus dem Nachbarland,

± die gemeinsame deutsch-franzæsische Ausbil-
dung von Journalisten,

± europåische Talkshows, Presseclubs und Dis-
kussionsrunden in den Medien.

Deutschland und Frankreich werden auch hier
eine entscheidende Rolle spielen. Aber die
Medien allein kænnen ein Europa des politischen
und intellektuellen Dialogs und der grenzçber-
schreitenden Kommunikation nicht schaffen.
Nætig sind dazu auch europåische Parteien mit
transnationalen Listen bzw. politischen Identifi-
kationsfiguren. Nur durch grenzçberschreitende
Verståndigung entsteht auch Verståndnis und wird

4Aus Politik und Zeitgeschichte B 3±4 /2003



Europa als Lebenswelt Realitåt. Und nur so wird,
frei nach Willy Brandt, in Europa kçnftig ¹zusam-
menwachsen, was zusammengehærtª.

2. Europåischer Bildungsraum

Die Reform unseres Bildungssystems in der glo-
balisierten Wissensgesellschaft hat eine europå-
ische Dimension. Deutschland und Frankreich
werden als Wissenschafts- und Wirtschaftsstand-
orte umso wettbewerbsfåhiger sein, je stårker
Europa in diesem Bereich ist. Angesichts des
brain-drains, der von amerikanischen Hochschulen
und Forschungszentren ausgeht, scheinen europå-
ische centers of excellence fçr Wissenschaft, For-
schung und Anwendung notwendig. Diese mçssen
das vorhandene Potential an Intelligenz und Krea-
tivitåt bçndeln und nutzen. Um einen europå-
ischen ¹Bildungsraumª zu schaffen, ist es nætig,

± die Attraktivitåt der deutschen und franzæsi-
schen Sprache fçr unsere Schçler zu erhæhen,

± unsere Schulsysteme wie Hochschulen durch
Auslandsjahre und die gegenseitige Anerken-
nung der Leistungen zu æffnen (eine Vorreiter-
rolle kann hier das von mir initiierte Voltaire-
Programm bilden, das auch zahlreiche private
Firmen und Stiftungen finanzieren),

± binationale Studiengånge und Doppeldiplome
auszuweiten sowie die Deutsch-Franzæsische
Hochschule in Saarbrçcken zu stårken,

± hochrangige Praktiker aus Politik, Wirtschaft
und Verwaltung in die Lehre an renommierten
Hochschulen und Forschungszentren (wie dies
z. B. am Institut d'Etudes Politiques und an der
ENA in Paris çblich ist) einzubinden.

3. Europåischer Wirtschafts- und Rechtsraum

Deutschland und Frankreich sind fçreinander
die mit Abstand wichtigsten Wirtschaftspartner.
Zunehmende deutsch-franzæsische Kooperationen
und Fusionen bilden den Kern fçr die Entwicklung
einer europåischen Unternehmenslandschaft und
-kultur, die eine Zwischenstufe zwischen nationa-
len Traditionen und globalen Entwicklungen dar-
stellen kann. Zudem bieten sie die Chance, den
Wirtschaftsstandort Europa zu stårken.

Bei der Gestaltung der Globalisierung kann
Europa eine Vorbildfunktion einnehmen durch
sein spezifisches Wirtschafts-, Rechts- und Sozial-
modell, das geprågt ist von freier Markwirtschaft
und Liberalismus, aber auch von Solidaritåt,
gesetzlich verankerten Arbeitnehmerrechten und
den Prinzipien nachhaltigen Wirtschaftens in
sozialer und ækologischer Verantwortung. Bei der
weiteren Harmonisierung des Rechtsraumes Eu-
ropa kommt Deutschland und Frankreich eine
besondere Rolle zu. Denkbar sind hier folgende
Ansåtze:

± die Reflexion çber eine europåische Unterneh-
mensverantwortung und -kultur,

± die Stårkung des europåischen Wirtschafts-
standortes durch deutsch-franzæsische Unter-
nehmenskooperationen und -fusionen,

± die Annåherung des deutsch-franzæsischen
Rechtsrahmens und des europåischen Gesell-
schaftsrechts.

III. Ausblick

Wenn wir in diesen Tagen den 40. Jahrestag des
Elys�e-Vertrages feiern, so sollten wir uns an den
Mut und die Weitsicht erinnern, die Konrad
Adenauer und Charles de Gaulle bewiesen haben.
Die Generation der Pioniere auf dem ¹deutsch-
franzæsischen Feldª kåmpfte fçr mehr Austausch
und den Aufbau enger Beziehungen. Weil diese
Frauen und Månner an die deutsch-franzæsische
Aussæhnung und das europåische Aufbauwerk
glaubten, als Europa sich gerade erst von der
grauenhaften Erfahrung des Nationalsozialismus
erholte, wurden diese mæglich. Ohne die Mag-
netwirkung, welche die Zusammenarbeit von
Deutschland und Frankreich im entstehenden
Europa entwickelte, håtte unser Kontinent kaum
zu seiner Einheit gefunden. Unsere beiden Lånder
haben die Welt dauerhaft veråndert. Bewahren wir
uns diese Kraft zur Verånderung auch fçr die
Zukunft.
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Peter A. Zervakis/S�bastien von Gossler

40 Jahre Elys�e-Vertrag: Hat das deutsch-
franzæsische Tandem noch eine Zukunft?

Am 22. Januar 2003 feiern Deutschland und
Frankreich das vierzigjåhrige Bestehen des ¹Ver-
trages çber die deutsch-franzæsische Zusammenar-
beitª, des so genannten ¹Elys�e-Vertragsª von
1963.1 Dieser begrçndete erst die deutsch-franzæsi-
sche Partnerschaft, die seither viele Hæhen und
Tiefen durchlebt hat. Einige ursprçngliche Deter-
minanten wie die Bedrohung durch den Kommu-
nismus sind entfallen, andere wie die Politik im
Rahmen der Europåischen Union (EU) haben an
Bedeutung gewonnen. Aber auch neue Aufgaben-
felder wie der Kampf gegen den internationalen
Terrorismus nach dem 11. September 2001 zeich-
nen sich ab. Weshalb låsst sich rçckblickend von
einer Erfolgsgeschichte in der internationalen
Politik sprechen? Und ist die ¹bonne ententeª
(Val�ry Giscard d'Estaing) nicht mittlerweile gar
so gut eingespielt, dass die regelmåûigen Treffen
als zuweilen langweilige Routine empfunden wer-
den?

Ein wesentlicher Faktor fçr das Funktionieren des
deutsch-franzæsischen Tandems ist die doppelte
Abhångigkeit vom Partner und von der EU, der
¹komplementåreª Bilateralismus. Zwar scheint
die Zusammenarbeit beider Lånder auf den ersten
Blick im Widerspruch zur multilateral ausgerichte-
ten Auûenpolitik Deutschlands zu stehen. Sie hat
sich aber immer dann bewåhrt, wenn sie nicht als
Alternative angelegt war.2

Nach einem kurzen Abriss der Entstehungsge-
schichte des Vertrags und seiner Bedeutung fçr die
deutsch-franzæsische Partnerschaft werden im Fol-
genden die bisherigen Erfolge und die Struktur-
probleme seit der Wiedervereinigung bilanziert.
Die Analyse mçndet in eine Reflexion çber die

Zukunft des Partnerschaftsvertrages in einem
stark verånderten Kontext.

I. Entstehungsgeschichte

An einen deutsch-franzæsischen Freundschaftsver-
trag war nach Kriegsende nicht zu denken.3 Was
also fçhrte 1963 ± gerade 18 Jahre nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ± zu einer radikalen Neuorientie-
rung beider Lånder? Der Staatsvertrag ist als
Ergebnis einer fast zwei Jahrzehnte andauernden
Politik der Aussæhnung und Verståndigung çber
die gemeinsamen Interessen in Europa zu verste-
hen. Diese grçndete auf der Erkenntnis, dass ein
erneuter Krieg nur durch ein Ende der alten
Feindschaften zu verhindern war.

Die deutsch-franzæsische Verståndigung ist dabei
nicht nur als eine Politik der symbolischen Gesten,
sondern auch als Mittel zur friedlichen Durchset-
zung der eigenen Interessen zu verstehen. Eines
der Motive fçr die Bereitschaft beider Lånder, sich
vertraglich langfristig zu binden, war die wechsel-
seitige Furcht vor den negativen Folgen einer Ost-
politik im nationalen Alleingang: Wåhrend Paris
sich sorgte, dass die Bundesrepublik trotz Anleh-
nung an den Westen in den Sog der Sowjetunion
geraten kænnte, fçrchtete Bonn eine franzæsische
Entspannungspolitik auf deutsche Kosten. Beide
Regierungen lehnten zwar die Stalin-Note vom
Mårz 1952 und den Vorschlag eines neutralen
Gesamtdeutschlands ab. Aber dies geschah vor
dem Hintergrund hæchst unterschiedlicher natio-
naler Interessen.

Fçr eine enge Kooperation beider Lånder gab es
weitere auûen- und interessenpolitische Motive.
So bestand das Ziel Frankreichs darin, die Bundes-
republik aus dem Machtkreis der USA herauszulæ-
sen, um die eigene Rolle in Europa und den beson-
deren Rang als ¹grande nationª4 in der Weltpolitik

Fçr die anregenden Kommentare und wertvollen Hinweise
danken wir insbesondere Clemens zur Hausen, Marcel Lin-
den, Dr. Franz-Josef Meiers, Dr. Georg Michels und Oliver
Sefrin.
1 Vgl. Vertragstext und Zusatzprotokolle von 1988, in:
Hans-Peter Schwarz, Eine Entente El�mentaire. Das
deutsch-franzæsische Verhåltnis im 25. Jahr des Elys�e-Ver-
trages (Arbeitspapiere zur Internationalen Politik, Bd. 47),
Bonn 1988, erweiterte Neuauflage 1990, S. 35±44; vgl. ferner
Adolf Kimmel/Pierre Jardin (Hrsg.), Die deutsch-franzæsi-
schen Beziehungen seit 1963. Eine Dokumentation (Frank-
reich-Studien, Bd. 6), Opladen 2002.
2 Vgl. Wichard Woyke, Deutsch-franzæsische Beziehungen
seit der Wiedervereinigung. Das Tandem fasst wieder Tritt,
Opladen 2000, S. 11±13.

3 Vgl. Dokumente-Documents, Die deutsch-franzæsischen
Beziehungen/Les relations franco-allemandes 1948±1999.
Chronologie und Dokumente, Bonn 2000.
4 Anzumerken wåre hier, dass das Bild der ¹grande nationª
eine zutiefst deutsche Perzeption ist, die eine lange histori-
sche Vorgeschichte hat.
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zu stårken. Die Fçhrungsposition der Amerikaner
gegençber der Bundesrepublik und in Europa war
Paris stets ein Dorn im Auge gewesen, weil sie mit
den eigenen nationalen und europåischen Interes-
sen kollidierte. Bonn versprach sich dagegen von
einer umfassenden Zusammenarbeit, die erfolg-
reiche Bindung an die westlichen Strukturen zu
intensivieren und als verlåsslicher auûenpolitischer
Akteur anerkannt zu werden. Zudem versuchte es,
die ablehnende Haltung Frankreichs gegençber
den USA zu mildern, um eine effektive Verståndi-
gung auch innerhalb der NATO zu garantieren.
Die Bundesrepublik war von einer guten Partner-
schaft mit Frankreich und den USA gleicherma-
ûen abhångig. Somit konnte es nur im deutschen
Interesse liegen, nicht zu einem Spielball der
Machtansprçche beider Lånder zu werden.5

Die Unterzeichnung des Elys�e-Vertrages 1963 ist
als Hæhepunkt der Verståndigungspolitik von Bun-
deskanzler Konrad Adenauer zu verstehen. Ihr
waren einschneidende Ereignisse vorausgegangen:
1952 begrçndete der Schuman-Plan die Europå-
ische Gemeinschaft fçr Kohle und Stahl (EGKS,
Montanunion), die erste supranationale Einrich-
tung in Europa. Damit war Deutschland als gleich-
berechtigtes Mitglied wieder in den Kreis der
westeuropåischen Nachbarn aufgenommen, was
entscheidend zur Ûberwindung des deutsch-fran-
zæsischen Gegensatzes beitrug. Am 1. Januar 1958
traten die Vertråge çber die Europåische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und die Europåische
Atomgemeinschaft (Euratom) in Kraft, welche die
europåische Integration vertieften. Geplant war
auch eine weit reichende Zusammenarbeit im
Bereich der Verteidigungspolitik; die Europåische
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) scheiterte
jedoch 1954 an der franzæsischen Nationalver-
sammlung. Die Ûbertragung von Kompetenzen in
einem solch zentralen nationalen Souverånitåtsbe-
reich wie der Verteidigung ging den franzæsischen
Abgeordneten noch zu weit.

Weshalb war ein institutionalisierter ¹deutsch-fran-
zæsischer Bilateralismusª6 çberhaupt notwendig,
nachdem Deutschland seine gesamte Auûenpolitik
in kçrzester Zeit multilateral angelegt hatte? Die
gescheiterte Politische Union der sechs EGKS-
Grçndungsmitglieder hatte die Grenzen suprana-
tionaler Zusammenarbeit in bestimmten Kernbe-
reichen aufgezeigt. Dadurch erkannten Deutsch-
land wie auch Frankreich die Notwendigkeit, die

gemeinsame Politik stårker miteinander abzustim-
men, nicht aber zu vereinigen. Paris wusste um die
auf Vertrauen ausgerichtete Auûenpolitik der noch
jungen Bundesrepublik und glaubte, einen ver-
meintlich einfachen Juniorpartner zur Durchset-
zung der eigenen Interessen in Europa gefunden zu
haben. Bonn hingegen stand der antiamerikani-
schen Politik Frankreichs skeptisch gegençber und
sah in einer verstårkten Kooperation die Mæglich-
keit, diese positiv zu beeinflussen. Nicht zuletzt
wollten beide Seiten mit einer vertraglichen Rege-
lung den eingeschlagenen Weg der friedlichen
Zusammenarbeit fortsetzen.7

Dennoch fiel die Entscheidung zu einer vertrag-
lichen Bindung sehr kurzfristig. Bundeskanzler
Adenauer hatte zunåchst ein eher vertrauliches
Abkommen im Sinn. Allerdings fçhrten 1962 die
Auseinandersetzung zwischen ¹Gaullistenª und
¹Atlantikernª innerhalb der CDU/CSU-Fraktion
und die so genannte ¹Spiegelª-Affåre zu einer tie-
fen Koalitionskrise, die ihn ein mæglicherweise
baldiges Ende seiner Kanzlerschaft befçrchten
lieû. Der Unionspolitiker ergriff die Mæglichkeit,
den deutsch-franzæsischen Bilateralismus als Kern-
stçck in der deutschen Europa-Politik zu veran-
kern, und kam dem Konzept des franzæsischen
Staatspråsidenten Charles de Gaulle von einem
¹Europa der Vaterlånderª mit einem eigenen Ver-
tragsentwurf weitgehend entgegen: Es war der
feste Wille Adenauers, seinen Nachfolgern mit
dem deutsch-franzæsischen Freundschaftsvertrag
¹ein feierlich beschworenes Instrumentª8 zu hin-
terlassen und in der Zusammenarbeit mit Paris ein
europåisches Gegengewicht zu den transatlanti-
schen Beziehungen aufzubauen.9

So wurde der Vertragstext in kurzer Zeit verfasst
und am 22. Januar 1963 in Paris feierlich unter-
schrieben. Der Elys�e-Vertrag kann als Krænung
der Adenauer'schen Kanzlerschaft verstanden wer-
den. In der fast ausschlieûlich multilateral ausge-
richteten deutschen Auûenpolitik stellt er eine
Besonderheit dar, und er låsst sich auch mit kei-
nem anderen bilateralen Vertrag vergleichen.10

5 Vgl. H.-P. Schwarz (Anm. 1), S. 11 f.
6 Vgl. ders., Pråsident de Gaulle, Bundeskanzler Adenauer
und die Entstehung des Elys�e-Vertrages, in: ders./Karl
Dietrich Bracher/Manfred Funke (Hrsg.), Deutschland zwi-
schen Krieg und Frieden. Beitråge zu Politik und Kultur im
20. Jahrhundert, Dçsseldorf 1991, S. 212±220.

7 Vgl. Ansbert Baumann, Die organisierte Zusammen-
arbeit. Die deutsch-franzæsischen Beziehungen am Vorabend
des Elys�e-Vertrags 1958±1962 (dfi compact Nr. 1), Lud-
wigsburg 2002.
8 Maurice Couve de Murville, Konrad Adenauer und
Charles de Gaulle. Die dauerhaften Fundamente der Zu-
sammenarbeit, in : Franz Knipping/Ernst Weisenfeld (Hrsg.),
Eine ungewæhnliche Geschichte. Deutschland ± Frankreich
seit 1870, Bonn 1988, S. 168±186, bes. 170. Vgl. Andreas
Hillgruber, Deutsche Geschichte 1945±1982, Stuttgart u. a.
19845, S. 84.
9 Vgl. Dietrich Thrånhardt, Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland 1949±1990, Darmstadt 1997, S. 148 f.
10 Vgl. Per Fischer, Ein Start mit Hindernissen. Wie der
¹Jahrhundertvertragª entstand und aufgenommen wurde, in:
Dokumente, 48 (1992) 6, S. 461±467.
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Der Vertragsabschluss erfolgte zu einem Zeit-
punkt, da Frankreichs Pråsident de Gaulle einen
Beitritt Groûbritanniens zur EWG grundsåtzlich
ausschloss.11 Das deutsche Ja zum Vertrag fçhrte
daher bei der Opposition im Deutschen Bundes-
tag und in der US-Regierung gleichermaûen zu
Kritik. Sie fçrchteten eine Anlehnung Bonns an
die anglophobe Auûenpolitik Frankreichs, die zu
einer Abwendung von der NATO und dem Ver-
einigten Kænigreich håtte fçhren kænnen.

Der Erfolg des Elys�e-Vertrages war mehr als
zweifelhaft, begann doch die deutsch-franzæsische
Entfremdung bereits unmittelbar nach seinem
Abschluss. Der Deutsche Bundestag, der den
Staatsvertrag ratifizieren musste, und der in der
Bundesrepublik hoch angesehene Jean Monnet,
der nach seinem Rçcktritt als Pråsident der Hohen
Behærde der EGKS das Aktionskomitee fçr die
Vereinigten Staaten von Europa gegrçndet hatte,
setzten sich mit ihrer Forderung gegençber Frank-
reich durch: Dem deutschen Ratifizierungsgesetz
vom Mai 1963 wurde eine Pråambel vorangestellt,
welche die Verpflichtung zu engen politischen,
wirtschaftlichen und verteidigungspolitischen
Beziehungen mit den USA, Groûbritannien so-
wie der NATO und zur Wiederherstellung der
deutschen Einheit gleichermaûen bekråftigte12.
Dadurch wurde das Gleichgewicht zwischen Fran-
kophilen und Atlantikern in der deutschen Auûen-
politik wiederhergestellt. Beim franzæsischen
Staatspråsidenten læste die Pråambel allerdings
Unmut aus, da er durch sie sein ¹grand designª auf
den Kopf gestellt und entwertet sah.13

II. Institutionalisierung der
bilateralen Beziehungen

Auch nach Abschluss des Elys�e-Vertrages haben
sich die deutsch-franzæsischen Beziehungen auf-
grund der unterschiedlichen Bedrohungswahrneh-
mungen beider Lånder gegençber der Sowjetunion
erst spåt normalisiert. Der Wert des Vertrages liegt
vor allem darin, die bilaterale Kooperation sowie
die Koordinierung in Politik, Verwaltung und

Wirtschaft zum organisatorischen Regelfall ge-
macht zu haben; zumindest auf hæherer Verwal-
tungsebene wurde die Arbeit beider Lånder all-
måhlich synchronisiert.

Das wichtigste Ergebnis des Vertragswerkes bilden
die seit 1963 halbjåhrlich stattfindenden persænli-
chen Konsultationen auf der Ebene der Staats-
und Regierungschefs. Dabei soll zu aktuellen poli-
tischen Fragen eine mæglichst konvergente Hal-
tung ausgearbeitet werden. Auûerdem treffen sich
die Auûen- und Verteidigungsminister beider Lån-
der alle drei Monate, leitende Beamte der beiden
Auûenministerien sogar monatlich. Zudem sieht
der Vertrag regelmåûige Treffen zu Fragen von
Erziehung und Jugend vor, wobei das Amt des
¹Bevollmåchtigten fçr kulturelle Angelegenhei-
tenª turnusgemåû der Ministerpråsident eines
Bundeslandes innehat. Aus diesen Treffen ging
1964 auch das Deutsch-Franzæsische Jugendwerk
(DFJW) hervor.14 In beiden Låndern ist eine inter-
ministerielle Kommission damit beauftragt, die
vielfåltigen Regierungskontakte zu koordinieren.
Den Vorsitz hat der Koordinator fçr die deutsch-
franzæsische Zusammenarbeit.15

Mit den beiden Zusatzprotokollen zum Elys�e-
Vertrag vom 22. Januar 1988, der ersten und bisher
einzigen Vertragsrevision, wurde das Netz der
gegenseitigen Verpflichtungen durch regelmåûige
Arbeitstreffen auf allen institutionellen Ebenen
noch enger geknçpft: Ein gemeinsamer Verteidi-
gungs- und Sicherheitsrat, in dem sich die Staats-
und Regierungschefs sowie die Auûen- und Vertei-
digungsminister und die Generalståbe beider Lån-
der mindestens zweimal jåhrlich treffen, sowie ein
Deutsch-Franzæsischer Finanz- und Wirtschaftsrat,
in dessen Rahmen vierteljåhrlich Konsultationen
zwischen den Finanz- und Wirtschaftsministern
sowie den Zentralbankpråsidenten stattfinden,
wurden neu eingerichtet. Sie sollen gemeinsame
Konzeptionen entwickeln. Ein Deutsch-Franzæsi-
scher Kulturrat, in dem jeweils zehn fçhrende Per-
sænlichkeiten des Kulturlebens beider Lånder ver-
treten sind, verleiht der Zusammenarbeit auch in
diesem Bereich neue Impulse.

Inhaltlich ging es bei den bilateralen Konsultatio-
nen bisher vor allem um drei groûe Themenkom-
plexe:

± die Suche nach gemeinsamen Positionen in
auûenpolitischen Fragen, so z. B. im Rahmen
der EG/EU, der NATO und sonstigen interna-
tionalen Organisationen. Dies soll eine einheit-

11 Vgl. Pierre Maillard, De Gaulle und der Elys�e-Vertrag.
Erinnerungen seines diplomatischen Mitarbeiters, in: Doku-
mente, 48 (1992) 6, S. 455±460.
12 Vgl. Matthias Schulz, Die politische Freundschaft Jean
Monnet ± Kurt Birrenbach, die Einheit des Westens und die
Pråambel zum Elys�e-Vertrag von 1963, in: Andreas Wilkens
(Hrsg.), Interessen verbinden. Jean Monnet und die euro-
påische Integration der Bundesrepublik Deutschland, Bonn
1999, S. 299±327.
13 Vgl. Alfred Grosser, Deutschland in Europa, Hamburg
2000, S. 123.

14 Zum DFJW siehe Kapitel III.
15 Vgl. Ulrich Lappenkçper, Franco-Allemand. Der Weg
zum Elys�e-Vertrag, in: Information fçr die Truppe, 36 (1992)
2, S. 42±51.
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liche Verhandlungsposition in den zuståndigen
Gremien ermæglichen;

± die Verteidigungspolitik und die Rçstungszu-
sammenarbeit,16 fçr die gemeinsame Strategien
und Taktiken sowie die Færderung des militåri-
schen Personalaustausches vorgesehen sind
(Beschluss zur Aufstellung der ersten gemisch-
ten deutsch-franzæsischen Brigade als Kern
einer zukçnftigen europåischen Armee);17

± die bewusst in die Zukunft gerichtete Zusam-
menarbeit in Erziehungs- und Jugendfragen.
Sie grçndet auf den historischen Erfahrungen.
Ein reger Austausch zwischen Schçlern, Stu-
denten, Auszubildenden oder sonstigen Berufs-
und Interessengruppen soll das Misstrauen
gegençber dem Nachbarn auflæsen. Neben
dem gesellschaftlichen Austausch sieht der Ver-
trag daher die Færderung des Sprachunter-
richts, die gegenseitige Anerkennung von
Hochschuldiplomen und die wirtschaftliche
Forschungszusammenarbeit vor.

III. Der Elys�e-Vertrag: Eine
Erfolgsgeschichte auf Raten?

Der Schwerpunkt der europåisch-amerikanischen
Beziehungen verlagerte sich im Zuge des wirt-
schaftlichen Aufschwungs Europas seit den siebzi-
ger Jahren zunehmend auf die Wirtschaftspolitik.
Die Institutionalisierung der deutsch-franzæsi-
schen Wirtschaftskooperation im Rahmen der
gemeinsamen Wåhrungspolitik, des Europåischen
Wåhrungssystems (EWS) und des Deutsch-Fran-
zæsischen Finanz- und Wirtschaftsrates sowie die
zunehmenden industriellen Kapitalverflechtungen
verstårkten die europåische Verhandlungsposition
gegençber den USA und fçhrten zu einem Auf-
schwung in den deutsch-franzæsischen Beziehun-
gen18. Zwar gab es auch weiterhin unterschiedliche
Ansåtze in der Europapolitik, aber die Zusam-
menarbeit zeitigte einige wichtige Erfolge, so z. B.
die Einheitliche Europåische Akte von 1986 mit
der Festlegung auf einen gemeinsamen Binnen-
markt.

Je weitreichender die Kompetenzen Brçssels wur-
den, desto stårker grenzten sie auf der einen Seite
den Verhandlungsspielraum Deutschlands und
Frankreichs ein; viele Leitlinien wurden mittler-
weile von der EG/EU vorgegeben, nach denen
sich beide Partner richten mussten. Auf der ande-
ren Seite wuchsen beide Lånder in die Rolle des
europåischen Integrationsmotors hinein, von dem
wichtige Impulse fçr die Vertiefung der Gemein-
schaft ausgingen. So entstand eine Wechselbezie-
hung zwischen Bonn und Paris einerseits sowie der
EG/EU andererseits; der schon von de Gaulle
gestellten Frage nach der zukçnftigen Architektur
Europas konnten beide Lånder jedoch lange aus-
weichen.19

In sicherheits- und verteidigungspolitischen Fra-
gen war die Zusammenarbeit im Rahmen des Ely-
s�e-Vertrages wegen der gegensåtzlichen Ausrich-
tung der Politik gegençber den USA bis in die
achtziger Jahre von Unstimmigkeiten und Blocka-
den gekennzeichnet. Zwar sprach das Scheitern
der EVG keineswegs grundsåtzlich gegen eine
Verteidigungskooperation; die Sicherheits- und
Verteidigungspolitik sollte auch im deutsch-fran-
zæsischen Freundschaftsvertrag im Mittelpunkt
stehen. Die weit auseinander liegenden Ansåtze
beider Staaten fçhrten aber zunåchst nur zu einer
begrenzten Zusammenarbeit: Wåhrend de Gaulle
eine europåische, antiamerikanische Verteidi-
gungspolitik anstrebte, setzte Adenauer nicht
zuletzt aufgrund der multilateralen Verpflichtun-
gen der Bundesrepublik und deren Vorzçgen auf
die Zusammenarbeit mit den USA.

Paris sah zudem die Gefahr, dass die Bundesrepu-
blik im Sinne einer engeren Anbindung an Mos-
kau nach Osten abdriften kænnte ± besonders vor
dem Hintergrund der Verståndigungspolitik von
Willy Brandt. Es wollte den Nachbarn daher står-
ker in die westliche Gemeinschaft einbinden.
Bonn hingegen versuchte darauf hinzuwirken, dass
die eigenen Interessen in der franzæsischen Ost-
politik stårker Berçcksichtigung fanden.20 Gerade
die franzæsische Sorge vor einer Hinwendung
Deutschlands nach Osteuropa kann als Grund fçr
die intensivere Zusammenarbeit in der Sicher-
heitspolitik angesehen werden (Unterstçtzung des
NATO-Doppelbeschlusses durch Fran�ois Mitter-

16 Vgl. Erhard Heckmann, Nach 30 Jahren Elys�e-Vertrag.
Die deutsch-franzæsische Rçstungszusammenarbeit, in:
Wehrtechnik, 25 (1993) 3, S. 5±10.
17 Vgl. Erwin Guldner, Le Trait� de l'Elys�e et la co-
op�ration franco-allemande en mati re de d�fense, in: Stra-
t�gique, 41 (1989) 1, S. 133±149; Ottfried Ischebeck, 30 Jahre
nach dem Elys�e-Vertrag. Die deutsch-franzæsischen Plåne
eines Europåischen Korps, in: S + F ± Vierteljahresschrift fçr
Sicherheit und Frieden, 11 (1993) 1, S. 44±47.
18 Vgl. Val�rie Gu�rin-Sendelbach (Hrsg.), Interkulturelle
Kommunikation in der deutsch-franzæsischen Wirtschaftsko-
operation (ZEI Discussion Paper C 90), Bonn 2001, S. 4.

19 Vgl. Winfried Loth, Mitterrands Europa. Wie weit blieb
seine Auûenpolitik in den Spuren de Gaulles?, in: Doku-
mente, 48 (1992) 6, S. 468±473; Peter Zervakis/Peter J. Cul-
len (Hrsg.), The Post-Nice Process. Towards a European
Constitution? (Schriften des ZEI, Bd. 49), Baden-Baden
2002, S. 9 ff.
20 Vgl. Renata Fritsch-Bournazel, Paris±Bonn. Mehr Ge-
meinsamkeiten in der Ostpolitik?, in: Dokumente, 43 (1987)
6, S. 427±436. Val�rie Gu�rin-Sendelbach, Ein Tandem fçr
Europa? Die deutsch-franzæsische Zusammenarbeit der
achtziger Jahre, Bonn 1993.
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rand, Kooperation im Rahmen der WEU). Den
Hæhepunkt dieser Entwicklung bildet zweifels-
ohne das Zusatzprotokoll zum Elys�e-Vertrag von
1988, das die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet
mit der Schaffung des Deutsch-Franzæsischen
Verteidigungs- und Sicherheitsrates institutionali-
sierte.

Neben den auûen- und machtpolitischen Interes-
sen waren sicher auch die zwischenmenschlichen
Sympathien der Staats- und Regierungschefs bei-
der Lånder ein weiteres Erfolgsrezept des ¹couple
franco-allemandª. So kam es jenseits der parteipo-
litischen Couleur immer wieder zu einer weitge-
hend harmonischen und emotional freundschaft-
lichen Zusammenarbeit. Genannt seien hier die
Paare Adenauer ± de Gaulle, Schmidt ± Giscard
d'Estaing oder Kohl ± Mitterrand. Allerdings kann
das zwischenstaatliche Verhåltnis auch leiden,
wenn die ¹Chemieª zwischen den Partnern nicht
stimmt, was offensichtlich bei Willy Brandt und
Georges Pompidou sowie gegenwårtig bei Ger-
hard Schræder und Jacques Chirac der Fall war
bzw. ist.

Aber nicht nur die Arbeit auf hæchster zwischen-
staatlicher Ebene hat die deutsch-franzæsische
Partnerschaft bisher geprågt; sehr wichtig ist auch
die Zusammenarbeit auf der bçrgernahen Ebene.
Kommunalverwaltungen und gesellschaftliche
Institutionen wie Vereine, Jugendwerke und Uni-
versitåten sowie unzåhlige Stådtepartnerschaften
haben ihren besonderen Anteil an der Festigung
der Beziehungen.21 Hervorzuheben ist hier das
DFJW ± die einzige durch den Elys�e-Vertrag dau-
erhaft geschaffene gesellschaftliche Institution.
Mit seiner Grçndung setzten die Vertragsvåter
bewusst auf die heranwachsenden Generationen,
die ± unbelastet von der vergangenen Feindschaft
± die neue Partnerschaft mittels intensiver Koope-
rations- und Austauschprojekte glaubwçrdig ver-
kærpern sollten. Besonders gefærdert wurde und
wird der Austausch von Schçlern, Auszubildenden
und Studenten, die vor Ort die Kultur und Sprache
des Nachbarlandes erlernen, um so eigene Vorur-
teile und Berçhrungsångste abzubauen. Aber auch
durch gezielten Sprachunterricht soll eine bessere
Verståndigung ermæglicht werden.22 An der Spitze
des DFJW steht ein 20-kæpfiges Kuratorium, des-
sen Vorsitz die in beiden Låndern zuståndigen
Minister innehaben.

Nicht allein die formalisierte Regierungszusam-
menarbeit macht also den Kernbestandteil des
Elys�e-Vertrages aus. Auch die Zivilgesellschaft
mit der unçbersehbaren Vielfalt ihrer Netzwerke
erhielt nach der Aussæhnung ein græûeres
Gewicht.23 Zumindest in den Meinungsumfragen
beider Lånder wird der hohe Stellenwert der seit
den fçnfziger Jahren vollzogenen Annåherung
çberdeutlich: Im Januar 2001 gaben 81 Prozent
der befragten Franzosen und 86 Prozent der
befragten Deutschen an, dass sie ¹gute deutsch-
franzæsische Beziehungenª als ¹wesentlichª bzw.
¹wichtigª fçr den europåischen Integrationspro-
zess betrachten.24

IV. Strukturelle Verånderungen
seit der Wiedervereinigung

Eine Zåsur in den deutsch-franzæsischen Bezie-
hungen stellt das Ende des Ost-West-Konflikts
dar. Deutschland war wiedervereinigt, die Bedro-
hung und der Wettstreit mit dem Osten waren ent-
fallen, die USA blieben als einzige Weltmacht
çbrig. Das geopolitische Machtverhåltnis zwischen
Deutschland und Frankreich hatte sich gewandelt:
War Deutschland zuvor auf politischer Ebene stets
der Juniorpartner gewesen, so hatte es nach der
Vereinigung eine weit græûere Einwohnerzahl und
Flåche aufzuweisen als in der Vergangenheit. Dies
stellte die bisherigen Parameter der deutsch-fran-
zæsischen Zusammenarbeit in Frage: Paris sah sich
durch die anstehende Osterweiterung der EG/EU
zunehmend an den geographischen Rand Europas
gedrångt, wåhrend Berlin nun im Zentrum stand
und quasi als Bindeglied zwischen Ost und West
fungierte. Diese neue Konstellation verånderte die
Rolle und das Gewicht Deutschlands erheblich;
Frankreich musste nun seinerseits befçrchten, zum
Juniorpartner degradiert zu werden. Aus Sicht der
politischen Eliten in Deutschland war dagegen
erstmals eine Gleichwertigkeit mit Frankreich
erreicht.25

Um die erfolgreiche bilaterale Kooperation nicht
zu gefåhrden, setzten beide Seiten auf eine ver-
stårkte europåische Integration: Im Rahmen der

21 Vgl. Ingo Kolboom, 35 Jahre Elys�e-Vertrag, in: Doku-
mente, 53 (1997) 6, S. 478±484.
22 Vgl. Franz-Joseph Meiûner, Franzæsisch und Deutsch.
Partnersprachen, Konkurrenten, Brçckensprachen zur
Mehrsprachigkeit?, in: Ingo Kolboom/Bernd Rill (Hrsg.),
Frankophonie ± nationale und internationale Dimensionen
(Argumente und Materialien zum Zeitgeschehen, Bd. 35),
Mçnchen 2002, S. 47±62.

23 Vgl. Julie Astorg/Elisabeth Gorecki-Schæberl, Struk-
turelle Verånderungen in den deutsch-franzæsischen Bezie-
hungen, in: Dokumente, 58 (2002) 4, S. 60±64. Anmerkung
der Redaktion: Siehe hierzu auch den Beitrag von Hartmut
Kaelble in dieser Ausgabe.
24 Vgl. Ingo Kolboom, Deutsch-franzæsische Beziehungen
und (k) ein Ende. . ., in: Dokumente, 58 (2002) 4, S. 54±59,
insbes. S. 56.
25 Vgl. Val�rie Gu�rin-Sendelbach, Frankreich und das
vereinigte Deutschland. Interessen und Perzeptionen im
Spannungsfeld, Opladen 1999, S. 323 f.
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Maastrichter Beschlçsse von 1992, welche die EU
begrçndet hatten, wurde dieWirtschafts- undWåh-
rungsunion (WWU) sowie die Einfçhrung einer
gemeinsamen Wåhrung fçr alle teilnehmenden
Lånder beschlossen. Der Euro ist das wichtigste
Projekt der deutsch-franzæsischen Zusammenar-
beit der vergangenen Dekade.26Aber seine Einfçh-
rung hatte eben auch konkrete machtpolitische
Hintergrçnde: Ein wiedervereinigtes Deutschland
drohte noch dominierender gegençber den euro-
påischen Partnern ± speziell Frankreich ± zu wer-
den. In der WWU sah Paris die Mæglichkeit, die
wahrgenommene Hegemonie Deutschlands einzu-
schrånken und die europåische Wirtschaftspolitik
selbst mitzubestimmen. Bonn hingegen wollte den
europåischen Partnern mit der Aufgabe seiner
Wåhrung demonstrieren, dass es trotz der Wieder-
vereinigung an seiner bisherigen kooperativen
Europa- und Frankreichpolitik festhålt.

Doch auch diese freiwillige Vergemeinschaftung
der nationalen Wåhrungspolitik konnte die weiter-
hin bestehenden Divergenzen zwischen der Bun-
desrepublik und Frankreich nicht çberdecken.
Denn im Gegenzug drångte Deutschland auf eine
baldige Erweiterung der EU nach Osten, wåhrend
Frankreich eine weitere institutionelle Vertiefung
als vorrangig ansah ± nicht zuletzt, um eine Macht-
verschiebung zugunsten Deutschlands zu verhin-
dern oder zumindest zu verzægern.27 Bereits vor
der Aufnahme Schwedens, Finnlands und Úster-
reichs in die Union (1995) wurde vor einer Locke-
rung der deutsch-franzæsischen Zusammenarbeit
und einem Zerfall der EU in einen sçdwestlichen
und einen nordæstlichen Interessenkreis gewarnt.28

Wçrde sich ein solches Szenario bewahrheiten,
wåre die Zusammenarbeit in der EU in Zukunft
immer mehr auf ein intergouvernementales
Niveau herabgestuft. Um dies zu verhindern,
erscheint die Fçhrungsrolle Deutschlands und
Frankreichs innerhalb der Union umso wichtiger.
Die beiden Lånder haben bereits in der Vergan-
genheit entscheidende Impulse zur Integration
gegeben: Mit einer vorab zwischen Deutschland
und Frankreich bilateral abgestimmten Position
wurde in den multilateralen Regierungskonferen-
zen oft ein groûer Schritt hin zu einem Kompro-
miss innerhalb der Gesamt-EU getan.

Dennoch haben die regelmåûigen Konsultationen
nicht verhindern kænnen, dass der deutsch-franzæ-
sische Motor seit Maastricht ins Stottern geraten
ist.29 Beim Gipfeltreffen von Nizza entbrannte im
Dezember 2000 ein schwerer Streit, als es um die
Neugewichtung der Sitze im EU-Ministerrat ging.
Hier kam die unmissverståndliche Weigerung
Frankreichs zum Ausdruck, Deutschland auf
Grund seiner græûeren Einwohnerzahl ± wenn
auch nur symbolisch ± ein stårkeres Gewicht zu
verleihen. Dies håtte eine Abkehr von der bisheri-
gen, politisch gewollten Paritåt bedeutet, welche
nach franzæsischer Lesart die Zusammenarbeit
vierzig Jahre lang stabilisiert hatte.30

Frankreich konnte sich letztlich durchsetzen, und
die Paritåt wurde beibehalten ± aber um welchen
Preis? Die geforderte zusåtzliche Stimme fçr
Deutschland im Ministerrat håtte den dortigen
Entscheidungsprozess wohl kaum beeinflusst. Die
Bedeutung liegt in der Symbolik. Die Bundesrepu-
blik håtte damit aus franzæsischer Sicht auch die
politische Fçhrungsrolle in Europa çbernommen,
und das traditionelle System der deutsch-franzæsi-
schen Gleichwertigkeit wåre zerfallen. Das franzæ-
sische Nein war daher nicht nur eine Frage des
nationalen Selbstverståndnisses, sondern auch
Ausdruck der unterschiedlichen europapolitischen
Pråferenzen. Wåhrend die Deutschen die EU am
liebsten nach ihrem fæderalen Regierungssystem
formen wçrden, verharren die Franzosen in der
Denktradition der zentralistisch verfassten, homo-
genen Staatsnation: Europåische Institutionen
kænnen demnach nicht autonom von den Mitglied-
staaten agieren, solange es keine einigende euro-
påische Nation gibt. Diese divergierenden Denk-
muster sind der eigentliche Grund fçr das Stocken
des deutsch-franzæsischen Motors in der vergange-
nen Dekade.

V. Zur Zukunft des Elys�e-Vertrags

Vor diesem Hintergrund ergeben sich fçr die
Zukunft der deutsch-franzæsischen Beziehungen
zwei Szenarien:

26 Vgl. Nathalie Jouan, Deutschland und Frankreich in der
Europåischen Union. Konvergenzen und Divergenzen in den
90er Jahren, Bonn 2003 (unveræffentlichte Dissertation).
27 Vgl. Marieluise Christadler/Henrik Uterwedde, Lånder-
bericht Frankreich. Geschichte, Politik, Wirtschaft, Gesell-
schaft (Schriftenreihe der Bundeszentrale fçr politische Bil-
dung, Bd. 360), Bonn 1999, S. 54.
28 Vgl. Ingo Kolboom, Dialog mit Bauchgrimmen? Die
Zukunft der deutsch-franzæsischen Beziehungen, in: Europa-
Archiv, 9 (1994), S. 257±264.

29 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu auch den Bei-
trag von Ulrike Gu�rot in dieser Ausgabe.
30 Vgl. Gisela Mçller-Brandeck-Bocquet, Frankreichs Eu-
ropapolitik unter Chirac und Jospin. Abkehr von einer kon-
struktiven Rolle in und fçr Europa?, in: Integration, 24 (2001)
3, S. 258±273; Markus Jachtenfuchs, Deutschland, Frank-
reich und die Zukunft der Europåischen Union, in: Michael
Meimeth / Joachim Schild (Hrsg.), Die Zukunft von Natio-
nalstaaten in der Europåischen Union, Opladen 2002,
S. 279 ± 294, insbes. 280.
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± Der Intergouvernementalismus setzt sich
durch, und Frankreich fållt in das çberwunden
geglaubte Gleichgewichtsdenken zurçck. Dies
wçrde unvermeidlich die Herausbildung von
gegensåtzlichen Lagern færdern, was Paris und
Berlin langfristig entfremden kænnte. Wechsel-
seitige, historisch bedingte Fehlwahrnehmun-
gen (besonders aus Sicht der franzæsischen
Regierung und Eliten) wåren die Folge mit
unmittelbaren Blockaden in der europåischen
Politikgestaltung.

± Die politisch erwirkte Paritåt zwischen Berlin
und Paris drångt beide Lånder in das Lager der
¹Groûenª, die gegen die ¹Kleinenª ± die
Kleinst- und Mittelstaaten in der EU ± oppo-
nieren, um nicht von diesen majorisiert werden
zu kænnen. Lagerçbergreifende Kompromisse
wåren ebenso erschwert und wçrden stark an
die historische Gemengelage im einstigen
Deutschen Bund erinnern.31

In jedem Fall ist der deutsch-franzæsische Kon-
sens, wie er bisher im Elys�e-Vertrag einen Rah-
men gefunden hat, durch die Verånderungen des
politischen Umfeldes ernsthaft unter Druck gera-
ten. Zentrale Akteure wie Frankreichs Staatspråsi-
dent Chirac und sein Auûenminister Dominique
de Villepin, aber auch Bundeskanzler Schræder
hatten zunåchst eine Neufassung (¹refondationª)
des bisherigen Grçndungspakts gefordert. Dieser
sollte die bilateralen Beziehungen auf ein neues
Kooperationsniveau heben, das durch eine gehalt-
volle politische Erklårung zur Finalitåt der euro-
påischen Integration abzusichern sei.32 Sie erhoff-
ten sich eine neue Dynamik auf europåischer
Ebene, wenn der deutsch-franzæsische Motor wie-
der auf Hochtouren låuft.33

Von anderer Seite wurde dagegen die Auffassung
vertreten, ein Zusatzprotokoll wçrde diesem Ziel
bereits entsprechen. Der altbewåhrte Elys�e-Ver-
trag fçge sich bestens als eine flexible Konstante in
die erweiterten Beziehungen ein.34 Beide Doku-

mente mçssten schlieûlich von den Parlamenten in
Deutschland und Frankreich ratifiziert werden.
Der ehemalige CDU-Abgeordnete und Auûenpo-
litik-Experte Karl Lamers schlieûlich hielt eine fei-
erliche Erklårung zum 40. Jahrestag fçr vællig aus-
reichend, um die verånderten Realitåten im Sinne
der alten Grçndungsintention neu zu beschreiben.
Zudem schlug er vor, den beiden Koordinatoren
der deutsch-franzæsischen Beziehungen (gegen-
wårtig der Historiker Rudolf von Thadden und der
ehemalige franzæsische Minister Andr� Bord) ein
stårkeres politisches Gewicht zu geben und den
Austausch zwischen den Parlamenten und den
Abgeordneten zu færdern.35

Unter der Fragestellung ¹Welches Europa wol-
len wir?ª haben die Koordinatoren auf dem
79. Deutsch-Franzæsischen Gipfel in Schwerin im
Juli 2002 eine Reihe von Vorschlågen unterbreitet.
Diese sollen helfen, das zukçnftige europåische
Profil (¹l'Europe-puissanceª) der deutsch-franzæ-
sischen Partnerschaft zu schårfen. Angestrebt wird

± ein offenes Europa, das zwar seine historische
Identitåt zu wahren versteht, sich aber auch
den globalen Herausforderungen stellt;

± ein Europa, das seine Einheit bejaht, ohne
restaurativ zu wirken;

± ein selbstbewusstes Europa, das Platz fçr natio-
nale und regionale Besonderheiten låsst;

± ein Europa auf der Grundlage der deutsch-
franzæsischen Partnerschaft, die ihren histori-
schen Eigenwert behålt;

± ein Europa der Bildung und Erziehung, das
weniger materiellen Interessen als der mensch-
lichen Kommunikation dient.36

Hierzu haben die Koordinatoren ein Vorberei-
tungskomitee angeregt, das zusammen mit den
Lånderbevollmåchtigten im Jubilåumsjahr zahlrei-
che Veranstaltungen planen soll.37 Frankreichs
Staatspråsident Chirac hatte bereits im Juni 2000
im Reichstag vorgeschlagen, jåhrlich eine deutsch-
franzæsische Groûkonferenz abzuhalten: Verant-
wortliche aus Politik, Wirtschaft, den Gewerk-
schaften und Verbånden, den Medien und aus dem
Kulturbereich kænnten zusammentreffen, um bila-

31 Vgl. I. Kolboom (Anm. 21), S. 58.
32 Vgl. Homepage der franzæsischen Botschaft in den USA
unter ¹Actualit�s, Relations France-Allemagneª in: http://
www.info-franc. . .tmnts/2002/france_allem230702.asp. Roger
de Weck hat allerdings in diesem Zusammenhang auf das
ganz unterschiedliche Verståndnis von Vertrågen in beiden
Låndern hingewiesen: Wåhrend die Deutschen einen Vertrag
zum beiderseitigen Nutzen abschlieûen, begrçnde dieser fçr
die Franzosen ein neues Macht- und eben kein Partner-
schaftsverhåltnis (Frankreich, der hilflose Partner , in: Der
Tagesspiegel vom 4. 10. 2002).
33 Øhnlich der Pråsident der Paneuropa-Union Deutsch-
land, Bernd Posselt (http://www.csu-europagruppe.de/aktu-
elles/mitteilungen/020612-1.htm).
34 Vgl. Daniel Collard, Le Partenariat franco-allemand. Du
Trait� de l'Elys�e � la R�publique de Berlin (1963 ± 1999),
Paris 1999, S. 78.

35 Vgl. LeMonde vom 14. 10. 2002, in: http://www.lemonde.
fr/article/0,5987,3214±294107-,00.html; Artikel aus dem
Online-Magazin ¹Planetagrarª (http://www.planetagrar.de/
article. php?sid=111).
36 Vgl. gemeinsame Rede der Koordinatoren anlåsslich des
79. Deutsch-Franzæsischen Gipfels in Schwerin am 30. 7. 2002
(http://www.auswaertiges amt.de/infoservice/presse/index
html).
37 Auf dem Schweriner Gipfel wurde die Bildung von vier
Arbeitsgruppen beschlossen ± eine davon widmet sich den
Vorbereitungen zum 40. Jahrestag des Elys�e-Vertrages.
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terale Interessengegensåtze zu erærtern und die
Zukunft der Nationalstaaten in der europåischen
Integration neu zu bestimmen.38

In den letzten beiden Monaten des Jahres 2002,
insbesondere nach den Bundestagswahlen in
Deutschland, haben die Treffen auf oberster
Ebene deutlich zugenommen. Der intensive Aus-
tausch grçndet auf die Einsicht der Verantwortli-
chen in Berlin: ¹Zweck hat es nur, etwas gemein-
sam mit Frankreich zu machenª.39 So konnten sich
beide Lånder ± auch gegen den Willen Londons
und anderer europåischer Partner ± auf einen
Kompromiss in der Agrarpolitik sowie auf einen
gemeinsamen Vorschlag im EU-Reformkonvent
zum Ausbau der innen- und rechtspolitischen
Zusammenarbeit und zur Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen mit der Tçrkei einigen.

Die Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag des Elys�e-
Vertrags sollen den Planungen des Schweriner
Gipfels und der Blaesheim-Runde in Storkow
zufolge zum Anlass genommen werden, die vor-
handenen Instrumentarien ± insbesondere die
regelmåûigen Treffen ± intensiver als bisher zu
nutzen und so das Arbeitsklima zwischen beiden
Låndern zu verbessern.40 Von der Option einer
Neufassung des Vertrags wurde dagegen Abstand
genommen.41

Fortschritte auf zentralen Feldern der Europapoli-
tik kænnten die bilaterale Zusammenarbeit ent-
scheidend wiederbeleben:

± Im Bereich von Sicherheit und Rçstung hat
sich die Institutionalisierung des gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungsrates nie richtig
entwickelt. Die Teilnahme erscheint den Ver-
antwortlichen in beiden Låndern eher als
låstige Pflicht denn als notwendige Abstim-
mung. Daher kænnen die bisherigen Instituti-
onen nur wenig zur Ûberwindung der Interes-
sengegensåtze in diesem Bereich beitragen. Ein
kleines Sekretariat aus wenigen Ministerialbe-

amten beider Lånder ist nætig, das als ståndige
Kontaktstelle den rechtzeitigen Informations-
austausch zwischen den Regierungen sicher-
stellt und vor unliebsamen Ûberraschungen
schçtzt. Folglich ist es nur zu begrçûen, wenn
deutsch-franzæsische Vorschlåge in diese Rich-
tung gehen.42

± Ein weiteres Feld gemeinsamen Handelns stellt
die Weiterentwicklung der Wirtschafts- und
Wåhrungsunion dar. Gerade in der Haushalts-
und Steuerpolitik wåre Deutschland gut bera-
ten, wenn es der franzæsischen Initiative fçr
eine stårker institutionalisierte makroækonomi-
sche Koordinierung auf europåischer Ebene
folgen wçrde. Auch in der Standort- und Ord-
nungspolitik sowie im gemeinsamen europå-
ischenWirtschafts- und Sozialraum, in derWett-
bewerbspolitik und der sozialen wie regionalen
Kohåsion liegen noch weitgehend unbeachtete
Potenziale fçr den gemeinsamen Ausbau einer
europåischen sozialen Marktwirtschaft.43

± Schlieûlich ist die Zusammenarbeit auf Regie-
rungsebene unbedingt durch Institutionen der
Zivilgesellschaften zu ergånzen. Gerade die
Arbeit im EU-Konvent bietet eine besondere
Gelegenheit fçr gesellschaftliche Organisatio-
nen, europåische Parteien44 sowie Wirtschafts-
und Sozialverbånde, die Debatte um gemein-
same Werte und Leitbilder in einen transnatio-
nalen Kontext zu stellen und dafçr die bereits
etablierten deutsch-franzæsischen Bçrgernetz-
werke verstårkt in Anspruch zu nehmen.

Allerdings stæût das deutsch-franzæsische Tandem
immer dann an seine Grenzen, wenn divergierende
Einstellungen zu den Grundfragen des politischen
Systems (Nationsbegriff, Staatsstruktur, Regie-
rungssystem) aufeinander prallen.45 Eine Alterna-
tive zu der privilegierten Partnerschaft der vergan-
genen 40 Jahre ist jedoch schwer vorstellbar. Nur
wenn sich die beiden Lånder zumindest in den
weniger stark von unterschiedlichen Pråferenzen
geprågten Bereichen einigen, kann sich auch die
Gemeinschaft weiterentwickeln.38 Vgl. Rede von Staatspråsident Jacques Chirac vor dem

Deutschen Bundestag, 27. 6. 2000 (http://www.bundestag. de/
blickpkt/ImBlick/2000/chithie1.html); vgl. auch M. Meimeth/
J. Schild (Anm. 30).
39 Zitiert nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ)
vom 25. 11. 2002, S. 5.
40 Der so genannte Blaesheim-Prozess bezeichnet die An-
fang 2001 in dem elsåssischen Ort bei Straûburg eingeleiteten
informellen Gespråche zwischen Staatspråsident, Bundes-
kanzler und den Auûenministern. Die Treffen finden unab-
hångig von den im Elys�e-Vertrag vorgesehenen Konsulta-
tionen statt.
41 Vgl. FAZ vom 6. 12. 2002, S. 3. Anmerkung der Redak-
tion: Die Arbeit an dem vorliegenden Beitrag wurde am
10. 12. 2002 abgeschlossen.

42 Vgl. Christoph Bertram/Joachim Schild u. a., Starting
over. For a Franco-German Initiative in European Defence,
Berlin 2002 (http://www.swp-berlin.org/pdf/ap/startingover.
htm).
43 Vgl. Henrik Uterwedde, Europas Motor, in: Blåtter fçr
deutsche und internationale Politik, 57 (2002) 12, S. 1423±
1426.
44 Vgl. Karl Magnus Johansson/Peter Zervakis (Hrsg.),
European Political Parties between Cooperation and In-
tegration (Schriften des ZEI, Bd. 33), Baden-Baden 2002.
45 Vgl. Axel Sauder, Souverånitåt und Integration. Franzæ-
sische und deutsche Konzeptionen europåischer Sicherheit
nach dem Ende des Kalten Krieges, Baden-Baden 1995.
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Ulrike Gu�rot

Die Bedeutung der deutsch-franzæsischen
Kooperation fçr den europåischen

Integrationsprozess

I. Wie steht es um die deutsch-
franzæsischen Beziehungen?
Eine Bestandsaufnahme

Vier Jahrzehnte lang ist die deutsch-franzæsische
Partnerschaft die Conditio sine qua non fçr Fort-
schritte im europåischen Integrationsprozess
gewesen. Doch von dieser Dynamik war in den
vergangenen Jahren nur noch wenig zu spçren.
Sind Frankreich und Deutschland darauf vorberei-
tet, das erweiterte Europa zu gestalten und der
Europåischen Union (EU) eine geopolitische
Dimension zu geben? Diese Frage stellt sich nach
dem Kopenhagener EU-Gipfel vom Dezember
2002, auf dem die Aufnahme der Tçrkei so gut wie
beschlossen wurde, umso drångender.1

Kein Zweifel, seit der Einrichtung des so genann-
ten ¹Blaesheim-Prozessesª im Januar 2001 hat es
zahlreiche deutsch-franzæsische Treffen und ge-
meinsame Erklårungen gegeben.2 So haben sich
beide Lånder beim EU-Rat in Brçssel im Oktober
2002 in groben Zçgen auf die Finanzierung der
Osterweiterung geeinigt; im November 2002 veræf-
fentlichten Deutschland und Frankreich eine
Gemeinsame Erklårung zur Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik fçr den Europåischen Konvent,
Anfang Dezember 2002 legten sie gemeinsame
Vorschlåge zur Vertiefung der Zusammenarbeit in
der Innen- und Justizpolitik vor.3 Doch all diese
Initiativen kænnen nicht verdecken, dass es um die
bilateralen Beziehungen seit geraumer Zeit nicht
zum Besten steht.4 Wurden die Verånderungen,
die der weltpolitische Umbruch 1989/90 mit sich
brachte, bis Mitte der neunziger Jahre noch rheto-
risch verbråmt, ist der Umgangston zwischenzeit-
lich rauer geworden. Dies zeigte sich spåtestens

beim Berliner EU-Gipfel im Mårz 1999, auf dem
Deutschland und Frankreich um die Finanzierung
einer erweiterten Union rangen, und erneut auf
dem Gipfel von Nizza im Dezember 2000, der die
EU institutionell auf die Erweiterung vorbereiten
sollte.5

1. Eine skeptische Sicht:
Warum der Motor stottert(e)

Noch zu Beginn der neunziger Jahre hatte beide
Partner das Ziel geeint, Deutschland unwiderruf-
lich in ein integriertes Gesamteuropa einzubinden.
Dies war das Paradigma deutscher Auûenpolitik
seit Konrad Adenauer gewesen. Mit Nachdruck
betonte gerade Bundeskanzler Helmut Kohl
immer wieder, dass die europåische Integration
mit dem Euro irreversibel werde. Wirtschafts- und
Wåhrungsunion (WWU) und Politische Union
sollten Hand in Hand gehen. Der Vertrag von
Maastricht war daher auch der Versuch, die ¹deut-
sche Frageª abschlieûend zu beantworten.

Nach der Verabschiedung der Einheitlichen Euro-
påischen Akte und der Vollendung des Binnen-
marktes, die den Integrationsprozess in den acht-
ziger Jahren beflçgelt hatten, stellte der Euro
jedoch zugleich das letzte gemeinsameGroûprojekt
beider Lånder dar. Sowohl die Franzosen als auch
die Deutschen hatten mit ihm ein çbergeordnetes
Interesse verfolgt: Frankreich wollte endlich die
strukturelle Asymmetrie des Europåischen Wåh-
rungssystems und die Dominanz der D-Mark çber-
winden. Deutschland versuchte, die bisherige Rolle
als Leit- oder Ankerwåhrung innerhalb der WWU
abzuschçtteln und zugleich die Politische Union zu
forcieren, auf die es wegen seiner Mittellage in
Europamehr als andere Lånder angewiesen ist.6

1 Vgl. Thomas Klau, Die Tçrkei gibt der EU eine neue
Ausrichtung, in: Financial Times Deutschland (FTD) vom
17. Dezember 2002, S. 35.
2 Anmerkung der Redaktion: Vgl. zum Blaesheim-Prozess
den Beitrag von Peter A. Zervakis und S�bastien von Gossler
in dieser Ausgabe.
3 Vgl. www.diplomatie.gouv.fr/actu/impression.asp?
ART=29942.
4 Vgl. Ulrike Gu�rot, Nach der Krise die ¹relanceª? An-
merkungen zum Stand der deutsch-franzæsischen Bezie-
hungen, in: Politische Studien, Mårz/April 2001, S. 31±49.

5 Vgl. dies., Nizza. Zur Genese eines unnætigen Psycho-
Dramas, in: Dokumente, 57 (2001) 1, S. 13±21.
6 Vgl. Carsten Hefeker, Between Efficiency and Stability.
Germany and European Monetary Union, in: Jean Pisani-
Ferry/ders./Hughess A.J. Hallet, The Political Economy of
EMU. France, Germany and the UK (Center for European
Policy Studies, Paper Nr. 69), Brçssel, Mai 1997, S. 39±69.
Eine ausfçhrliche Ûbersicht der deutsch-franzæsischen Strei-
tigkeiten bietet Ulrike Gu�rot, Deutschland, Frankreich und
die Wåhrungsunion. Ûber Diskussion und Metadiskussion,
in: Frankreich-Jahrbuch 1997, hrsg. vom Deutsch-Franzæsi-
schen Institut u. a., Opladen 1997, S. 223±241.
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Mit der Verwirklichung der WWU kam Deutsch-
land und Frankreich das gemeinsame Projekt
abhanden. Die Folge war ein Leerlauf in den
deutsch-franzæsischen Beziehungen. Fçr die Politi-
sche Union, die in Maastricht nur am Rande
behandelt worden war, gab und gibt es kein çber-
zeugendes bilaterales Konzept ± weder in Ams-
terdam 1997 noch in Nizza 2000 oder im Ver-
fassungskonvent.7 Die EU-Osterweiterung, fçr
Deutschland ein Schlçsselprojekt, war nie wirklich
ein franzæsisches Anliegen.8 Frankreichs Angst, im
erweiterten Europa marginalisiert zu werden, und
sein ¹jakobinischerª Rçckzug auf den National-
staat fçhrten in Deutschland zu Frustrationen.
Diese nåhrten eine Rhetorik des ¹nationalen
Interessesª, die man in der Bundesrepublik bisher
nicht vernommen hatte.

2. Systemische Brçche

Unmittelbar vor der anstehenden EU-Osterweite-
rung sind die besonderen deutsch-franzæsischen
Beziehungen in doppelter Hinsicht gefåhrdet. Es
fehlt nicht nur eine gemeinsame Vision, die Part-
nerschaft hat auch ihre traditionelle ¹Hebelwir-
kungª verloren: Das deutsch-franzæsische Engage-
ment ist nicht mehr hinreichende Bedingung fçr
die erfolgreiche Umsetzung europåischer Initiati-
ven. Gerade das erweiterte Europa eræffnet eine
Vielzahl von Ad-hoc-Allianzen jenseits der
¹strategischen Partnerschaftenª. Zudem zeigten
Deutschland wie Frankreich bereits in den spåten
neunziger Jahren die Tendenz, den Partner durch
Avancen gegençber Groûbritannien zu provozie-
ren: Hier ist das ¹Schræder-Blair-Papierª zum
¹Dritten Wegª9 ebenso zu nennen wie die britisch-
franzæsische St. Malo-Initiative zur europåischen
Verteidigung.10

Auffallend ist, dass die Zusammenarbeit zwischen
Berlin und Paris in den vergangenen Jahren oft
einzig darin bestand, dem Partner bei der Durch-
setzung nationaler Interessen in der EU zu assis-
tieren. So gab Bundeskanzler Gerhard Schræder
dem franzæsischen Premierminister Lionel Jospin
auf dem Gæteborger Gipfel im Juni 2001 Rçcken-
deckung im Kampf gegen die von der EU-Kom-
mission forcierte Liberalisierung des franzæsischen
Energiemarktes. Jospin wiederum unterstçtzte das
deutsche Ansinnen, den EU-Beitrittskandidaten
erst nach einer Ûbergangsphase volle Freizçgig-
keit im Personenverkehr zu gewåhren.11 So ver-
bçndeten sich Deutschland und Frankreich zwar
gegen unliebsame EU-Entscheidungen, der euro-
påischen Sache war damit aber keineswegs gedient
± der Erfolg des einstigen ¹Integrationsmotorsª
hinterlieû einen schalen Nachgeschmack. Zum
gemeinsamen Krisenmanagement waren beide
Lånder noch fåhig. Doch die inhaltliche Tragfåhig-
keit dieser bilateralen Initiativen ist fraglich.

II. Frankreich, Deutschland und das
¹Groûe Europaª: Ein Blick zurçck

Nach dem Umbruch 1989 tat sich Frankreich
schwer, die neue Rolle Deutschlands in Europa zu
akzeptieren.12 Die Zurçckhaltung von Pråsident
Fran�ois Mitterrand angesichts der sich anbahnen-
den Wiedervereinigung und mehr noch seine Ver-
suche, diese Entwicklung aufzuhalten, haben auf
deutscher Seite fçr Irritationen gesorgt und die
bilateralen Beziehungen erheblich gestært.

Die Atmosphåre konnte bereinigt werden, da
Deutschland sich konsequent fçr den Fortgang des
europåischen Integrationsprozesses einsetzte und
beim Europåischen Rat in Straûburg im Dezember
1989 der Einberufung von zwei Regierungskon-
ferenzen çber die Schaffung einer Politischen
Union und einer Wirtschafts- und Wåhrungsunion
zustimmte. Entsprechend der auûenpolitischen
Philosophie, dass die deutsche und die europåische
Wiedervereinigung zwei Seiten derselben Medaille
sind, konnte es damit sein ungebrochenes europå-
isches Engagement unter Beweis stellen und so
den franzæsischen Øngsten entgegenwirken.

7 Vgl. Joachim Schild, Franzæsische Positionen in der ersten
Phase des EU-Konvents. Raum fçr deutsch-franzæsische Ge-
meinsamkeiten? (SWP-Studie 26), Berlin, August 2002. Eine
gemeinsame deutsch-franzæsische Initiative zum Europå-
ischen Verfassungskonvent ist allerdings am 40. Jahrestag des
Elys�e-Vertrages geplant.
8 Als Blockademanæver sind z. B. Vorschlåge des dama-
ligen franzæsischen Auûenministers Hubert V�drine anlåss-
lich der im November 2001 vorgestellten Fortschrittsberichte
der EU-Kommission zur Osterweiterung zu interpretieren:
Er riet, doch gleich alle 12 Beitrittskandidaten, also auch
Rumånien und Bulgarien, in der ersten Runde aufzunehmen.
Vgl. Pressekonferenz V�drines zur Osterweiterung der EU
auf der Sitzung des Allgemeinen Rates am 19. November
2001 in Brçssel. Die deutsch-franzæsische Initiative zur Auf-
nahme der Tçrkei vor dem Gipfel in Kopenhagen vom 12./
13. Dezember 2002 berechtigt indes zu der Annahme, dass
beide Lånder jetzt ein gemeinsames Konzept zur EU-Er-
weiterung entwickeln.
9 Tony Blair/Gerhard Schræder, Europe. The Third Way/
Die Neue Mitte, London ±Bonn, 8. Juni 1998.
10 Vgl. die franzæsisch-britische Erklårung von St. Malo am
4. Dezember 1998 (www.france.diplomatie.fr/actual/evene-
ments/stmalo2.html).

11 Vgl. Herbert Brçcker und Christian Weise, EU-Oster-
weiterung. Abschottung oder regulierte Úffnung. Zu den
Fristen fçr die Arbeitnehmerfreizçgigkeit, in: Wochenbericht
des DIW 31/2001, Berlin 2001.
12 Vgl. zu den franzæsischen Reaktionen auf die Wieder-
vereinigung Val�rie Gu�rin-Sendelbach, Frankreich und das
vereinigte Deutschland. Interessen und Perzeptionen im
Spannungsfeld, Opladen 1999.
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Die Pariser Diplomatie hatte hingegen Schwierig-
keiten, sich auf die verånderte politische Lage ein-
zustellen. Fæderalen Konzepten fçr ein Gesamteu-
ropa stand Frankreich ablehnend gegençber, wie
Mitterrands Vorschlag einer ¹Europåischen Kon-
fæderationª zeigte: Die mittel- und osteuropå-
ischen Staaten sollten aus franzæsischer Sicht in
einer Art ¹special-relationshipª mit der Europå-
ischen Union verbunden, nicht aber integriert wer-
den. Dagegen verfolgte Deutschland aus Grçnden
der Selbsteinbindung weiter einen fæderalen
Ansatz. Damit fehlte Frankreich jedoch die Ener-
gie, die Politische Union innerhalb der bestehen-
den EU voranzutreiben. Mit seiner ablehnenden
Reaktion auf das 1994 vorgelegte ¹Schåuble-
Lamers-Papierª zu ¹Kerneuropaª13 wurde die viel-
leicht letzte Mæglichkeit zu einer institutionellen
Vertiefung der EU vor der anstehenden (Nord)-
Erweiterung verpasst.14 Bei den anschlieûenden
Verhandlungen çber den Amsterdamer Vertrag
1996/1997 konnten zentrale Fragen wie die kçnf-
tige Zahl der Kommissare, die Ausdehnung von
Mehrheitsentscheidungen bzw. die Neugewichtung
der Stimmen im Rat nicht zufriedenstellend gelæst
werden. Entsprechende deutsch-franzæsische Ini-
tiativen blieben aus; stattdessen stritten sich die
Regierungen beider Lånder çber die Ausgestal-
tung der Wåhrungsunion.

Kurz vor der Unterzeichnung des Amsterdamer
Vertrags kam es auf dem Deutsch-Franzæsischen
Gipfel von Poitiers im Juni 1997 zu heftigen Aus-
einandersetzungen çber die makroækonomische
und monetåre Ausrichtung der Wåhrungsunion.
Das Einzige, worauf sich Deutschland und Frank-
reich einigen konnten, war eine Initiative zum
Subsidiaritåtsprinzip.15 Erstmals zielte ein deutsch-
franzæsischer Vorschlag damit nicht auf die Står-
kung der EU-Strukturen, sondern sollte im Gegen-
teil nationale Vorbehalte erleichtern. Eine von den
Auûenministern beider Lånder vorgelegte Initia-
tive fçr eine Flexibilitåtsklausel, insbesondere im
Bereich der Auûen- und Sicherheitspolitik, fand
zwar Eingang in den Amsterdamer Vertrag.16 Ihre
politische Wirkung verpuffte aber rasch. Damit
war die deutsch-franzæsische Dynamik in institu-
tionellen Fragen vollends erschæpft.

Der Grabenkampf um die Stimmenverteilung im
Rat, den sich beide Lånder auf dem Gipfel von

Nizza lieferten, zeigte, dass der deutsch-franzæsi-
sche Motor von der Paritåt in den EU-Institutio-
nen abhångt. Um seinem spezifischen Gewicht ±
insbesondere in der Europåischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik ± mehr Ausdruck zu verlei-
hen, verfolgte Frankreich seit Ende der neunziger
Jahre zunehmend einen intergouvernementalen
Ansatz. Wåhrend es fortan verstårkt inhaltliche
Fragen in den Vordergrund stellte,17 wollte
Deutschland zunåchst den institutionellen Rah-
men fçr eine weitere Kooperation schaffen.18 Die
Diskussion entwickelte sich zu einem ¹dialogue
des sourdesª, einem Dialog von Tauben. Anhand
der drei Schlçsselthemen Wåhrungsunion, Ost-
erweiterung und Verfassungsdebatte soll dies im
Folgenden beschrieben werden.

III. Die Agenda der Zukunft: Raum
fçr deutsch-franzæsische Initiativen?

1. Die Wåhrungsunion und der Stabilitåts-
und Wachstumspakt

Die Schaffung der Wåhrungsunion hat vor allem
in den Jahren 1992 bis 1998 zu groûen Verwerfun-
gen zwischen Deutschland und Frankreich
gefçhrt.19 Die Nachbeben dieser Diskussion um
die konkrete Ausgestaltung und die Modalitåten
der Wåhrungsunion sind bis heute zu spçren, nicht
zuletzt vor dem Hintergrund der aktuellen Ent-
wicklungen um den Stabilitåts- und Wachstums-
pakt.

Frankreich hatte von Anfang an das Gefçhl, in
dieser Frage unter einem ¹deutschen Diktatª zu
stehen. Die im Maastrichter Vertrag festgelegten
Statuten der Europåischen Zentralbank (EZB)
entsprachen der Verfassung der Bundesbank, die
EZB sollte ihren Sitz in Frankfurt nehmen, der
Name ¹Ecuª wurde ± auf deutschen Wunsch ± in
¹Euroª umgewandelt. Der auf dem Europåischen
Rat in Dublin 1996 beschlossene ¹Stabilitåtspaktª
folgte einem deutschen Plan und, nach franzæsi-

13 Vgl. CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ûberlegungen zur
Europapolitik, 1. September 1994; Vgl. zu den franzæsischen
Reaktionen Le Monde (LM) vom 18. Oktober 1994,
23. November 1994 sowie 12. Dezember 1994.
14 1995 wurde die EU um Finnland, Ústerreich und
Schweden erweitert.
15 Vgl. den gemeinsamen Brief anlåsslich des EU-Gipfels
in Florenz im Juni 1996.
16 Hierbei handelt es sich um die so genannte ¹Nçrnberger
Erklårungª. Vgl. LM vom 12. Dezember 1996.

17 Vgl. die Rede von Premierminister Lionel Jospin in
Berlin vom 28. Mai 2001; dazu ausfçhrlich: Beate Neuss, Die
Krise als Durchbruch. Die EU zwischen Vertragsreform und
Verfassungsentwurf, in: Internationale Politik, 67 (2002) 1,
S. 9±16.
18 Vgl. u. a. den Leitantrag ¹Verantwortung fçr Europaª
auf dem SPD-Parteitag in Nçrnberg vom 19. bis 22. No-
vember 2001, auszugsweise abgedruckt in: Internationale
Politik, 66 (2001) 1, S. 102 ff.
19 Vgl. dazu ausfçhrlicher Eric Aeschimann/Pascal Rich�,
La Guerre de sept ans. Histoire s�cr te du franc fort, Paris
1996; Ulrike Gu�rot, Le d�bat sur l'UEM en Allemagne. Es-
sai d'analyse (Groupement d'Etudes et de Recherches Notre
Europe, S�rie Probl�matiques Europ�ennes, Nr. 1), Paris
April 1997.
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scher Lesart, einer Art deutscher ¹Zusatzfor-
derungª. Die fiskalischen Konvergenzkriterien
bezçglich des Defizits und der Staatsverschuldung
sollten auf einmal nicht mehr ± wie im Maastrich-
ter Vertrag eigentlich vorgesehen ± ¹dynamischª
erfçllt werden, sondern ¹punktgenauª (3,0 Pro-
zent). Was den Deutschen als Mittel geldpoliti-
scher Stabilitåt erschien (¹Der Euro: Stark wie die
Markª), bedeutete fçr die Franzosen geldpoliti-
sche Rigiditåt, die angesichts der ohnehin ange-
spannten Konjunkturlage nur zusåtzliche Arbeits-
plåtze koste (¹Maastricht tue l'emploiª).20

Deutschland tat recht daran, die geldpolitische
Stabilitåt des Euro zu verteidigen und auf einen
ausgeglichenen Haushalt der EU-Mitglieder zu
drången. Aber auch das franzæsische Argument,
geldpolitische Rigorositåt allein fçhre nicht zu
einer volkswirtschaftlichen Gesundung, hatte seine
Berechtigung. Umso heftiger war der Schlagab-
tausch zwischen beiden Låndern. Der Streit
konnte nur dadurch beendet werden, dass
Deutschland einem ¹Beschåftigungskapitelª im
Amsterdamer Vertrag und einem ¹Europåischen
Sondergipfel zur Beschåftigungª im November
1997 in Luxemburg zustimmte.

Die aktuelle Debatte um den Stabilitåtspakt zeigt,
dass die damaligen franzæsischen Einwånde
berechtigt waren. Sowohl Deutschland als auch
Frankreich werden im Jahr 2003 das Defizitkrite-
rium von drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
voraussichtlich verfehlen. Angesichts der derzei-
tigen wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion um
die Maastricht-Kriterien sind Reformen und
Modifikationen des Paktes zu erwarten;21 diese
kænnten den franzæsischen Bedenken Rechnung
tragen.22 Die bereits getroffene Entscheidung,
kçnftig auf strukturelle Defizite abzuheben und
konjunkturelle Faktoren herauszurechnen, ent-
spricht im Kern dem alten franzæsischen Anliegen,
eine bereits schwåchelnde Wirtschaft nicht durch
exzessive Haushaltskonsolidierung weiter ¹abzu-
wçrgenª und Spielråume fçr die automatischen
Stabilisatoren zu lassen.23 Deutschland und Frank-
reich haben hier bereits auf eine Anpassung des
Vertrages an die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen in der Eurozone hingewirkt, und dieser
Vorstoû ist zu begrçûen.24 Es bleibt jedoch abzu-

warten, ob daraus eine europåische Initiative fçr
die Neufassung des Paktes entsteht.

2. Die Finanzierung und Gestaltung
der EU-Osterweiterung

Bei der Frage der Finanzierbarkeit der Osterwei-
terung ging es im Kern stets um die klassische
deutsch-franzæsische Auseinandersetzung çber
den EU-Haushalt. Die Interessen von Deutsch-
land als græûter Nettozahler und Frankreich als
eines der Lånder, die finanziell massiv von der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) profitieren,
kænnten gegensåtzlicher nicht sein.25 Zuletzt
bestimmte dieser Konflikt die Verhandlungen um
die Agenda 2000, die mittelfristige Finanzplanung
der EU, sowie die nachfolgenden Versuche zur
Læsung der Agrarfrage.

Insofern ist es hæchst beachtlich, dass die EU-Mit-
gliedstaaten auf den Gipfeltreffen in Brçssel am
24./25. Oktober 2002 und Kopenhagen am 12./
13. Dezember 2002 in dieser Frage eine Ûberein-
kunft erzielt haben ± auf der Grundlage einer
deutsch-franzæsischen Initiative. Die Staats- und
Regierungschefs vereinbarten, die Agrarausgaben
(abgesehen von einem 1-prozentigen Inflations-
ausgleich ab 2007) auf dem Niveau von 2006 ein-
zufrieren;26 lediglich die Hilfen fçr den Struktur-
wandel in låndlichen Regionen sind davon
ausgenommen. Da die Mittel nach der EU-Erwei-
terung auch an die neuen Mitgliedslånder flieûen,
werden sich die Landwirte kçnftig auf niedrigere
Subventionen einstellen mçssen. In Kopenhagen
wurde der in Brçssel vereinbarte Plafond fçr die
Agrarausgaben auf polnischen Druck zwar gering-
fçgig erhæht, es blieb aber im Wesentlichen bei
dem zuvor von Deutschland und Frankreich aus-
gehandelten Kompromiss.

Ohne Zweifel låsst sich diese Einigung als Erfolg
fçr die EU und das deutsch-franzæsische Tandem
werten. Immerhin haben Deutschland und Frank-
reich die historisch und politisch wichtigste Heraus-
forderung fçr die Union, die Osterweiterung, nicht
an der Agrarfrage scheitern lassen. Am Ende ver-
zeichneten beide Seiten einen Erfolg: Frankreichs
Pråsident Jacques Chirac konnte seine Bauern ver-

20 Dt.: ¹Maastricht tætet Arbeitsplåtzeª. Vgl. zur Fçlle der
franzæsischen Pressereaktionen ebd.
21 Vgl. Sparplåne bei Úkonomen umstritten, in: FTD vom
1. Oktober 2002, S. 12.
22 Vgl. Prodi: Der Stabilitåtspakt ist dumm, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 18. Oktober 2002.
23 Vgl. Martin Wolf, The eurozone should plot a faster
economic course, in: Financial Times, 20. Oktober 2002
24 Vgl. Schræder und Chirac einig gegen Zentralbank, in:
FTD vom 6. Oktober 2002.

25 Vgl. Christian Weise u. a., Die Finanzierung der Oster-
weiterung der EU, Baden-Baden 2002.
26 Vereinbart wurde eine nominale Steigerung um ein Pro-
zent pro Jahr. Liegt die tatsåchliche Inflationsrate çber die-
sem Wert, bedeutet dies eine reale Senkung der Ausgaben.
Vgl. FTD vom 28. Oktober 2002. Fçr die neuen Beitritts-
staaten ist ein so genanntes ¹phasing-inª in die GAP vorge-
sehen: Ihnen werden im Jahre 2004 zunåchst 25% der Di-
rektbeihilfen, 2005 dann 30%, 2006 dann 35% etc. ausgezahlt,
bis sie im Jahr 2013 das Niveau der Altmitglieder erreichen.
Zu den Details vgl. Ulrike Gu�rot, Annåherung in der
Agrarpolitik. Trågt der deutsch-franzæsische Kompromiss?,
in: Internationale Politik, 67 (2002) 1, S. 53±57.
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træsten, dass bis zur Neufassung des EU-Finanzrah-
mens im Jahre 2006 alles beim Alten bleibt. Bun-
deskanzler Schræder erreichte durch die Deckelung
der Agrarreformen, dass die deutschen Nettoaus-
gaben im Zuge der Osterweiterung zumindest nicht
ins Uferlose steigen ± auch wenn er die angestrebte
Haushaltsneutralitåt nicht durchsetzen konnte.27

Und: Die Beitrittskandidaten werden nicht zu Mit-
gliedstaaten zweiter Klasse degradiert.

Doch Reformpolitik und die Gestaltung der Inte-
gration in einer auf 27 Mitglieder angewachsenen
EU sehen anders aus. Die positive Resonanz auf
den deutsch-franzæsischen Schulterschluss zeigt
wohl vor allem, wie gering die Erwartungen inzwi-
schen sind.28 Eine inhaltliche Reform der Agrar-
politik wurde erneut verschoben.29 Damit steht
Frankreich und Deutschland in der Zeit von 2003
bis 2006 noch viel Arbeit bevor, und es bieten sich
einige Reibungsflåchen. Denn letztlich geht es
auch um die Frage, ob die EU weiterhin rund die
Hålfte ihres Haushaltes fçr die Landwirtschaft und
damit fçr nur fçnf Prozent der europåischen
Bevælkerung ausgibt30 oder ob das Geld statt-
dessen nicht in Zukunftsprojekte ± wie den Aus-
bau der europåischen Verteidigungspolitik, den
gemeinsamen Grenzschutz oder die Hochtechno-
logie ± investiert werden sollte. Frankreich und
Deutschland tragen hier eine groûe Verantwor-
tung. Trotz ihres Krisenmanagements im Vorfeld
der EU-Osterweiterung steht eine entsprechende
langfristige konzeptionelle Planung noch aus.

3. Die kçnftige Verfassung Europas ist mehr als
ein Vertragstext

Fast alle Fragen der institutionellen Gestaltung
Europas, die im vergangenen Jahrzehnt zu Kon-
troversen zwischen Deutschland und Frankreich
gefçhrt haben, liegen in den unterschiedlichen
Verfassungstraditionen begrçndet: Auf der einen
Seite steht das semi-pråsidentiell regierte und zen-
tralistisch organisierte Frankreich, auf der anderen
Seite das parlamentarisch regierte und fæderal
organisierte Deutschland. Nur vordergrçndig strei-
ten sich beide Lånder um Begriffe ± Fæderation
oder Subsidiaritåt. De facto geht es um Demokra-

tiekonzepte und die Frage, wie die europåischen
Institutionen sui generis zu gestalten sind.

Lange Zeit hatte Deutschland auch im EU-Rah-
men fæderale Strukturen befçrwortet: die Ausdeh-
nung von Mehrheitsentscheidungen, eine starke
Kontrolle der Europåischen Kommission durch
das Europåische Parlament (EP) und die zumin-
dest tendenzielle Entwicklung der Kommission zu
einer europåischen Regierung bei gleichzeitiger
Respektierung des Subsidiaritåtsprinzips. Dagegen
bevorzugte Frankreich einen intergouvernementa-
len Ansatz und wollte den Europåischen Rat als
Exekutive færdern.31

Zwar vertritt die Bundesregierung offiziell nach
wie vor die Position, dass der Pråsident der Kom-
mission durch das Europåische Parlament gewåhlt
werden soll. Aber Frankreich zeigte wenig Offen-
heit fçr das, was die Deutschen ¹Demokratisierung
durch Politisierungª nennen. Das deutsche Modell
wçrde die Kommission und das Europåische Parla-
ment dadurch aufwerten, dass die Bçrger bei Euro-
pawahlen ihre ¹europåische Regierungª wåhlen
kænnten. Doch Frankreich hat damit gleich zwei
Probleme, ein prinzipielles und ein praktisches.
Zum einen fehlt ihm ein starkes Parlament. Zum
anderen werden durch die Beschlçsse von Nizza
kçnftig weniger franzæsische als deutscheAbgeord-
nete im EP sitzen; schon deshalb lehnt Frankreich
einenMachtzuwachs fçr das Gremium ab.

Die Diskussion verlåuft jedoch långst nicht mehr
entlang nationaler Grenzen. Der im Februar 2002
eingesetzte Verfassungskonvent unter der Leitung
des frçheren franzæsischen Pråsidenten Val�ry
Giscard d'Estaing muss einer Vielzahl von Akteu-
ren gerecht werden; diese gruppieren sich zuneh-
mend entlang der Trennungslinie ¹fæderalª versus
¹intergouvernementalª. Zudem hat der deutsch-
franzæsische Disput çber den Begriff der ¹Fædera-
tionª32 in den vergangenen Jahren nur dazu
gefçhrt, dass die Debatte um die institutionelle
Zukunft Europas zunehmend von Groûbritannien
besetzt wurde. Zwar gab es mit der Erklårung
von Laeken, in der Deutschland und Frankreich
im Dezember 2001 die Einberufung eines Euro-
påischen Verfassungskonvents forderten, eine
gemeinsame Initiative ± diesmal sogar von beiden
Parlamenten getragen.33 Aber Berlin und Paris27 Vgl. Berlin und Paris feiern sich als Sieger im Finanz-

poker, in: FTD vom 28. Oktober 2002.
28 Vgl. die Aussage des polnischen Auûenministers Wlod-
zimierz Cimoszewicz: ¹Wichtiger als der Inhalt des Kompro-
misses ist, dass çberhaupt eine Entscheidung gelungen ist.ª
Zitiert nach: Handelsblatt vom 28. Oktober 2002, S. 7.
29 Vgl. Christian Weise, Deutsche Debatte um den EU-
Haushalt. Senkung des Nettobeitrags kein Reformersatz,
Wochenbericht des DIW 40/1997, S. 730±737.
30 Derzeit betrågt der EU-Haushalt etwa 100 Milliarden
Euro, davon flieûen ca. 48 Milliarden in die Gemeinsame
Agrarpolitik.

31 Vgl. den Verfassungsentwurf von Alain Jupp� und Jac-
ques Toubon, zu finden im Policy-Forum ¹Europåische Ver-
fassungª unter www.weltpolitik.net.
32 Vgl. Ulrike Gu�rot, Eine Verfassung fçr Europa? Neue
Regeln fçr den alten Kontinent, in: Internationale Politik, 67
(2002) 1, S. 28±37.
33 Vgl. die Gemeinsame Erklårung bei den 78. Deutsch-
Franzæsischen Konsultationen çber die groûen europapoli-
tischen Prioritåten vom 23. November 2001 in Nantes, abge-
druckt in: Internationale Politik, 67 (2002) 1, S. 101.
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konnten sich mit ihrem Anliegen nicht durchset-
zen. Nach einem entsprechenden britisch-spani-
schen Vorschlag vom Februar 2002 dreht sich die
Diskussion inzwischen um die Frage, ob ein Pråsi-
dent des Europåischen Rates die EU nach auûen
vertreten soll. Frankreich hat sich dem Vorschlag
bereits angeschlossen. Und auch der am 28. Okto-
ber 2002 pråsentierte Entwurf des Konventpråsi-
diums unter Federfçhrung von Giscard d'Estaing
hat diesen aufgegriffen.34 Problematisch ist jedoch,
dass dieses Konzept maûgeblich die intergouver-
nementale Komponente der EU-Institutionen står-
ken wçrde. Dafçr spricht auch, dass der von
Giscard d'Estaing vorgesehene ¹Kongress der
Europåischen Vælkerª aus nationalen Abgeordne-
ten zusammengesetzt sein soll.

Deutschland nimmt hier eine zægerliche und
uneinheitliche Position ein. Wåhrend Bundeskanz-
ler Schræder sich bereits positiv zu diesem Vor-
schlag geåuûert hat,35 scheint Auûenminister
Joschka Fischer noch immer fæderalen Konzepten
anzuhången, wie er sie in seiner Rede an der Hum-
boldt-Universitåt in Berlin skizziert hat. Es wird
sich zeigen, inwieweit Fischer den Konvent beein-
flussen und sich gegençber Schræder durchsetzen
kann. Nachdem sich Frankreich ± von wenigen
Ausnahmen abgesehen36 ± scheinbar endgçltig von
fæderalen Konzepten verabschiedet hat, fçhrt
Deutschland eine Art Rçckzugsgefecht. Der deut-
sche Ansatz zielt nun auf eine Stårkung des Euro-
påischen Rates, aber unter Beibehaltung des
Machtgleichgewichts der EU-Institutionen ± d. h.
ohne Schwåchung der Kommission und des Euro-
påischen Parlaments. In diesem Sinne setzt
Deutschland mit seinen jçngsten Vorschlågen auf
eine Doppelspitze ± einen Pråsidenten des Euro-
påischen Rates und einen gewåhlten Kommissi-
onspråsidenten.37

Das deutsche Problem ist, dass es wenig çberzeu-
gende Vorschlåge fçr eine Stårkung von Kommis-

sion und Parlament gibt. Denn eine ¹Politisie-
rungª der Kommission kænnte mittelfristig auch
ihre Schwåchung bedeuten. Wichtige Bereiche der
heutigen Kommissionsarbeit, z. B. das Wettbe-
werbsrecht, mçssten in unabhångige europåische
Agenturen çberfçhrt werden. Eine politische
Kommission kænnte ihrer Rolle als ¹Hçterin der
Vertrågeª nicht mehr nachkommen. Am proble-
matischsten aber ist, dass Deutschland fçr eben-
diese Plåne der strategische Verbçndete Frank-
reich fehlt. Es ist zum derzeitigen Zeitpunkt
zweifelhaft, ob sich beide Lånder in der zum
40. Jahrestag des Elys�e-Vertrages geplanten
Gemeinsamen Erklårung zur Europåischen Ver-
fassung aufeinander zu bewegen werden. Zwar hat
der franzæsische Auûenminister Dominique de
Villepin vor kurzem deutliche Zugeståndnisse hin-
sichtlich der Stårkung von Europåischem Parla-
ment und Kommission gemacht.38 Was die Frage
der zukçnftigen europåischen Exekutive ± die
Kernfrage der Verfassungsdiskussion ± anbelangt,
so sind die Divergenzen zwischen Deutschland
und Frankreich aber noch nicht ausgeråumt.

IV. Fazit: Vom ¹Muddling throughª
zum ¹Agenda Settingª?

Nach einer langen Phase der schleichenden Ent-
fremdung haben sich die deutsch-franzæsischen
Beziehungen in den vergangenen Wochen wieder
verbessert. Deutschland und Frankreich versuchen
zumindest, ihr europapolitisches Engagement in
allen Politikbereichen aufeinander abzustimmen.
Das ist begrçûenswert. Denn noch immer ist ihr
Schulterschluss eine notwendige Bedingung fçr
Fortschritte in Europa ± auch angesichts der Tatsa-
che, dass beide Lånder eine groûe Blockademacht
besitzen.

Nun mçssen der Rhetorik konkrete Schritte fol-
gen. Den EU-Haushalt gilt es grundlegend zu
modernisieren und fçr Zukunftsaufgaben zu
rçsten. Frankreich und Deutschland haben es in
der Hand, diese Reform vorzubereiten. Vorausset-
zung ist jedoch die Bereitschaft, die Besitzstånde
in der çberkommenen Struktur der Gemeinsamen
Agrarpolitik anzutasten. In der Justiz- und Innen-
politik wåre es ein wirklicher Fortschritt, wenn der

34 Vgl. European Convention, Dokument CONV 369/02,
Brçssel, 28. Oktober 2002.
35 Vgl. Schræder backs EU presidency, in: Financial Times
vom 11. Oktober 2002.
36 Vgl. Robert Badinter, Convention sur l'avenir de l'Eu-
rope. Entretien avec Robert Badinter, in: LM vom
27. September 2002.
37 Vgl. Hans-Gert Pættering, Wie die EU gefçhrt werden
soll, in: FAZ vom 19. Oktober 2002. Dagegen befçrworten
britische Vertreter einen einzigen Pråsidenten des Rates, der
zugleich der Kommission vorsteht. Allerdings hat Tony Blair
jçngst in einer beachtlichen Rede klargestellt, dass die EU
eine starke Kommission braucht; er sprach in diesem Zusam-
menhang von einer mæglichen ¹partnershipª zwischen Kom-
mission und Rat. Dies baut zumindest eine Brçcke zu den
Initiativen der EU-Kommission fçr den Verfassungskonvent,
die stark fæderale Tendenzen haben: Demnach wçrde der
Kommissionspråsident vom Parlament gewåhlt, die Kom-
mission wåre sowohl dem Parlament als auch dem Rat poli-

tisch verantwortlich, Mehrheitsentscheidungen wçrden aus-
gedehnt und das Europåische Parlament erhielte volle
Rechte. Vgl. die Rede von Premierminister Tony Blair in der
Old Library Cardiff ¹The Future of Europe. Strong, Effec-
tive, Democraticª, gehalten am 28. November 2002.
38 Vgl. die Rede des franzæsischen Auûenministers Domi-
nique de Villepin zu Europa, gehalten in Marseille am
2. Dezember 2002 (www.botschaft-frankreich.de).
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so genannte ¹Dritte Pfeilerª in die integrierten
EU-Strukturen çberfçhrt wçrde.39 Als græûte
Volkswirtschaften in Europa tragen beide Lånder
zudem Verantwortung dafçr, dass die Eurozone
durch beherzte und koordinierte Reformschritte
insbesondere im Bereich der Renten- und Steuer-
politik auf Wachstumskurs gebracht wird.

Hauptaufgabe ist indes die Konzeption eines effi-
zienten, transparenten und demokratischen politi-

schen Systems auf europåischer Ebene. In der nun-
mehr erweiterten Union ist die Abschaffung des
Einstimmigkeitsprinzips eine Kernforderung, um
die Handlungsfåhigkeit auch in Zukunft sicherzu-
stellen. Zudem mçssen Frankreich und Deutsch-
land eine geopolitische Vision fçr Europa entwi-
ckeln. Dazu gehæren die kçnftigen Grenzen der
Union ebenso wie die Ausgestaltung einer nach-
haltigen Nachbarschaftspolitik, etwa gegençber
den EU-Anrainerstaaten im sçdlichen Mittelmeer-
raum. Die Gestaltung einer Politischen Union, die
als globaler Akteur Stimme und Macht hat, ist
die Zukunftsaufgabe, die beide Partner angehen
mçssen. Das Nachdenken çber die ¹Weltmacht
Europaª und ihre politische Verfasstheit hat
gerade erst begonnen. Frankreich und Deutsch-
land werden die Skizze einer EU des Jahres 2010
nicht alleine anfertigen kænnen. Aber ein gemein-
samer Entwurf håtte nach wie vor Gewicht.

39 Anmerkung der Redaktion: Im Maastrichter Vertrag
werden die verschiedenen Politikbereiche drei Subsystemen
± den drei Såulen oder Pfeilern ± mit unterschiedlichen Gra-
den an Verfasstheit und demokratischer Kontrolle zuge-
wiesen. Nur die erste und ålteste Såule ± die EG ± ist su-
pranational verfasst. Die zweite und dritte Såule ± also die
gemeinsame Auûen- und Sicherheitspolitik sowie die Ko-
operation in der Innen- und Justizpolitik ± dienen lediglich
einer intergouvernementalen Zusammenarbeit unter dem
Dach der EU.
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Michael Meimeth

Deutsche und franzæsische Perspektiven einer
Gemeinsamen Europåischen Sicherheits- und

Verteidigungspolitik

Offene Fragen und verdeckte Widersprçche

I. Einleitung

Helmut Schmidt bezeichnete die Europåische
Gemeinschaft einst als wirtschaftlichen Riesen,
aber politischen Zwerg. Um aus diesem einen
weltpolitisch handlungsfåhigen Akteur zu machen,
verståndigten sich der damalige Bundeskanzler
und der franzæsische Staatspråsident Val�ry Gis-
card d'Estaing Anfang der achtziger Jahre darauf,
die bilaterale Zusammenarbeit auf den Bereich
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auszu-
dehnen. Diese Kooperation sollte in einen Vertrag
çber eine deutsch-franzæsische Militårallianz mçn-
den.1

Der Plan, der an der Wahlniederlage Giscards im
Mai 1981 scheiterte, stand ebenso wie die darauf
folgenden Initiativen zur Wiederbelebung der
Sicherheits- und Verteidigungskooperation ganz in
der Tradition des Elys�e-Vertrages von 1963. All
diese Initiativen stieûen jedoch dort an ihre Gren-
zen, wo sie mit der Logik des internationalen
Systems kollidierten. So hatte Charles de Gaulle
bereits in der ersten Hålfte der sechziger Jahre
erfolglos versucht, seine europåische Konzeption
durchzusetzen ± ein Entwurf, der Westeuropa
einen græûeren Handlungsspielraum in der Welt-
politik eræffnen sollte und mit der Vision eines
Europas der Vaterlånder vom Atlantik bis zum
Ural langfristig auf die Ûberwindung der europå-
ischen und damit auch der deutschen Teilung
zielte.

De Gaulles Konzept ± dem sich auch seine Nach-
folger zumindest bis zu einem gewissen Grad ver-
pflichtet fçhlten ± scheiterte, weil es der bipolaren
Struktur des Ost-West-Konflikts entgegenstand. In
diesem Konflikt war Frankreich zugleich Konflikt-

partei und Teil der Konfliktstruktur, die seinen
sicherheits- und verteidigungspolitischen Spiel-
raum bedingte und begrenzte. Daran ånderte auch
die unabhångige Nuklearstreitmacht nichts, die
doch mit dem erklårten Ziel aufgebaut worden
war, diese Struktur zu çberwinden.2

Fçr Deutschland stellte die franzæsische Konzep-
tion unter den bestehenden internationalen Bedin-
gungen nie eine Alternative dar. Aufgrund der
prekåren weltpolitischen (Grenz-)Lage der Bun-
desrepublik war die Einbindung in die transatlan-
tische Sicherheitsgemeinschaft stets das unum-
strittene Ziel deutscher Politik. Dies bedeutete
allerdings auch, dass fçr sie die Option der Nicht-
teilnahme an der gemeinsamen Verteidigung im
NATO-Rahmen theoretisch wie praktisch ausge-
schlossen blieb.

Mit dem weltpolitischen Umbruch zu Beginn der
neunziger Jahre haben sich fçr Deutschland und
Frankreich jedoch neue Handlungsspielråume
eræffnet. Sie nutzten diese kontinuierlich fçr
gemeinsame Initiativen zur Stårkung der sicher-
heits- und verteidigungspolitischen Eigenståndig-
keit Europas.3 Den vorlåufigen Hæhepunkt bilden
die ¹Gemeinsamen Vorschlåge zum Bereich Euro-
påische Sicherheits- und Verteidigungspolitikª, die
Auûenminister Joschka Fischer und sein fran-
zæsischer Amtskollege Dominique de Villepin den
Mitgliedern des Europåischen Konvents am
22. November 2002 unterbreitet haben. Demnach
soll der Vertrag çber die Europåische Union (EU)
¹auch die Fortentwicklung der ESVP zu einer
Europåischen Sicherheits- und Verteidigungsunion
umfassen, die auch zur Stårkung des europåischen

1 Vgl. Michael Meimeth, Frankreichs Entspannungspolitik
der 70er Jahre: Zwischen Status quo und friedlichemWandel.
Die Øra Georges Pompidou und Val�ry Giscard d'Estaing
(Aktuelle Materialien zur internationalen Politik, Bd. 24),
Baden-Baden 1990, S. 58 ff.

2 Vgl. ders., Frankreichs Sicherheitspolitik unter den Be-
dingungen des Ost-West-Konflikts. Interessen und Hand-
lungsspielråume, in: Hanns W. Maull/ders./Christoph Neû-
hæver (Hrsg.), Die verhinderte Groûmacht. Frankreichs
Sicherheitspolitik nach dem Ende des Ost-West-Konflikts,
Opladen 1997, S. 37±53.
3 Vgl. Peter Schmidt, The special Franco-German security
relationship in the 1990s (Chaillot Papers, Nr. 8), Paris June
1993.

21 Aus Politik und Zeitgeschichte B 3±4 /2003



Pfeilers in der Allianz beitragen sollª4. Dabei grif-
fen Fischer und de Villepin auf den bewåhrten
Mechanismus zurçck, der es einer Gruppe von
Mitgliedstaaten erlaubt, ¹eine verstårkte Zusam-
menarbeit zu entwickeln und gleichzeitig einen
Bezug zu den bestehenden Institutionen und Poli-
tiken der EU herzustellenª5.

Ob mit diesem neuerlichen deutsch-franzæsischen
Vorstoû ein unumkehrbarer Prozess in Richtung
auf eine dauerhafte europåische Zusammenarbeit
eingeleitet worden ist, sei allerdings dahingestellt.
Die Reaktion auf die Terroranschlåge vom 11.
September 2001 låsst jedenfalls Zweifel daran auf-
kommen: Der Krieg gegen den internationalen
Terrorismus wird nationalstaatlich gefçhrt ± ohne
Beteiligung der die Nationen çberwælbenden Insti-
tutionen. Dies gilt fçr die NATO, die zwar bereits
zwei Tage nach den Anschlågen den Bçndnisfall
ausrief, aber seither nur eine Nebenrolle spielt.
Dies gilt ebenso und vor allem fçr die Europåische
Union. Nicht die EU, sondern ihre Mitgliedstaaten
beteiligen sich an der UN-Friedenstruppe fçr
Afghanistan. Die viel gepriesenen EU-Krisen-
streitkråfte sind noch nicht vorhanden. Ob sie
jemals zum Einsatz gelangen werden, ist zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht absehbar.

Mit dem 11. September, der geradezu eine Renais-
sance des Nationalstaates zur Folge hatte, rçckt
ein Sachverhalt in den Blickpunkt, der in der Dis-
kussion um die Gemeinsame Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik der EU bisher nur wenig Beach-
tung gefunden hatte: Zwischen Deutschland und
Frankreich besteht zwar mittlerweile Konsens
çber die Natur der sicherheitspolitischen Gefåhr-
dungen, denen Europa heute ausgesetzt ist.6 Unge-
klårt ist aber, welche Konsequenzen beide Lånder
daraus auf konzeptioneller und operativer Ebene
ziehen. Dies betrifft zum einen die noch weitge-
hend ungeklårte transatlantische Dimension einer
europåischen Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik. Zum anderen stellt sich die Frage, welchen
materiellen Beitrag Deutschland und Frankreich
zu leisten bereit bzw. in der Lage sind.

Deutschland und Frankreich diskutieren gegen-
wårtig nur çber die Instrumente und Institutionen,
nicht aber çber die Ziele einer Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Soll Europa
kçnftig auf internationaler Ebene als Zivilmacht

agieren, weil es aufgrund seiner spezifischen Gege-
benheiten nicht zur traditionellen Groûmacht
taugt?7 Oder gehært zu der von den europåischen
Staats- und Regierungschefs angestrebten weltpo-
litischen Handlungsfåhigkeit der EU auch eine
ausreichende machtpolitisch-militårische Fundie-
rung? Letztlich geht es also um den Stellenwert,
den Deutschland und Frankreich militårischer
Sicherheit und militårischer Macht bei der Bewål-
tigung der neuen sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen einråumen.

II. Die Europåische Union zwischen
strategischer Eigenståndigkeit und

transatlantischer Einbindung

Weitgehend ungeklårt ist in beiden Låndern bis-
lang die Frage, wie sich eine Europåische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik in die transatlanti-
schen Strukturen einordnen låsst. So wiederholen
franzæsische Vertreter zwar stets gebetsmçhlenar-
tig, dass die NATO und damit das amerikanische
Engagement fçr die Sicherheit Europas auch in
Zukunft unverzichtbar bleibt.8 Zugleich stellt Paris
die amerikanische Pråsenz in Europa aber seit
Beginn der neunziger Jahre immer wieder unter
den Vorbehalt, dass diese die Entwicklung einer
eigenståndigen europåischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik in keinem Falle gefåhrden dçrfe.

1. Frankreich: Strategische Autonomie Europas

Von der NATO weitgehend unabhångige Struktu-
ren sind aus franzæsischer Sicht notwendig gewor-
den, weil die Sicherheitsinteressen der USA und
Europas mit dem Wegfall der gemeinsamen
Bedrohung nicht mehr çberall und zu jedem Zeit-
punkt identisch sein mçssen. Deshalb solle Europa
allmåhlich in die Lage versetzt werden, seine
sicherheitspolitischen Interessen eigenståndig, not-
falls auch ohne die Zustimmung der Vereinigten
Staaten zu verfolgen.9 Entscheidend bleibt in die-
sem Zusammenhang die franzæsische Annahme,
dass die USA ihr militårisches Engagement auf

4 ¹Gemeinsame deutsch-franzæsische Vorschlåge fçr den
Europåischen Konvent zum Bereich Europåische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitikª, CONV 422/02, CONTRIB
150, Brçssel, 22.11.2002. ESVP = Europåische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik.
5 Ebd.
6 Vgl. Christoph Bertram u. a., Starting Over. For a Franco-
German Initiative in European Defence (SWP-Studie), Ber-
lin November 2002.

7 Vgl. Hanns W. Maull, Europa als Weltmacht? Per-
spektiven fçr die gemeinsame Auûen- und Sicherheitspolitik,
in: Thomas Jåger/Melanie Piepenschneider (Hrsg.), Europa
2000. Szenarien einer politischen Entwicklung, Opladen 1997,
S. 81±95.
8 Vgl. hierzu mit weiteren Belegen Michael Meimeth,
Frankreichs gewandeltes Verhåltnis zur NATO ± Alter Wein
in neuen Schlåuchen?, in: Frankreich-Jahrbuch 1998, hrsg.
vom Deutsch-Franzæsischen Institut u. a., Opladen 1998,
S. 171±190.
9 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom
18.6.1999.
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dem alten Kontinent çber kurz oder lang drastisch
reduzieren, wenn nicht gar vollståndig aufgeben
werden. Der Aufbau einer weitgehenden strategi-
schen Autonomie der EU ist aus Pariser Sicht der
einzig mægliche Weg, um das amerikanische
Disengagement aufzufangen und zugleich eine
Risikovorsorge gegen militårische Eventualfålle
zu schaffen. Nicht in dem entschlossenen Eingrei-
fen zur Beendigung des Bosnien-Krieges sah
Frankreich die langfristig bestimmende Haltung
Washingtons gegençber den europåischen Sicher-
heitsproblemen, sondern vielmehr in der schwan-
kenden, zægerlichen US-Politik der Vorjahre.10

Wåhrend des amerikanischen Pråsidentschafts-
wahlkampfes erhielten die franzæsischen Befçrch-
tungen neue Nahrung, als George W. Bush die
europåischen Verbçndeten aufforderte, Boden-
truppen fçr Friedensmissionen auf dem Balkan
bereitzustellen und die USA dadurch zu ent-
lasten.11

Das Ziel einer eigenståndigen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik wurde und wird in Paris
jedoch zuerst und vor allem mit der Logik des
europåischen Integrationsprozesses begrçndet.
Die angestrebte Wirtschafts- und Wåhrungsunion
mçsse notgedrungen ein Torso bleiben, wenn sie
nicht auf lange Sicht um eine Politische Union
± mit weit reichenden sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Kompetenzen ± ergånzt werde.
So betonte Staatspråsident Jacques Chirac in einer
Rede vor dem Institut des Hautes Etudes de
D�fense Nationale (IHEDN) im Mai 2000, dass
Europa als Wertegemeinschaft und Weltmacht nur
dann wahrgenommen werden kænne, wenn es
seine Werte und Interessen notfalls auch militå-
risch verteidige.12 Dahinter steht die franzæsische
Vision einer multipolaren Welt, ¹in der Europa
den ihm zustehenden Platz einnehmen wird, wel-
cher nicht anders als herausragend sein kannª13.
Diese Konzeption ist bewusst als Kontrapunkt zur
unipolaren Weltordnung mit den USA als ¹hyper-
puissanceª (Hubert V�drine) gedacht.

Die Herausbildung eines europåischen Machtpols
heiût fçr Frankreich jedoch keineswegs Verzicht
auf jegliches US-Engagement in Europa, sondern
lediglich Herstellung von Symmetrie ± einer Struk-
tur also, in der fçr eine amerikanische Fçhrungs-
position kein Platz mehr ist und keiner der beiden

Partner ohne Zustimmung des anderen auf die
wichtigsten Fragen der internationalen Politik
Einfluss nehmen soll.

Wie stark die Tendenz zu einem einseitigen Vorge-
hen in der US-Politik mittlerweile ausgeprågt ist,
hat Frankreich im Verlauf des ¹Krieges gegen den
Terrorª schmerzlich erfahren mçssen. So beklag-
ten sich die militårischen Planer in Paris nicht nur
çber die mangelnde Abstimmung bei der Zielpla-
nung der gemeinsamen Operation in Afghanis-
tan.14 Sie kritisierten auch, dass die USA den fran-
zæsischen Militårbeitrag auf eine rein humanitåre
Unterstçtzung reduzieren wollten.15 Viel schwerer
wog fçr Paris indes ein anderer Punkt: Der Ver-
zicht auf wirkliche Konsultation fçhrte aus franzæ-
sischer Perspektive bislang dazu, dass sich die
USA im Kampf gegen den Terrorismus einseitig
und ausschlieûlich auf militårische Mittel stçtzten.
Dies veranlasste den damaligen Auûenminister
Hubert V�drine dazu, der amerikanischen Politik
± auch mit Blick auf die von Pråsident Bush
beschworene ¹Achse des Bæsenª ± eine vereinfa-
chende Sicht vorzuwerfen.16

Fçr die franzæsische Politik der frçhen neunziger
Jahre war zunåchst das Streben handlungsbestim-
mend gewesen, die Rolle der NATO und damit
das europåische Engagement der Vereinigten
Staaten drastisch einzuschrånken. So hatte sich
Paris energisch jeder Funktionsausweitung des
Bçndnisses widersetzt und entsprechende Ent-
wicklungen zu konterkarieren versucht, indem es
die Westeuropåische Union (WEU) systematisch
als Konkurrenzinstitution færderte.17 Mitte der
neunziger Jahre nahm Frankreich jedoch eine pro-
atlantische Kurskorrektur vor. Diese erfolgte vor
dem Hintergrund einer flexibleren Haltung der
Clinton-Administration hinsichtlich einer græûe-
ren sicherheitspolitischen Eigenståndigkeit der
Europåer und der Lehren aus der Bosnien-Krise.
Die Verantwortlichen in Paris mussten eingeste-
hen, dass Europa dieser Herausforderung weder
politisch noch militårisch gewachsen war. Es ent-
behrt nicht einer gewissen Ironie, dass ausgerech-
net Staatspråsident Chirac Washington dazu
gedrångt hatte, die Initiative zur Beilegung des
Konfliktes zu ergreifen. Zudem musste Frankreich
einsehen, dass es unter den Bedingungen einer
fortschreitenden Risikodiffusion auch auf europå-

10 Vgl. Fr�d�ric Bozo, La France et l'Alliance. Les limites
du rapprochement, in: Politique Etrang re, 60 (1995) 4,
S. 865±877.
11 Vgl. Le Monde (LM) vom 25.10.2000.
12 Vgl. FAZ vom 31. 5. 2000.
13 Staatspråsident Jacques Chirac in seiner Ansprache vor
der Versammlung der Atlantischen Gesellschaft am 19. Ok-
tober 1999 in Straûburg, zitiert nach: Internationale Politik,
65 (2000) 3, S. 90.

14 Vgl. Jacques Isnard, Les Fran�ais ont �t� amen�s � r�fu-
ser des missions fix�es par les Am�ricains, in: LM vom 11. 3.
2002.
15 Vgl. Judy Dempsey, Europeans chafe at picking up the
pieces after US, in: Financial Times vom 21. 2. 2002.
16 Vgl. David Ignatius, France's constructive critic, in: Wa-
shington Post vom 22. 2. 2002.
17 Vgl. Peter Schmidt, Frankreichs Ambitionen in der Si-
cherheitspolitik, in: Auûenpolitik, 44 (1993) 4, S. 335±343.

23 Aus Politik und Zeitgeschichte B 3±4 /2003



ischer Ebene immer schwieriger sein wçrde,
gemeinsame Sicherheitsinteressen zu definieren
und eine kohårente Politik zu betreiben. Die
deutsch-franzæsischen Differenzen zu Beginn des
Krieges im ehemaligen Jugoslawien belegen dies.
Obwohl die Streitigkeiten sehr bald beigelegt wur-
den, blieben weite Teile der franzæsischen ¹classe
politiqueª von der Furcht beherrscht, dass
Deutschland durch seine selbst verschuldete
sicherheitspolitische Blockade letztlich ¹europaun-
fåhigª werden kænnte.

Diese latente Sorge hat inzwischen neue Nahrung
erhalten: Weil Frankreich anders als Deutschland
eine Beteiligung an einem mæglichen Waffengang
gegen den Irak nie ausgeschlossen hat, sorgte das
kategorische ¹Neinª der Bundesregierung in Paris
fçr erhebliche Irritationen. So kritisierte der neu
gewåhlte Vorsitzende der bçrgerlichen Union pour
un Mouvement Populaire (UMP), Alain Jupp�,
Ende September 2002 in einer Rede vor der CDU/
CSU-Fraktion, ¹dass das von Gerhard Schræder
verteidigte Disengagement Europa und die Suche
nach einer gemeinsamen Haltung auf der interna-
tionalen Bçhne schwåchtª18. Und ganz im Stile tra-
ditioneller Neutralismus-Perzeptionen fragte der
stellvertretende Direktor des renommierten Insti-
tut Fran�ais des Relations Internationales (IFRI),
Dominique MoÒsi, ob in der deutschen Haltung
nicht ein Nationalismus zum Ausdruck komme,
der nicht mit sich im Reinen sei und daher zu Ent-
gleisungen neige.19

Angesichts derartiger ¹incertitudes allemandesª
hatte Frankreich ± aus der Not eine Tugend
machend ± seit Mitte der neunziger Jahre immer
wieder nach Optionen gesucht, um die deutsch-
franzæsische Verteidigungskooperation in ihrer
Bedeutung fçr die europåische Entwicklung zu
relativieren. Zeitweilig rçckte Groûbritannien in
den Blickpunkt.20 So ging der eigentliche Anstoû
zu einer substantiellen Weiterentwicklung der
Europåischen Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik von einer britisch-franzæsischen Initiative im
Dezember 1998 aus. Deutschland war am so
genannten ¹St. Malo-Prozessª zunåchst nicht
beteiligt. Dies beståtigte aus Pariser Sicht ¹den
Niedergang der besonderen deutsch-franzæsischen
Beziehung auf dem Gebiet der Verteidigungª21.
Obwohl Deutschland den ursprçnglich bilateralen
Prozess in der Folgezeit mit groûem Geschick zu

europåisieren verstand, was erst die Voraussetzung
fçr die weit reichenden Beschlçsse der EU-Gipfel-
treffen in Kæln (Juni 1999) und Helsinki (Dezem-
ber 1999) schuf,22 sind die Konturen einer Euro-
påischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik aus
franzæsischer Sicht nach wie vor mehr oder minder
unscharf. Deshalb bleibt es Frankreichs vorrangi-
ges Ziel, sich gegençber den Vereinigten Staaten
als wertvoller und vor allem verlåsslicher Partner
zu profilieren.23

Die franzæsische Haltung in der jçngsten Irak-
Krise belegt dies: Einseitige Initiativen, gestçtzt
auf die traditionell guten Beziehungen Frankreichs
zum arabischen Raum, håtten angesichts der unzu-
reichenden machtpolitischen Fundierung nur
wenig Aussicht auf Erfolg gehabt. Die Alternative,
nåmlich eine Europåisierung der franzæsischen
Politik, ist angesichts der bestehenden Kakopho-
nie der EU-Mitglieder in Bezug auf den Nahen
und Mittleren Osten ebenfalls wenig realistisch.
Aus dieser Perspektive kann es nicht çberraschen,
dass die jçngste Irak-Resolution des UN-Sicher-
heitsrates in Paris nicht nur mit groûer Genug-
tuung aufgenommen, sondern von politischen
Beobachtern auch als ein ¹franzæsisch-amerikani-
scher Siegª gefeiert worden ist.24

Der offenkundige proatlantische Kurswechsel
Mitte der neunziger Jahre und die Zusammenar-
beit mit Washington in der Irak-Frage bedeuten
freilich nicht, dass Frankreich endgçltig dem Ziel
abgeschworen håtte, die Rolle der NATO und den
Einfluss der USA in Europa zu relativieren. Nach
wie vor steht der Aufbau einer weitgehenden stra-
tegischen Autonomie Europas unter Einschluss
Deutschlands auf der sicherheitspolitischen
Agenda Frankreichs. Dies haben alle Regierungen
± seien sie bçrgerlicher oder sozialistischer Cou-
leur ± in æffentlichen Erklårungen und schriftli-
chen Beitrågen immer wieder klar und deutlich
dokumentiert.

Das Festhalten an eigenståndigen europåischen
Strukturen zeigt sich aber auch und vor allem an
der seit Frçhjahr 1997 stagnierenden Wiederannå-
herung Frankreichs an die Allianz und an der
Ablehnung des von den USA favorisierten Kon-
zepts der Combined Joint Task Forces (CJTF), das
auf die Stårkung der militårischen Handlungsfå-
higkeit der europåischen Bçndnispartner zielt.
Damit sollen ¹trennbare, aber nicht getrennte

18 Zitiert nach Jean-Paul Picaper, Franzosen befçrchten
den deutschen Kurs in die Neutralitåt, in: Die Welt vom 21. 9.
2002.
19 Vgl. Frankfurter Rundschau (FR) vom 27. 9. 2002.
20 Vgl. M. Meimeth (Anm. 8), S. 171±190, hier S. 187 ff.
21 Fran�ois Heisbourg, Trittbrettfahrer? Keine europåische
Verteidigung ohne Deutschland, in: Internationale Politik, 65
(2000) 4, S. 35±42, hier S. 36.

22 Vgl. Franz-Josef Meiers, Europåische Sicherheits- und
Verteidigungsidentitåt (ESVI) oder Gemeinsame Euro-
påische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GESVP)?
(ZEI Discussion Paper C 79), Bonn 2000, S. 2ff.
23 Vgl. DominiqueMoÒsi, Irak-Etats-Unis. Le jeu complexe
de la France, in: Les Echos vom 23. 9. 2002.
24 Vgl. LM vom 12. 11. 2002.
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militårische Fåhigkeiten entstehenª, die es der
Europåischen Union erlauben, çberall dort militå-
risch einzugreifen, wo die Vereinigten Staaten
nicht handeln wollen oder kænnen. Weil Frank-
reich bei einer konsequenten Realisierung des
CJTF-Konzepts eine weitgehende Degradierung
der EU zum Subunternehmer der NATO befçrch-
tet, besteht es bis zum heutigen Tag hartnåckig auf
einer echten europåischen Entscheidungsautono-
mie in allen Krisenfållen jenseits der kollektiven
Verteidigung.

Daran åndert auch die Zustimmung zu der auf
dem NATO-Gipfel Ende November 2002 in Prag
beschlossenen Schnellen Eingreiftruppe nur
wenig. Staatspråsident Chirac hat bei dem Treffen
unmissverståndlich klargestellt, dass ¹diese Truppe
nach den Modalitåten entwickelt werden [muss, d.
Verf.], die mit den Verpflichtungen, die einige von
uns im Rahmen der Europåischen Union einge-
gangen sind, vereinbar sind. Die Bestandteile der
Truppe sollten der EU oder der NATO ohne
Ersteinsatzrecht zur Verfçgung gestellt werden
kænnen. . . . Wir haben auch klargemacht, dass wir
uns an dieser Truppe beteiligen werden, wenn sie
nach den Modalitåten entwickelt wird, die mit den
Engagements der EU von Helsinki çbereinstim-
men, und wenn sie den Status unserer Kråfte
gegençber der integrierten Verteidigungsstruktur
einhåltª25.

In letzter Konsequenz låuft Frankreichs Forderung
nach einer deutlich sichtbaren europåischen
Eigenståndigkeit im Bereich der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik also auf eine Duplizierung
von NATO- und EU-Strukturen und damit auf
eine erhebliche Relativierung des Bçndnisses und
des amerikanischen Engagements in allen europå-
ischen Sicherheitsangelegenheiten hinaus. Bislang
konnte sich Frankreich mit dieser Position gegen-
çber dem deutschen Partner jedoch nicht durch-
setzen.

2. Deutschland: Europåische Strukturen als
Ergånzung zur NATO

Anders als Paris verbindet Berlin mit den Initiati-
ven zur Stårkung der Europåischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik zunåchst nur die mittel-
fristige Zielsetzung, europåische Handlungsfåhig-
keit zu ermæglichen, wenn dieses im transatlanti-
schen Kontext nicht bzw. noch nicht mæglich ist
oder geboten erscheint. Aus dieser Perspektive
wird die Stårkung der europåischen Eigenståndig-
keit nicht als Alternative, sondern als Ergånzung

zur NATO und zum amerikanischen Engagement
in Europa verstanden.26 Andernfalls wçrden auch
die transatlantischen Beziehungen çber kurz oder
lang zerbrechen, so die zentrale Begrçndung ± weil
¹Amerika entlastet werden will und erwartet, dass
Europa einen angemessenen Part in der transatlan-
tischen Sicherheitspolitik çbernimmtª27. Selbst
wenn also die Europåische Union bis 2003 militå-
risch handlungsfåhig sein sollte, ist aus deutscher
Sicht kein Krisenszenario vorstellbar, bei dem die
EUwirklich autonom, d. h. ohne Unterstçtzung der
NATOund der USA, handeln kænnte.28

Gleichwohl war auch die deutsche Sicherheitspoli-
tik hinsichtlich einer strategischen Autonomie
Europas in der Vergangenheit nicht frei vonWider-
sprçchen: So hatte die unionsgefçhrte Bundesre-
gierung mit der Unterschrift unter die Petersberger
Erklårung vom 16. Juni 1992 die oben beschriebe-
nen, eher begrenzten sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Zielsetzungen relativiert. Denn
bei dem Petersberger Treffen wurde nicht zuletzt
auf Drången Frankreichs eine regionale Entgren-
zung der militårischen Aktivitåten der WEU
durchgesetzt und diese ± zumindest auf deklaratori-
scher Ebene ± der NATO im Hinblick auf die kol-
lektive Verteidigung gleichgestellt.

Unter dem Eindruck des Kosovo-Krieges hat auch
Bundeskanzler Gerhard Schræder in seiner Rede
vor der Nationalversammlung in Paris am 30.
November 1999 das franzæsische Konzept
¹Europe-puissanceª fçr den Bereich der Auûen-,
Sicherheits- und Verteidigungspolitik ausdrçcklich
begrçût.29

Ob dieses klare Bekenntnis fçr die deutsche
Sicherheitspolitik ¹realpolitisch bestimmend wer-
den kannª30, ist zur Zeit noch offen. Denn bislang
hat Deutschland alles vermieden, was es dem Ver-
dacht aussetzen kænnte, die Vereinigten Staaten
aus Europa verdrången zu wollen. Dass die Bun-
desrepublik ihren Kandidaten fçr den Chefposten
des EU-Militårstabs durchgesetzt hat, zeugt von
dem Bemçhen, Spannungen zwischen EU und
NATO zu vermeiden und die operative Planung
zwischen beiden Organisationen auf das Engste zu
vernetzen.31 Deshalb hat sich Deutschland auch
ablehnend gegençber dem jçngsten franzæsischen

25 Ansprache von Staatspråsident Jacques Chirac beim
Treffen der Staats- und Regierungschefs des NATO-Rates in
Prag am 21. November 2002, zitiert nach: Frankreich-Info
vom 25. 11. 2002.

26 So der frçhere Verteidigungsminister Rudolf Scharping,
zitiert nach: Die Welt vom 18. 11. 2000.
27 Volker Rçhe, zitiert nach: Sçddeutsche Zeitung vom 5. 3.
1997.
28 Lothar Rçhl, Structures, possibilities and limits of Euro-
pean crisis reaction forces for conflict prevention and resolu-
tion (ZEI Discussion Paper, C 83), Bonn 2001, S. 30 ff.
29 Vgl. FAZ vom 1. 12. 1999.
30 SoWerner Link, Fçr eine europåische Sicherheitspolitik,
in: Merkur, 54 (2000) 9/10, S. 916±928, hier S. 927.
31 Vgl. FAZ vom 20. 11. 2000.
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Vorschlag verhalten, der EU im Januar 2003 die
Fçhrung der bislang unter NATO-Kontrolle ste-
henden (und inzwischen in ¹Allied Harmonyª
umbenannten) Operation ¹Amber Foxª in Maze-
donien zu çbertragen. Die Bundesregierung neigt
vielmehr der von den USA und Groûbritannien
vertretenen Position zu; diese wollen in jedem Fall
verhindern, dass die EU çber einen fest vereinbar-
ten Rahmen hinaus und auf der Grundlage von
Ad-hoc-Entscheidungen Zugriff auf die Planungs-
kapazitåten sowie andere Mittel und Fåhigkeiten
des Bçndnisses erhålt.32 Damit hat sich die Bun-
desregierung jedoch in offenen Gegensatz zu Paris
gestellt, das nach wie vor eine EU-Streitkråftepla-
nung anstrebt, die nicht mit der NATO-Planung
verbunden ist.33 Nicht ganz zu Unrecht setzt sich
Deutschland so dem Vorwurf aus, mit seiner Hal-
tung des Sowohl-als-auch letztlich zu einer ¹Nato-
isierungª der europåischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik beizutragen.

III. Zur Bedeutung militårischer
Macht in der deutschen und

franzæsischen Sicherheitspolitik

Die konzeptionellen Vorstellungen, die Deutsch-
land und Frankreich in den vergangenen Jahren
zur kçnftigen institutionellen Ausgestaltung der
transatlantischen und europåischen Sicherheitspo-
litik entwickelt haben, finden ihre Entsprechung in
den militårischen Planungen beider Lånder ± aller-
dings mit deutlich unterschiedlichem Akzent.

1. Frankreich: Globale Einsatzfåhigkeit

Schon bald nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts hatten die Verantwortlichen in Paris erkannt,
dass militårische Operationen in Zukunft nicht im
Bereich der kollektiven Verteidigung, sondern der
Krisenintervention stattfinden wçrden. Die fran-
zæsische Militårpolitik hatte sich daher seit Beginn
der neunziger Jahre konsequent an den Bedçrfnis-
sen des militårischen Krisenmanagements orien-
tiert und die Modernisierung der konventionellen
Streitkråfte vorangetrieben. Kern dieser Refor-
men war die bereits Mitte der achtziger Jahre ein-
geleitete Zweiteilung der franzæsischen Landstreit-
kråfte in schwere Verbånde fçr die Verteidigung

Frankreichs und schnelle Eingreiftruppen fçr Kri-
seneinsåtze innerhalb und auûerhalb Europas;
deren Auf- und Ausbau sollte eindeutig zu Lasten
der Verteidigungskråfte gehen.34 Bereits damals
hatten die politisch Verantwortlichen in Paris klar
erkannt, dass eine Anpassung der Streitkråfte
auch eine weitgehende Professionalisierung der
entsprechenden Verbånde notwendig machen
wçrde.35

Mit seiner Entscheidung vom Februar 1996, eine
neue Wehr- und Streitkråftestruktur einzufçhren,
hat Staatspråsident Chirac diese Ûberlegungen
konsequent weiterentwickelt. Im Zentrum steht
die Abschaffung der Wehrpflicht sowie die
Absicht, die Streitkråfte in einer Græûenordnung
von 50 000 bis 60 000 Soldaten mit einer globalen
Projektionsfåhigkeit auszustatten. Damit sollen sie
in die Lage versetzt werden, eine græûere Inter-
vention mit 30 000 Mann fçr die Dauer von bis zu
einem Jahr ohne Verlångerung der Einsatzzeit
oder bei nur geringfçgiger Rotation (ca. 5 000
Mann) durchfçhren zu kænnen. Darçber hinaus
sollen zusåtzlich 5 000 Soldaten fçr långer andau-
ernde Missionen zur Verfçgung stehen, was ein
operatives Minimum von 15 000 Mann fçr derar-
tige Einsåtze erforderlich macht.

Die Schwierigkeiten bei der Umsetzung der an-
gekçndigten Reformen wurden allerdings sehr
schnell deutlich: Zum einen håtte ein solcher Ein-
greifverband zu groûen Teilen aus den nach dem
Jahr 2002 noch verbliebenen Heeressoldaten
gestellt und dafçr ein Drittel der gesamten Heeres-
stårke reserviert werden mçssen;36 damit kænnte
Frankreich fçr die Landes- und Bçndnisverteidi-
gung gerade 92 000 Mann bereitstellen. Zum ande-
ren gingen die Verantwortlichen im franzæsischen
Verteidigungsministerium bereits Mitte der neun-
ziger Jahre davon aus, dass die fçr die Umstruktu-
rierung notwendige Verdoppelung von 30 000 auf
60 000 Freiwillige bis zum Jahr 2002 nicht mæglich
sein wçrde.37 Schlieûlich ist der Verteidigungshaus-
halt in den vergangenen Jahren nicht in ausrei-
chendem Maûe erhæht worden, um die notwendige
Ausrçstung zu finanzieren.38 Die Regierung unter
Lionel Jospin hatte fçr das Programmgesetz 2003
bis 2008 noch eine Reduzierung von rund 1 Mil-
liarde Euro gegençber der vorangegangenen Peri-
ode vorgesehen.39

32 Vgl. Laurent Zecchini, Mac�doine. La France isol�e sur
le dossier d�fense, in: LM vom 21. 11. 2002. Ein solcher ver-
traglicher Rahmen, der die Zusammenarbeit zwischen EU
und NATO bei militårischen Krisenmanagement-Einsåtzen
regelt, ist bislang an den Einwånden der Tçrkei und Grie-
chenlands gescheitert.
33 Vgl. Horst Bacia, Solanas letzter Versuch, in: FAZ vom
28. 10. 2002.

34 Siehe hierzu insbesondere Axel Sauder, Souverånitåt
und Integration. Franzæsische und deutsche Konzeptionen
europåischer Sicherheit nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts (1990±1993), Baden-Baden 1995, S. 274 ff.
35 Vgl. Le Figaro vom 4.10.1993.
36 Vgl. Neue Zçrcher Zeitung (NZZ) vom 1. 12. 1996.
37 Vgl. NZZ vom 23./24. 11. 1996.
38 Vgl. LM vom 10. 11. 1999.
39 Vgl. Le Figaro vom 1. 8. 2001.
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Dieser negative Trend håtte sich vermutlich im
Jahr 2002 fortgesetzt. Unter dem Eindruck der
Anschlåge vom 11. September hat sich bei den
politisch und militårisch Verantwortlichen in Paris
jedoch sehr schnell die Auffassung durchgesetzt,
dass auch die groûen europåischen Staaten unmit-
telbar durch den internationalen Terrorismus
bedroht sind. Entsprechend sieht die revidierte
Programmplanung 2003 bis 2008 vor, dass die
Streitkråfte kurzfristig die Fåhigkeit zu operativen
Schlågen in die Tiefe erlangen;40 zudem sollen
unverzçglich gut ausgerçstete Spezialkråfte einge-
setzt werden kænnen. Besonderer Wert wird auf
die Fåhigkeit gelegt, eine Eingreiftruppe aus allen
drei Teilstreitkråften çber groûe Distanzen hinweg
im nationalen und multinationalen Rahmen zum
Einsatz zu bringen.41 In Zahlen bedeutet dies: Fçr
das Jahr 2002 wurden noch im Juli zusåtzliche 910
Millionen Euro in den Verteidigungshaushalt ein-
gestellt; im Jahr 2003 wird er um weitere 7,5 Pro-
zent auf insgesamt 31,07 Milliarden Euro steigen,
wobei die investiven Ausgaben im Vergleich zu
den Vorjahren um 11,2 Prozent gestiegen sind. Mit
diesen Anstrengungen will Frankreich seine Fçh-
rungsposition beim Aufbau einer Gemeinsamen
Europåischen Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik weiter zementieren.42

2. Deutschland: Zurçckhaltung gegençber
militårischer Krisenreaktion

Demgegençber wird der deutsche Beitrag fçr die
militårische Krisenreaktion ± allen Bemçhungen
und Ankçndigungen der Bundesregierung zum
Trotz ± eher gering ausfallen. Nach Aussage des
ehemaligen Generalinspekteurs Harald Kujat wird
Deutschland mittelfristig allenfalls in der Lage
sein, sich in einer Græûenordnung von 10 000 Sol-
daten an entsprechenden Operationen zu beteili-
gen.43 Zwar werden die Hauptverteidigungs- und
Krisenreaktionskråfte im Zuge der Bundeswehrre-
form zu Einsatzkråften mit einem Gesamtumfang
von 150 000 Mann zusammengefçhrt, womit die
fçr Auslandseinsåtze bereitgestellten Truppenver-
bånde praktisch verdreifacht werden.44 Wie die
Bundesregierung angesichts des ståndig sinkenden
Verteidigungsetats aber die Einsatzfåhigkeit dieser
Verbånde herstellen will, ist derzeit noch nicht
absehbar. So haben sich die zwischen 1990 und

1998 nicht getåtigten Investitionen fçr die notwen-
dige Modernisierung der Bundeswehr auf rund
20,5 Milliarden Euro kumuliert. Nach der Planung
fçr 2002 bis 2006 besteht ein jåhrlicher Bedarf von
25,3 bis 26,2 Milliarden Euro; die Hæhe des Vertei-
digungshaushaltes ist von der Bundesregierung fçr
diesen Zeitraum jedoch auf lediglich 24,4 Milliar-
den Euro pro Jahr festgeschrieben worden. Zu
dem bereits vorhandenen Defizit kåmen also noch
rund 6 Milliarden Euro hinzu.45 Unter diesen Vo-
raussetzungen ist ¹die Anpassung der Bundeswehr
an die verånderten Erfordernisse gescheitert,
bevor sie begonnen hatª46.

Die Konsequenzen dieser Unterfinanzierung
betreffen nicht nur die Bundeswehr selbst, sondern
haben auch unmittelbare Auswirkung auf die
sicherheitspolitischen Ziele der EU. Denn fçr das
beschlossene europåische Eingreifkorps mçssen
neben moderner Informationstechnik und eben-
solchen Kommunikationsmitteln auch und vor
allem Transportkapazitåten beschafft werden.
Bundeskanzler Schræder hatte deshalb im Juni
2000 beim deutsch-franzæsischen Gipfeltreffen in
Mainz zugesagt, dass Deutschland 73 Flugzeuge
des gemeinsamen Beschaffungsprojekts ¹Future
Large Aircraftª bestellen wird. Noch im Januar
2002 hat der Bundestag trotz der bestehenden
Haushaltsengpåsse beschlossen, an dieser Zahl
festzuhalten. In der Haushaltsdebatte am 5. De-
zember 2002 verkçndete jedoch Verteidigungs-
minister Peter Struck, dass die Anzahl der Trans-
portflugzeuge vom Typ A 400M, welche die
Bundeswehr bis 2008 erhalten soll, auf insgesamt
60 reduziert wird.47 Weil damit ¹Entwicklungs-
kosten von mehreren hundert Millionen Euro in
der Luft hångenª,48 so der Vorsitzende der Euro-
pean Aeronautic Defence and Space Company
(EADS), steht das gesamte Beschaffungspro-
gramm und damit das Projekt eines europåischen
Eingreifkorps insgesamt in Frage. Entsprechende
Befçrchtungen werden auf franzæsischer Seite
schon seit geraumer Zeit mehr oder minder offen
geåuûert.49 Ohne Deutschland direkt beim Namen
zu nennen, haben Staatspråsident Chirac und
Premierminister Jean-Pierre Raffarin den Partner
in jçngsten Stellungnahmen nachdrçcklich ge-
mahnt, die Verpflichtungen ohne Abstriche zu
erfçllen.50

40 Hier handelt es sich um die so genannten ¹deep strike
capabilitiesª, lufttransportfåhige Waffen und Fluggeråte wie
Raketen, Marschflugkærper oder Hubschrauber.
41 Vgl. Etienne de Durand, French Security policy under
the new Government (The Brookings Institution, U.S.-
France Analysis Series), Washington, November 2002.
42 Vgl. Jacques Isnard, L'arm�e fran�aise revendique sa
place en Europe, in: LM vom 30. 9. 2002.
43 Vgl. Tagesspiegel vom 25. 11. 2001.
44 Vgl. FAZ vom 4. 7. 2001.

45 Vgl. FAZ vom 5. 12. 2002
46 FAZ vom 26. 6. 2001.
47 Vgl. FAZ vom 6. 12. 2002.
48 FAZ vom 27. 11. 2002.
49 Vgl. Jean-Pierre Neu, A400M. L'Allemagne plac�e par
ses partenaires europ�ens face � ses responsabilit�s, in: Les
Echos vom 1./2. 2. 2002, sowie Jacques Isnard, L'Europe de
l'armement en panne, in: LM vom 13. 8. 2002.
50 Staatspråsident Jacques Chirac in seiner Ansprache am
21. November 2002 (Anm. 25) sowie Premierminister Jean-
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Die quantitative Beschrånkung des deutschen Bei-
trags zum militårischen Krisenmanagement ist
jedoch nicht ausschlieûlich auf budgetåre Zwånge
zurçckzufçhren, sondern bis zu einem gewissen
Grad ± wie oben gesehen ± auch politisch gewollt;
die deutschen Reaktionen auf Chiracs Entschei-
dung fçr eine Berufsarmee machten dies deutlich.
So hatte der damalige Verteidigungsminister Vol-
ker Rçhe erklårt, dass die Unterschiede zwischen
der deutschen und der franzæsischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik græûer wçrden. Wåhrend
Frankreich auf weltweite Kråfteprojektion setze,
bleibe die Landes- und Bçndnisverteidigung die
zentrale Aufgabe der Bundeswehr.51 Deutschland
benætige Streitkråfte als Stabilitåtsfaktor in
Europa ± und zwar nicht nur fçr die Verteidigung
des eigenen Landes und des Bçndnisterritoriums,
sondern auch um die militårische Pråsenz der
USA in Europa sicherzustellen.52 Einen Aufbau
deutscher Streitkråfte nach franzæsischem Vorbild
hatte die Kohl-Regierung daher strikt abgelehnt.
Dies war lange Zeit auch die von der Regierung
Schræder zumindest nach auûen hin vertretene
Position. ¹Kollektive Verteidigung hat grundsåtz-
lich Vorrang vor laufenden Einsåtzen zur Konflikt-
verhçtung und Krisenbewåltigungª, heiût es in
dem im Frçhjahr 2000 veræffentlichten Bericht
çber die ¹Eckwerte fçr die konzeptionelle und pla-
nerische Weiterentwicklung der Bundeswehrª des
damaligen Generalinspekteurs Hans-Peter von
Kirchbach.53

Die sozialdemokratisch gefçhrte Bundesregierung
hat diese Position insbesondere in den vergange-
nen Monaten schrittweise aufgegeben und ihre
Prioritåten zunehmend zugunsten des militåri-
schen Krisenmanagements gesetzt.54 Damit droht
der deutschen Politik jedoch neues Ungemach.
Weil die territoriale Integritåt auf absehbare Zeit
nicht existentiell bedroht ist und die neuen sicher-
heitspolitischen Herausforderungen mit militåri-
schen Mitteln nicht wirkungsvoll beantwortet bzw.
ausbalanciert werden kænnen,55 wird nun die
Bçndnis- und Europafåhigkeit als Argument fçr
die deutsche Beteiligung am kollektiven militåri-
schen Krisenmanagement herangezogen.56 Nach

Auffassung der Befçrworter einer uneinge-
schrånkten deutschen Teilnahme am kollektiven
militårischen Krisenmanagement geht es dabei um
nicht weniger als die kçnftige auûenpolitische
Orientierung des vereinten Deutschland. Die poli-
tisch Verantwortlichen in Deutschland haben
jedoch immer wieder betont, dass diese prinzipiel-
len Ûberlegungen zur Begrçndung eines Einsatzes
deutscher Streitkråfte im konkreten Einzelfall
nicht ausreichen. Eine deutsche Beteiligung an
internationalen Militåreinsåtzen mçsse immer das
Ergebnis einer intensiven Prçfung des Einzelfalls
sein und sich wesentlich an den deutschen Interes-
sen orientieren.57 Offenkundig ist, dass diese Inte-
ressen eben auch von innenpolitischen Konstella-
tionen und Konfliktlinien bestimmt werden.

Nicht zuletzt mit Blick auf die damals mangelnde
innenpolitische Akzeptanz der Afghanistan-Ope-
ration hat die Bundesregierung daher in einer Pro-
tokollerklårung ihres Antrags vom 7. November
2001 ausdrçcklich festgestellt, dass die ¹letztendli-
che Entscheidung çber den konkreten Einsatz der
bewaffneten deutschen Streitkråfte ausschlieûlich
bei der Bundesregierungª liegen wird. Damit wird
aber das zugunsten einer deutschen Beteiligung
angefçhrte Argument der Bçndnis- und Europafå-
higkeit Deutschlands bis zu einem gewissen Grad
konterkariert. Denn ¹trotz prinzipieller Ûberein-
stimmung werden sich die deutschen Interessen
nicht in jedem Einzelfall mit den Interessen der
Verbçndeten und anderer Partner deckenª.58 Wie
der diplomatische ¹Eiertanzª der Bundesregierung
in der Frage einer deutschen Beteiligung an der
Sicherung eines mæglichen Rçckzugs der UNO-
Truppen aus Bosnien 1994/95 gezeigt hat, zeichne-
ten sich bereits zum damaligen Zeitpunkt Situatio-
nen ab, in denen die Teilnahme der Bundeswehr
an kollektiven Militåreinsåtzen den deutschen
Interessen entgegenstehen kænnte.

Dieses Problem ist mit der Entscheidung der Bun-
desregierung, deutsche Truppen zur Unterstçtzung
der US-Operation in Afghanistan bereitzustellen,
keinesfalls gelæst. Trotz der von Bundeskanzler
Schræder erklårten ¹uneingeschrånkten Solidari-
tåtª mit den USAwerden in der deutschen Debatte

Pierre Raffarin am 14. Oktober 2002 in einer Ansprache vor
dem IHEDN, zitiert nach: Frankreich-Info vom 18. 10. 2002.
51 Vgl. FAZ vom 2. 3. 1996.
52 Vgl. FAZ vom 19. 3. 1997.
53 Vgl. FAZ vom 24. 5. 2000.
54 Verteidigungsminister Peter Struck hat dies in der
Haushaltsdebatte am 5. 12. 2002 in die Formel gekleidet, die
Sicherheit Deutschlands werde auch am Hindukusch ver-
teidigt, vgl. FR vom 6. 12. 2002.
55 Vgl. Verteidigungspolitische Richtlinien 1992, Ziffer 18.
56 Am klarsten und eindringlichsten hat der frçhere au-
ûenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karl Lamers, dies vor einigen Jahren formuliert: ¹Deutsch-
land ist derart mit der ganzen Welt, vor allem mit seinen

Partnern in Europa, verflochten, eingegliedert, es ist ein so
bedeutendes und unersetzliches Glied der westlichen und
europåischen Gemeinschaft, dass seine Stellung in funda-
mentalen Fragen keine grundsåtzlich andere sein kann als die
seiner Partner, ohne dass Deutschland und Europa schwers-
ten Schaden nåhmen . . . Ohne Deutschland aber kænnte es
keine gemeinsame europåische Verteidigung geben. Ohne
diese aber keine gemeinsame Sicherheitspolitik und ohne
diese keine gemeinsame Auûenpolitik, d. h. keine Politische
Union.ª Karl Lamers, Zum Einsatzzweck deutscher Streit-
kråfte, unveræffentlichtes Manuskript, Bonn, Januar 1993.
57 Vgl. FAZ vom 14. 7. 1994.
58 Verteidigungspolitische Richtlinien 1992, Ziffer 7.
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um die Ereignisse des 11. September 2001 deutlich
andere Akzente gesetzt als in den Vereinigten Staa-
ten und auch in Frankreich. Wåhrend die Attacke
auf das World Trade Center in Deutschland zuerst
und vor allem als Terrorakt interpretiert wird, beto-
nen amerikanische Beobachter vornehmlich die
strategische Dimension: Die Anschlåge werden als
Teil einer weltweiten Auseinandersetzung zwi-
schen fundamentalistischen Kråften und den USA
sowie ihren Verbçndeten gesehen, die auch gravie-
rende Implikationen fçr die internationale Stabili-
tåt besitzt. Dass der Sinn militårischer Maûnahmen
entsprechend unterschiedlich gewichtet wird,
leuchtet unmittelbar ein.

Zudem wird die deutsche Politik ± und zwar gleich
welcher politischen Couleur der Regierung ± unge-
achtet der Beteiligung deutscher Streitkråfte am
Kampf gegen den Terrorismus auch in Zukunft
einer sicherheitspolitischen Kultur verpflichtet
sein, die eher auf Pråvention und diplomatische
Konfliktregulierung setzt als auf militårische Mit-
tel. Das kategorische ¹Neinª der Bundesregierung
zu einem mæglichen gemeinsamen Waffengang
gegen den Irak belegt dies und ist eben nicht aus-
schlieûlich mit wahltaktischen Ûberlegungen von
Bundeskanzler Schræder zu erklåren. Eine solche
Position birgt aber auch die Gefahr einer ¹Absage
an unsere europåischen und atlantischen Ûberzeu-
gungen, keine deutschen Alleingånge mehr zu
beschreitenª59.

Wie diese offenkundige Diskrepanz zwischen dem
Anspruch, die Mitwirkung an internationalen Mili-
tåreinsåtzen unter nationalen Vorbehalt zu stellen,
und der quasi bedingungslosen Einordnung in inte-
grierte transatlantische oder europåische Militår-
strukturen çberwunden werden kann, ist derzeit
noch nicht absehbar. Weil die multinationale Ein-
bindung deutscher Streitkråfte fçr die Bundesre-
publik auch und vor allem symbolischen Wert
besitzt und sich nicht allein an militårisch-operati-
ven Notwendigkeiten nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts orientiert, låuft die deutsche
Sicherheitspolitik Gefahr, zum Verfall gerade der
multilateralen Sicherheitsstrukturen beizutragen,
derer sie zum Erhalt der eigenen Sicherheit so
dringend bedarf.

IV. Schlussfolgerungen

Wie nimmt sich im Lichte dieser Analyse die ein-
gangs gestellte Frage nach der Tragfåhigkeit der

Europåisierungstendenzen auf dem Gebiet der
Sicherheits- und Verteidigungspolitik aus? Kann
von den jçngsten deutsch-franzæsischen Initiativen
ein wirklicher Impuls ausgehen, und kænnen
Deutschland und Frankreich auch in diesem
hæchst sensiblen Bereich eine europåische Fçh-
rungsfunktion çbernehmen? Diese Fragen lassen
sich nicht mit einem klaren ¹Jaª oder ¹Neinª
beantworten.

Dass sowohl Deutschland als auch Frankreich
keine Alternative zu einer multilateralen Sicher-
heitskooperation sowie einer schrittweisen Ûber-
tragung von Souverånitåtsrechten sehen und ein
prinzipieller Konsens im Hinblick auf die verån-
derten auûen- und sicherheitspolitischen Gefåhr-
dungen besteht, ist unbestritten. Entscheidend ist
aber die Frage, was diese verånderten Risiken fçr
die nationalen Sicherheitsinteressen in Deutsch-
land und Frankreich bedeuten und welche Kon-
sequenzen sie daraus auf konzeptioneller und
operativer Ebene ziehen. Trotz zahlreicher
Gemeinsamkeiten besteht hierçber zwischen
Deutschland und Frankreich ein tief greifender
Dissens. Geographisch unterschiedlich gelagerte
Sicherheitsinteressen und vor allem die uneinheit-
liche Bewertung der Legitimitåt von militårischer
Macht werden sich aller Voraussicht nach als kriti-
sche Græûen erweisen. Zwar kænnen sich beide
Lånder in offiziellen Dokumenten sehr schnell
darauf verståndigen, dass Europa kçnftig in der
internationalen Politik als Zivil- und Militårmacht
auftreten und Konfliktpråvention ± in Form einer
aktiven Stabilisierungspolitik und militårischen
Krisenmanagements ± die tragende Såule einer
gemeinsamen Sicherheitsstrategie sein mçsse. Auf
die Frage, wie dabei das Mischungsverhåltnis zwi-
schen militårischen und nichtmilitårischen Ele-
menten aussehen sollte, haben Berlin und Paris
allerdings bisher keine çberzeugende Antwort
gefunden. Eine Sicherheitspolitik, die insbeson-
dere in Deutschland (aber auch in Frankreich) an
dem Ziel einer umfassenden internationalen Stabi-
litåt unter Einschluss militårischer Instrumente
festhålt, kænnte zunehmend kollidieren ¹mit dem
unkontrollierten Einbrechen demokratischer
Úffentlichkeit in die Auûenpolitik, was den demo-
kratischen Regierungen das konsequente Durch-
halten einer Perspektive immer schwieriger, wenn
nicht gar unmæglich machtª60. Damit wåchst die
Gefahr, dass die Europåische Union kçnftig auf
Krisen und Konflikte zunehmend mit Agonie rea-
giert.

59 Karl Dietrich Bracher, zitiert nach: Frankfurter All-
gemeine Sonntagszeitung vom 11. 8. 2002.

60 So Peter Graf Kielmansegg, zitiert bei: Michael Mei-
meth, Diskussionsbericht, in: Hartmut Jåckel (Hrsg.), Ist das
Prinzip der Nichtintervention çberholt? (Veræffentlichung
der Deutschen Gesellschaft fçr Politikwissenschaft, Bd. 12),
Baden-Baden 1995, S. 163±169, insbes. S. 169.
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Aus dieser Perspektive wird die deutsch-franzæsi-
sche Verteidigungskooperation ihre privilegierte
Bedeutung fçr die weitere europåische Entwick-
lung vermutlich verlieren. Sie wird aber keinesfalls
durch eine franzæsisch-britische Zusammenarbeit
ersetzt werden kænnen, weil eben nur Deutschland
und Frankreich in vollem Umfang am europå-
ischen Einigungsprozess beteiligt sind.61 Fçr Paris
ist ein engeres sicherheits- und verteidigungspoli-
tischen Zusammengehen mit London vor allem
¹auch ein Weg, um Groûbritannien an Europa
anzubindenª.62

Vor diesem Hintergrund ist selbst fçr eine Kern-
gruppe ± bestehend aus Deutschland, Frankreich
und Groûbritannien ± ein weiter gehender Souve-
rånitåtsverzicht, der Europa aus seiner selbst ver-
schuldeten sicherheitspolitischen Unmçndigkeit
herausfçhren kænnte, nur schwer vorstellbar.
Mehrheitsentscheidungen im Bereich der Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik werden sich in
absehbarer Zukunft nicht durchsetzen lassen. Die
deutsch-franzæsische Zusammenarbeit sollte sich
daher kçnftig weniger darauf konzentrieren, die
ESVP zu einer Europåischen Sicherheits- und Ver-
teidigungsunion weiterzuentwickeln. Diese ist ein
Ziel, das allenfalls auf lange Sicht realisierbar
erscheint. Beide Lånder sollten vielmehr ± wie in
dem gemeinsamen Vorschlag an den Europåischen
Konvent vorgesehen ± ihre konkrete militårische
und rçstungspolitische Zusammenarbeit verbes-
sern. Hier liegt mittelfristig die wirkliche Chance
fçr ein erfolgreiches deutsch-franzæsisches Zusam-
menwirken im Dienste Europas. Die weiterfçh-
rende Perspektive einer Europåischen Union, die
sich auch sicherheitspolitisch in das Konzept der
Multipolarisierung und kooperativen Balance
gegençber den Vereinigten Staaten einfçgen soll,
bleibt hingegen zwischen beiden Partnern umstrit-
ten. Mit Ausnahme Frankreichs ist sie derzeit in
der europåischen Politik nicht handlungsbestim-
mend, und es spricht nur wenig dafçr, dass sich
dies ± trotz aller gut gemeinten bilateralen Initiati-
ven ± in absehbarer Zeit åndern wird.

61 Auf diesen Punkt weisen die Autoren der SWP-Studie
(Anm. 6) hin.
62 So die franzæsische Verteidigungsministerin Mich le
Aillot-Marie in einemGespråch mit der FAZ vom 29.07.2002.
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Joachim Schild

Europåisierung nationaler politischer Identitåten
in Deutschland und Frankreich

Politische Eliten, Parteien, Bçrger

I. Europåische Verfassung und
europåische Identitåt

Seit dem 28. Februar 2002 tagt in Brçssel der
Europåische Konvent. Sein Ziel ist die Formulie-
rung eines europåischen Verfassungsvertrages. Ob
dieser eine Stårkung von Effizienz, Transparenz
und demokratischer Legitimation der EU bewir-
ken kann, hångt von der Bereitschaft der poli-
tischen Eliten und Bevælkerungen in den Mit-
gliedstaaten ab, den Weg einer europåischen
Verfassungsentwicklung mitzugehen. Der Willen
wird umso græûer sein, je stårker nationale politi-
sche Identitåten einen Prozess der Europåisierung
durchlaufen haben. Eine sich schrittweise heraus-
bildende Kongruenz zwischen verfassungsrechtli-
chen, politischen und wirtschaftlichen Ordnungs-
strukturen einerseits und einer europåischen
politischen Kultur andererseits ± beruhend auf
gemeinsamen politischen Werten und einem Min-
destmaû an Identifikation der Eliten und Bçrger
mit der EU ± kann als Ûberlebensbedingung der
neuartigen europåischen Verfassungsordnung be-
trachtet werden. Gleichzeitig wird eine erfolgrei-
che Verfassungsentwicklung ihrerseits zu einer
europåischen Identitåtsstiftung beitragen und die
Herausbildung eines ¹europåischen Verfassungs-
patriotismusª befærdern kænnen. Dabei handelt es
sich aber um einen langfristigen Prozess. Ein kriti-
scher Testfall fçr die Reichweite und politische
Belastbarkeit der Europåisierung nationaler Iden-
titåten wird jedoch sehr viel schneller eintreten ±
dann nåmlich, wenn das Ergebnis der Konventsar-
beit und der nachfolgenden Regierungskonferenz
zur Reform der Vertråge in den Mitgliedstaaten
ratifiziert werden muss. In Frankreich kann eine
Ratifizierung in Form eines Referendums nach
dem Vorbild des Maastricht-Referendums vom
September 1992 als wahrscheinlich gelten.

Den Vertretern aus Frankreich und Deutschland
wird eine zentrale Rolle im Konvent zukommen.1

Die integrationspolitische Reichweite der Vor-
schlåge dçrfte eng mit dem Handlungsspielraum
zusammenhången, den die Konventsakteure bei-
der Lånder, insbesondere die Regierungsvertreter,
gegençber den politischen Eliten, Parteien und der
breiteren Úffentlichkeit besitzen. Je stårker sich
nationale politische Identitåten ¹europåisiertª
haben, je hæher die europapolitischen Erwartun-
gen in bestimmten Politikbereichen sind, desto
græûer dçrfte prinzipiell der europapolitische
Spielraum der Akteure im Konvent sein.

II. Interne und externe
Dimensionen nationaler Identitåt

Bei der Untersuchung des Verhåltnisses zwischen
nationaler und europåischer Identitåt kann zwi-
schen internen und externen Aspekten von Identi-
tåt unterschieden werden. Peter J. Katzenstein hat
vorgeschlagen, ¹Staatsidentitåtenª von ¹nationa-
len Identitåtenª abzugrenzen: ¹State identities are
primarily external; they describe the actions of
governments in a society of states. National identi-
ties are internal; they describe the processes by
which mass publics acquire, modify and forget
their collective identities.ª2 In ganz åhnlicher
Weise spricht Thomas Banchoff von einer internen
und einer externen Dimension nationaler Identi-
tåt.3

Nur wenn diese nationalen Identitåten einen Pro-
zess der Europåisierung durchlaufen, kænnen
wachsende Spannungen zwischen europåischen
Realitåten und nationalen Befindlichkeiten ver-
mieden werden. Wie låsst sich ein EU-System

1 Die Regierungen in Paris und Berlin haben hier mit ge-
meinsamen Vorschlågen zur Europåischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik sowie zur Verwirklichung eines Raums

der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts bereits wichtige
Anstæûe gegeben; eine gemeinsame Initiative zu den zen-
tralen Fragen der Institutionenreform ist angekçndigt.
2 Peter J. Katzenstein, United Germany in an Integrating
Europe, in: ders. (Hrsg.), Tamed Power. Germany in Europe,
Ithaca 1997, S. 20.
3 Vgl. Thomas Banchoff, National Identity and EU Legiti-
macy in France and Germany, in: ders./Mitchell P. Smith
(Hrsg.), Legitimacy and the European Union. The Contested
Polity, London±New York 1999, S. 182.
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gegençber den Bevælkerungen der Mitgliedstaaten
legitimieren, in dem die eigene Nation in wichti-
gen politischen Fragen çberstimmt werden kann,
das europåische gegençber dem nationalen Recht
Vorrang besitzt, eine Einheitswåhrung mit zentra-
ler Geldpolitik existiert und erhebliche finanzielle
Ressourcen in der Struktur- und Agrarpolitik zwi-
schen den Mitgliedslåndern umverteilt werden,
wenn nicht an europåische Identifikationen ange-
knçpft werden kann, die neben die nationalen tre-
ten? Eine Legitimierung des europåischen Systems
allein çber seinen ¹Outputª und seine Leistungs-
fåhigkeit bleibt fragil und wenig belastbar. So
erscheint eine Kombination aus nationalen und
europåischen, internen und externen Identitåten
dem Entwicklungsstand und auch der wahrschein-
lichen Entwicklungsdynamik der EU am ehesten
angemessen: Einer ¹hybridenª Form des Regie-
rens im Rahmen eines Mehrebenenverfassungs-
verbundes4 wçrden demnach ¹hybrideª kollektive
Identitåten entsprechen, die zwar im Nationalstaat
verankert sind, gleichzeitig aber çber diesen hin-
ausweisen.

III. Historische Voraussetzungen
fçr eine Europåisierung nationaler

Identitåten

1. Die externe Dimension

Die historischen Voraussetzungen fçr die Europåi-
sierung nationaler Identitåt5 sind in Frankreich

und Deutschland sehr verschieden. Nach dem
Zivilisationsbruch des nationalsozialistischen Ter-
rorregimes und dessen Hegemonialkriegen stellte
eine Staatsidentitåt in Gestalt eines nach innen
und auûen souverånen Nationalstaates fçr die
bundesdeutschen Eliten ± im Gegensatz zu den
franzæsischen ± keine attraktive und zukunfts-
tråchtige Option dar. Die Wiedereingliederung
Westdeutschlands in das internationale Staaten-
system und die zumindest teilweise Wiedergewin-
nung nationaler Souverånitåt war nach 1949 nur
çber eine feste multilaterale Eingliederung in die
westliche Werte- und Sicherheitsgemeinschaft
sowie çber den Weg der Selbsteinbindung in die
entstehenden westeuropåischen Integrationsstruk-
turen ± Montanunion und Europåische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) ± denkbar. Erleichtert
wurde diese Verankerung in europåisch-atlanti-
schen Strukturen durch die jahrhundertealte fæde-
rale Tradition in Deutschland.

Eine ¹reflexartigeª Pråferenz fçr multilaterale
Politikmuster6 und eine seit Ende der fçnfziger
Jahre innenpolitisch weithin unstrittige und kon-
stante Unterstçtzung der europåischen Integration
wurden zu Markenzeichen deutscher Auûen- und
Europapolitik. Mit anderen Worten: Die Staats-
identitåt wurde grundlegend europåisiert. Das
paradigmatische Leitbild westdeutscher Auûen-,
Europa- und Sicherheitspolitik war dasjenige der
Integration.7 Das nationale auûenpolitische Rol-
lenverståndnis folgte dem Selbstbild einer Zivil-
macht, die sehr zurçckhaltend gegençber dem
Gebrauch militårischer Machtmittel bleibt, eine
multilateral eingebettete Auûenpolitik im Dienste
der ¹Zivilisierungª ± d. h. der Verregelung und
Verrechtlichung ± internationaler Beziehungen
betreibt und auûenpolitische Alleingånge meidet.8

In Frankreich hingegen behielt des Paradigma der
nationalen Souverånitåt einen ungleich hæheren
Stellenwert. Die frçhe Nationalstaatsbildung, die
enge Verbindung zwischen Nationalstaats- und
Demokratieentwicklung, das Fehlen eines mit
Deutschland vergleichbaren historischen Bruches,
die jakobinisch-zentralistische Tradition und die
historische Rolle Charles de Gaulles und des Gaul-
lismus begçnstigten ein wesentlich stårkeres Fest-

4 Anmerkung der Redaktion: Die EU ist ein politisches
System, das allgemein verbindliche Entscheidungen trifft,
ohne Staatsqualitåt zu besitzen. Diese Entscheidungen be-
treffen alle Mitgliedstaaten und mçssen von diesen umgesetzt
werden. Dieser Sachverhalt erfordert ein System mehrerer
interagierender Ebenen, die in wechselseitiger Abstimmung
politische Entscheidungen treffen und umsetzen. Die euro-
påische Integration besteht also aus einem Prozess des ver-
handelnden Regierens zwischen verschiedenen politischen
Systemen sowie dem politischen System der EU, der in seiner
Gesamtheit als Mehrebenensystem umschrieben worden ist.
Vgl. zur Frage des Mehrebenenverfassungsverbundes Ingolf
Pernice, Multilevel Constitutionalism and the Treaty of
Amsterdam. European Constitution-Making Revisited?, in:
Common Market Law Review, 36 (1999) 4, S. 703±750.
5 Im Folgenden wird auf Ergebnisse eines Forschungspro-
jekts zurçckgegriffen, das von der ASKO EUROPA-STIF-
TUNG und der Robert Bosch Stiftung finanziell gefærdert
wurde: Michael Meimeth/Joachim Schild (Hrsg.), Die Zu-
kunft von Nationalstaaten in der europåischen Integration.
Deutsche und franzæsische Perspektiven, Opladen 2002; vgl.
dort insbesondere die beiden Beitråge des Verfassers: Euro-
påisierte Nationalstaaten. Deutschland und Frankreich im
europåischen Mehrebenensystem, S. 11±77, sowie Nationale
und europåische Identitåten ± komplementår oder unverein-
bar? Orientierungen von Deutschen und Franzosen im euro-
påischen Mehrebenensystem, S. 81±106.

6 Vgl. Jeffrey J. Anderson, Hard Interest, Soft Power, and
Germany's Changing Role in Europe, in: P. J. Katzenstein
(Anm. 2), S. 85.
7 Vgl. Axel Sauder, Souverånitåt und Integration. Franzæ-
sische und deutsche Konzeptionen europåischer Sicherheit
nach dem Ende des Kalten Krieges, Baden-Baden 1995.
8 Vgl. Hanns W. Maull, Zivilmacht Bundesrepublik
Deutschland. Vierzehn Thesen fçr eine neue deutsche Au-
ûenpolitik, in: Europa Archiv, 47 (1992) 10, S. 269±278, sowie
ders./Sebastian Harnisch (Hrsg.), Germany as Civilian
Power? The Foreign Policy of the Berlin Republic, Man-
chester 2001.
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halten an der Selbstdefinition als souveråner
Nationalstaat im Verhåltnis zur internationalen
Umwelt und zu den europåischen Integrations-
strukturen. Das nationale Rollenverståndnis in der
Auûen- und Sicherheitspolitik wurde als dasjenige
einer ¹residual world powerª beschrieben, charak-
terisiert durch das Selbstbild einer aktiven regio-
nalen Fçhrungsmacht mit weltpolitischen Ambi-
tionen und weltweiter Pråsenz.9

Dieses divergierende Rollenverståndnis wiederum
beeinflusste die Definition ¹nationalerª Interessen
im Verhåltnis zur internationalen und europå-
ischen Umwelt: Wåhrend Frankreich nie Probleme
damit hatte, nationale gegen europåische Interes-
sen zu stellen, haben sich die Bundesregierungen
in der Vergangenheit stets bemçht, ¹nationale
Interessenª in einer Art und Weise zu definieren,
dass sie kaum je in Konflikt zu ¹europåischen
Interessenª geraten konnten.10

2. Die interne Dimension

Hinsichtlich der Voraussetzungen fçr eine europå-
ische Transformation nationaler kollektiver Identi-
tåt, d. h. der internen Dimension nationaler Identi-
tåt, bietet sich ein weniger eindeutiges Bild.
Gewiss haben die historischen Brçche in der deut-
schen Geschichte, die spåte Einigung im 19. Jahr-
hundert und die 40-jåhrige staatliche Teilung im
20. Jahrhundert dazu beigetragen, dass eine
¹nationaleª Identitåt in Deutschland sehr viel
schwieriger zu definieren war als in Frankreich.
Nach der NS-Zeit war diese in wichtigen Inhalten
zutiefst diskreditiert. Die europåische Úffnung
nach dem Krieg nahm håufig die Form einer
bewussten Abgrenzung von der historisch schwer
belasteten nationalen Identitåt an.

In Frankreich hingegen war es nicht nur aufgrund
der kontinuierlicheren (Fort-)Entwicklung natio-
naler Identitåt ± Fernand Braudel benutzt das Bild
von Sedimentationsprozessen11 ± einfacher als in
Deutschland, die eigene nationale Identitåt als
entwicklungs- und zukunftsoffen zu begreifen.12

Auch das fçr Frankreich charakteristische politi-
sche Verståndnis als Bçrgernation erleichterte ten-

denziell eine europåische Úffnung der eigenen
nationalen Identitåt, ohne diese in Abgrenzung zu
jener konstruieren zu mçssen. Denn eine Nation,
die auf dem bewussten Zugehærigkeitswillen ihrer
¹citoyensª grçndet ± und nicht allein auf einer eth-
nischen Abstammungsgemeinschaft, einer vorpoli-
tischen Volkszugehærigkeit ±, sollte hinsichtlich
einer auf universalistischen Werten beruhenden
europåischen politischen Kultur und Identitåt
offen sein. So ist es in Frankreich prinzipiell mæg-
lich, eine europåische Identitåt als geweiteten
Rahmen fçr die eigene nationale Identitåt,
Geschichte und Kultur sowie fçr die Verwirkli-
chung der eigenen republikanischen Werte zu
begreifen.13

Dieser Weg war den Deutschen durch den
Geschichts- und Zivilisationsbruch des National-
sozialismus versperrt: Fçr viele Franzosen war
Europa die Verlångerung der eigenen Geschichte,
fçr zahlreiche Deutsche dagegen die Lehre aus der
eigenen Geschichte.14 In Deutschland sind somit
keineswegs generell gçnstigere Voraussetzungen
fçr eine europåische Úffnung der nationalen kol-
lektiven Identitåt gegeben als in Frankreich.

IV. Reichweite der Europåisierung
nationaler Identitåten

1. Die externe Dimension

¹Staatsidentitåtenª bzw. die externe Dimension
nationaler Identitåten werden einerseits durch das
konkrete Handeln der Regierungen, andererseits
durch Diskurse und programmatische Øuûerungen
der politischen Eliten und Parteien geprågt, fort-
geschrieben und gegebenenfalls veråndert.

In Deutschland hat sich an der Bereitschaft, auf
die Herausforderungen in zentralen Politikberei-
chen mit dem Streben nach Integrationsvertiefung
statt mit nationalen Alleingången zu reagieren,
von den Maastrichter Vertragsverhandlungen bis
zur aktuellen Arbeit des Verfassungskonvents im
Grundsatz wenig geåndert.15 Allerdings sind Stil

9 Vgl. Ulrich Krotz, National Role Conceptions and For-
eign Policies. France and Germany Compared, (Harvard
University, Program for the Study of Germany and Europe,
Working Paper 02.1), Cambridge 2002, S. 10 ff.
10 Vgl. Gunther Hellmann, Deutschland in Europa: Eine
symbiotische Beziehung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 48/2002, S. 24±31, hier S. 28.
11 Vgl. Fernand Braudel, L'identit� de la France, Bd. 1:
Espace et Histoire, Paris 1986, S. 17.
12 Vgl. Rudolf von Thadden, Aufbau nationaler Identitåt.
Deutschland und Frankreich im Vergleich, in: Bernhard Gie-
sen (Hrsg.), Nationale und kulturelle Identitåt. Studien zur
Entwicklung des kollektiven Bewusstseins in der Neuzeit,
Frankfurt/M. 1991, S. 494 f.

13 Vgl. Martin Marcussen u. a., Constructing Europe? The
Evolution of French, British and German Nation State Iden-
tities, in: Journal of European Public Policy, 6 (1999) 4,
S. 614±633.
14 Vgl. Thomas Risse, A European Identity? Europeaniza-
tion and the Evolution of Nation-State Identities, in: Maria
Green Cowles u. a. (Hrsg.), Transforming Europe. Europe-
anization andDomestic Change, Ithaca±London 2001, S. 209.
15 Vgl. Christian Deubner, Rçckkehr nationaler Interessen
in die deutsche Europapolitik?, in: M. Meimeth/J. Schild
(Anm. 5), S. 153±172; vgl. auch die Beitråge in: Heinrich
Schneider/Mathias Jopp/Uwe Schmalz, Eine neue deutsche
Europapolitik? Rahmenbedingungen ± Problemfelder ± Op-
tionen, Bonn 2002.
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und Rhetorik bei der Vertretung ¹nationalerª
Interessen in der Europapolitik im vergangenen
Jahrzehnt ¹robusterª geworden. Dies gilt insbe-
sondere in der Frage der deutschen Beitråge zum
EU-Budget sowie in Bereichen, in denen nationale
industriepolitische Interessen mit der europå-
ischen Wettbewerbspolitik in Konflikt geraten.
Auch låsst sich der Eindruck kaum widerlegen,
dass die Bereitschaft zur weiteren Integration står-
ker als in der Vergangenheit an eine Wahrung der
Kompetenzen sowie der politischen und verfas-
sungsrechtlichen Strukturen der Mitgliedstaaten
gekoppelt ist. Vor allem die Unionsparteien und
die Bundeslånder setzten in ihren politischen Stel-
lungnahmen zur Arbeit des Verfassungskonvents
hier den Schwerpunkt.16

Programmatische Øuûerungen deutscher Parteien
zur Europapolitik, speziell zu Kernfragen europå-
ischer Verfassungsentwicklung, vermitteln seit
Jahrzehnten und bis auf den heutigen Tag das
Bild, dass ¹in Deutschland ein breiter und stabiler
Konsens zwischen Christdemokraten, Sozialdemo-
kraten und Liberalen existiertª17. Die europå-
ischen Verfassungsideen deutscher Parteien sind
¹tief im fæderalen politischen Denken verwurzeltª,
und es fållt diesen nicht schwer, sich ¹die EU als
eine politische Institution mit çberlappenden Iden-
titåten, mit vertikaler Machtteilung abhångig von
der Problemlæsungsfåhigkeit der jeweiligen Regie-
rungsebenen, parlamentarischer Kontrolle auf
jeder Ebene und einem Schutz individueller
Rechte sowie der jeweiligen Kompetenzen von
Gebietskærperschaften durch eine unabhångige
Rechtsprechung vorzustellenª18.

Eine internationale Expertenbefragung zur euro-
papolitischen Positionierung von Parteien, durch-
gefçhrt in 17 europåischen Låndern im Zeitraum
zwischen 1984 und 1996, beståtigt diesen Befund.
Fçr Deutschland ergibt sich im Expertenurteil
alles in allem ein Bild stabiler integrationsfreundli-
cher Positionen von Christ-, Frei- und Sozialdemo-
kraten. Wåhrend fçr die CSU eine Abschwåchung

der proeuropåischen Orientierung seit 1988 ± aller-
dings ausgehend von einem hohen Niveau ± dia-
gnostiziert wurde, gilt umgekehrt fçr die Grçnen,
dass ihre ursprçngliche integrationskritische
Grundhaltung in den neunziger Jahren einer
immer stårkeren Zustimmung Platz gemacht hat,19

personifiziert durch Auûenminister Joschka
Fischer.

Selbst die Debatte um den Maastrichter Vertrag
und die Aufgabe der D-Mark zugunsten des Euro
konnte keine tief reichende und anhaltende euro-
papolitische Spaltungslinie innerhalb der deut-
schen politisch-gesellschaftlichen Eliten hervorru-
fen. Hier zeigte sich exemplarisch, wie fest gefçgt
der bundesdeutsche Europakonsens und die euro-
påische Identitåt der Eliten ist, wenn selbst die
Aufgabe des nationalen Identitåtssymbols D-Mark
und die schwer vorhersehbare Verteilung von wirt-
schaftlichen Kosten und Nutzen kaum Anlass zu
einer Grundsatzdebatte çber die europåische Inte-
gration boten. Nicht einmal an dieser entscheiden-
den Wegmarke deutscher Europapolitik eræffnete
sich europakritischen Parteien und Kandidaten ein
nennenswerter politischer Betåtigungsraum. Auch
blieben die etablierten Parteien von polarisieren-
den europapolitischen Richtungsdebatten in ihren
Reihen weitgehend verschont.

Solche tief reichenden europapolitischen Spal-
tungslinien waren hingegen innerhalb der politi-
schen Eliten und Parteien Frankreichs seit den
heftigen Auseinandersetzungen um die Europå-
ische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) von 1954
immer wieder zu beobachten. Als Schlçsselmo-
ment fçr die Entwicklung franzæsischer Europapo-
litik und die Europåisierung nationaler Identitåt
ist sicherlich das Scheitern der zwischen 1981 und
1983 verfolgten Beschåftigungspolitik im nationa-
len Rahmen zu werten. Der Fehlschlag dieses key-
nesianischen wirtschaftspolitischen Experiments
war der entscheidende Katalysator fçr eine radi-
kale Infragestellung eingespielter nationalstaatli-
cher Politikmuster ± staatliche Konjunktursteue-
rung und Kreditpolitik, expansive Geldpolitik und
eine aktive nationale Industriepolitik der ¹grands
projetsª. Alle Regierungen seit 1984 unterstçtzten
nach dieser schmerzlichen Erfahrung konstant das
liberale Binnenmarktprojekt, das Ziel einer euro-
påischen Wåhrungsunion und die dafçr unerlåss-
liche Politik des ¹hartenª Franc. Die Einsicht in
die Grenzen nationaler Wirtschaftspolitik befær-
derte einen Prozess der europåischen Neudefini-
tion der Staatsidentitåt. Es handelte sich um nichts

16 Vgl. ¹Vorschlåge von CDU und CSU fçr einen Europå-
ischen Verfassungsvertragª, vorgestellt von der CDU-CSU-
Arbeitsgruppe ¹Europåischer Verfassungsvertragª in Ber-
lin am 26. 11. 2001 (www.eiz-niedersachsen.de/futurum/
2001±11±26-cdu-csu.pdf), sowie die gemeinsame Entschlie-
ûung der Bundeslånder im Bundesrat zur Kompetenzab-
grenzung: ¹Kompetenzabgrenzung im Rahmen der Reform-
diskussion zur Zukunft der Europåischen Unionª, BR-
Drucksache 1081/01 vom 20. 12. 2001.
17 Markus Jachtenfuchs, Deutschland, Frankreich und die
Zukunft der Europåischen Union, in: M. Meimeth/J. Schild
(Anm. 5), S. 281.
18 Ebd., S. 283. Eine ausfçhrliche Untersuchung der Ent-
wicklung europåischer Verfassungsideen deutscher, franzæ-
sischer und britischer Parteien bietet Markus Jachtenfuchs,
Die Konstruktion Europas. Verfassungsideen und in-
stitutionelle Entwicklung, Baden-Baden 2002.

19 Vgl. Leonhard Ray, Measuring Party Orientations To-
wards European Integration. Results from an Expert Survey,
in: European Journal of Political Research, 36 (1999) 2,
S. 299.
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weniger als um einen Paradigmenwechsel in Teilen
der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Eliten Frankreichs, die sich einem ¹eurolibe-
ralen Konsensª verbunden fçhlten.

Dieser ¹euroliberale Konsensª, der innerhalb der
gemåûigten Links- und Rechtsparteien seit Mitte
der achtziger Jahre mehrheitsfåhig war, fand seine
Entsprechung auch in der Entwicklung der grund-
legenden europåischen Verfassungsideen der
Mitte-links- und Mitte-rechts-Parteien. Die Unter-
schiede zwischen den traditionell konfæderalen
Positionen der (Neo-)Gaullisten und den stårker
fæderalistischen Positionen der Sozialisten haben
sich seither tendenziell verringert.20 Dieses Bild
wird durch das Ergebnis der Expertenbefragung
beståtigt. Zwischen 1984 und 1992 låsst sich eine
wachsende proeuropåische Orientierung der fran-
zæsischen Sozialisten konstatieren, die unschwer
mit den Lehren aus dem Scheitern des keynesiani-
schen Experiments 1981 bis 1983 zu erklåren ist.
Die Neogaullisten als zweite zentrale Kraft im
franzæsischen Parteiensystem haben sich dem
Expertenurteil zufolge im Zeitraum zwischen 1984
und 1996 stetig proeuropåischer orientiert ± diesen
Positionswandel aber mit deutlich wachsenden
internen Auseinandersetzungen um den europapo-
litischen Kurs der Partei erkauft. Insgesamt låsst
sich zwischen 1984 und 1996 eine Annåherung zwi-
schen Neogaullisten und franzæsischen Sozialisten
beobachten.

In wenigen Jahren ± von 1983 bis 1990 ± sind mit
dem Scheitern einer fçr den Rahmen des National-
staats konzipierten voluntaristischen Wirtschafts-
politik und dem dramatischen Wandel des interna-
tionalen Umfeldes durch das Ende des Ost-West-
Konflikts zentrale Pfeiler weggebrochen, die bis
dahin die interne kollektive Identitåt und die
externe Staatsidentitåt Frankreichs stabilisiert hat-
ten.21 Diese beiden Einschnitte in der jçngeren
franzæsischen Geschichte lieûen innerhalb der Eli-
ten und der Parteienlandschaft einen tiefen Gra-

ben entstehen: Auf der einen Seite befinden sich
diejenigen, die die europåische Option verfolgen
und Elemente des franzæsischen Modells und
Identitåtsdiskurses auf die europåische Ebene
çbertragen wollen ± z. B. die weltpolitische Rolle
als ¹puissanceª, eine aktive Industrie- und Techno-
logiepolitik, die ¹zivilisatorische Missionª, das an
egalitår-solidarischen Werten orientierte Sozial-
modell und die ¹exception culturelleª. Auf der
anderen Seite stehen die Verteidiger einer franzæ-
sischen ¹exceptionª, welche die egalitåren Werte
des Republikanismus im nationalen Rahmen
erneuern, sich weiterhin am gaullistischen Modell
einer unabhångigen nationalen Auûenpolitik wie
zu Zeiten des Ost-West-Konflikts orientieren und
Schutzwålle gegen die Wogen der Globalisierung
und gegen ein neoliberales europåisches Projekt
errichten wollen.

Dieser in der Maastricht-Debatte çberdeutlich
sichtbar gewordene Riss zwischen den dominanten
Stræmungen der ¹Herzens-ª und ¹Verstandeseuro-
påerª22 einerseits und den Nationalrepublikanern
und ¹Souverånistenª23 andererseits prågt die kon-
kreten europapolitischen Debatten ebenso wie die
tiefer reichenden ¹Identitåtsdiskurseª. Im Ver-
gleich zu Deutschland erwies sich diese Spaltungsli-
nie in Frankreich als ungleich folgenreicher fçr die
Parteienlandschaft. Sowohl fçr die rechtsextreme
Partei Front national von Jean-Marie Le Pen als
auch fçr die in jçngerer Zeit bei Europa- und Pråsi-
dentschaftswahlen erfolgreichen trotzkistischen
Listen und Kandidaten gehært der Kampf gegen die
europåische Integration zum Standardrepertoire.
Der Konflikt um die Europapolitik hat zudem zu
Abspaltungen von etablierten Parteien gefçhrt ± in
Form des antieuropåischen Mouvement pour la
France um den erzkatholischen Ex-UDF-Abgeord-
neten Philippe de Villiers, des Rassemblement pour
la France um Charles Pasqua (zu Beginn gemein-
sam mit de Villiers) als Abspaltung von den Neo-
gaullisten und der linksrepublikanischen ¹Bçrger-
bewegungª (Mouvement des citoyens, inzwischen
unter dem Namen PÖle r�publicain) um den Ex-
Sozialisten und Nationalrepublikaner Jean-Pierre
Chev nement. Wåhrend in Deutschland Versuche
einer Parteibildung und Beteiligung an Wahlen
unter ¹souverånistischerª Flagge klåglich geschei-
tert sind ± so etwa der ¹Bund freier Bçrgerª des
ehemaligen FDP-Landesvorsitzenden Manfred
Brunner mit 1,1 Prozent bei den Europawahlen
1994 ±, konnten ¹souverånistischeª Parteien und

20 Vgl. M. Jachtenfuchs (Anm. 17), S. 282. Umfassende
Darstellungen der europapolitischen Programmentwicklung
der Sozialisten und der Neogaullisten bieten Ulrike Gu�rot,
DiePSundEuropa.EineUntersuchung der europapolitischen
Programmatik der franzæsischen Sozialisten 1971±1995, Bo-
chum1996, sowieRalf Joas,ZwischenNationundEuropa.Die
europapolitischen Vorstellungen der Gaullisten 1978±1994,
Bochum 1996. Einen europåischenVergleich der Entwicklung
von Parteipositionen zu Grundfragen der europåischen In-
tegration im Zeitraum von 1986 bis 1997 bietet Andreas Mau-
rer, Der Wandel europapolitischer Grundorientierungen na-
tionaler Parteien in der europåischen Integration, in: Mathias
Jopp/ders./Heinrich Schneider (Hrsg.), Europapolitische
Grundverståndnisse imWandel. Analysen undKonsequenzen
fçr die politische Bildung, Bonn 1998, S. 301±363.
21 Vgl. Fr�d�ric Bastien, L'identit� fran�aise et l'int�gra-
tion europ�enne, in: Relations internationales, 23 (1997) 90,
S. 203±220; L. Ray (Anm. 19), S. 299.

22 Vgl. Sylvie Goulard, Frankreich und Europa. Die Kluft
zwischen Politik und Gesellschaft, in: M. Meimeth/J. Schild
(Anm. 5), S. 175 ff.
23 Die Vertreter dieser Richtung bezeichnen sich selbst als
¹souverånistischª, um zum Ausdruck zu bringen, dass sie sich
einem ¹Souverånitåtsverlustª Frankreichs widersetzen.
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Gruppierungen in Frankreich zeitweise beachtliche
Wahlerfolge feiern, zumal bei Europawahlen.24Die
europapolitische Spaltungslinie manifestierte sich
aber in erster Linie innerhalb der etablierten Par-
teien, in den neunziger Jahren vor allem innerhalb
der (inzwischen in der neuen Partei Union pour un
mouvement populaire aufgegangenen) neogaullisti-
schen Partei Rassemblement pour la R�publique
(RPR) von Staatspråsident Jacques Chirac. Seit
den bitteren Wahlniederlagen bei den Pråsident-
schafts- und Parlamentswahlen im Jahr 2002 hat die
Auseinandersetzung um die Europapolitik auch in
den Reihen der Sozialisten wieder erheblich an
Virulenz gewonnen. Die europapolitische Positio-
nierung wird ± wie schon in den siebziger Jahren25 ±
erneut zu einem deutlichen Unterscheidungsmerk-
mal zwischen der Parteilinken und -rechten.

Allerdings berçhrte die europapolitische Spal-
tungslinie die Struktur des Parteiensystems bei
nationalen Parlamentswahlen in Frankreich
ebenso wenig wie in Deutschland, da sie durch alle
Parteien geht und damit gewissermaûen ¹querª
zur Bipolarisierungslogik franzæsischer Parla-
mentswahlen ± also der Verfestigung eines linken
und eines rechten politischen Blocks ± steht. Den-
noch wird diese Konfliktlinie bei jeder wichtigen
franzæsischen Wahl stets aufs Neue sichtbar:
zuletzt in besonders dramatischer Form, als Le
Pen als Kandidat in der zweiten und entscheiden-
den Runde der Pråsidentschaftswahlen den Aus-
tritt Frankreichs aus der Europåischen Union
forderte. Die Souverånisten setzen somit die eta-
blierten Regierungsparteien beståndig unter
Druck und begrenzen deren ¹Europåisierungª ±
und somit potentiell auch die Reichweite des euro-
papolitischen Engagements der franzæsischen
Regierungen. Auf Eliten- und Parteienebene pro-
duziert demnach die Einfçgung der Bundesrepu-
blik in das europåische Mehrebenensystem mit sei-
nen zahlreichen fæderalen Charakteristika weniger
¹Anpassungsstressª als im unitarisch-zentralisti-
schen Frankreich, fçr dessen Staatsdenken und
politische Legitimationsvorstellungen der Begriff
der Staatsnation weiterhin zentral bleibt.26

2. Die interne Dimension: Bevælkerungs-
identitåten zwischen Nation und Europa

Der Grad der Europåisierung der Eliten- und
Staatsidentitåten und deren Entwicklung çber die
Zeit findet keine einfache Entsprechung auf der
Ebene der Bevælkerung beider Lånder. Das mar-
kanteste Phånomen, das sich seit Beginn der achtzi-
ger Jahre anhand der Eurobarometer-Umfragen
der EU-Kommission beobachten låsst, ist eine in
der Bundesrepublik ungleich stårkere ¹Nationali-
sierungª politisch-territorialer Identitåten.27 Nur
fçr die frçhen achtziger Jahre (frçhere vergleich-
bare Daten liegen nicht vor) stimmt das Bild, dass
(West-)Deutsche sich stårker europåisch definieren
als Franzosen. Danach kehrte sich die Entwicklung
um: Seit Mitte der achtziger Jahre sind in Frank-
reich stets mehr Bçrger zu finden, die sich nicht
ausschlieûlich national, sondern auch europåisch
definieren ± ungeachtet der fæderalen Tradition,
unsicherer nationaler Identitåt und des sehr weitge-
henden europåisch-fæderalen Parteienkonsenses in
der Bundesrepublik. In der zweiten Hålfte der
neunziger Jahre definierte sich die relative Mehr-
heit der deutschen Bevælkerung sogar rein national
(s. Schaubild). Erst in den vergangenen beiden Jah-
ren bezeichnete sich wieder eine absolute Mehrheit
der Bçrger nicht nur als Deutsche, sondern auch als
Europåer. In Frankreich hingegen waren seit Mitte
der achtziger Jahre permanent absolute Mehr-
heiten der Befragten zu finden, die eine multiple
territoriale Identitåt bekundeten, sich also nicht
nur als Franzosen, sondern auch als Europåer
betrachteten. Der Abstand zur Gruppe derjenigen,
die sich ausschlieûlich als Franzosen sehen, betrug
zeitweise bis zu 40 Prozentpunkten!

Die in Frankreich ungleich heftiger gefçhrten
europapolitischen Auseinandersetzungen seit der
Unterzeichnung des Maastrichter Vertrages, das
Auftauchen von souverånistischen Parteien und
Pråsidentschaftskandidaten, die Renaissance eines
in der Publizistik breit verankerten neorepublika-
nischen Diskurses in den neunziger Jahren28 ± all
dies hat in der franzæsischen Bevælkerung keines-
wegs zu generell europaskeptischeren Einstel-
lungsmustern und einer weiteren Verbreitung
exklusiv nationaler Identifikationen gefçhrt als in
Deutschland.

24 Vgl. Pascal Perrineau, L'enjeu europ�en, r�v�lateur de la
mutation des clivages politiques dans les ann�es 1990, in:
Fran�ois d'Arcy/Luc Rouban (Hrsg.), De la Ve R�publique �
l'Europe. Hommage � Jean-Louis Quermonne, Paris 1996,
S. 45±59; Joachim Schild, Frankreich nach den Europawah-
len ± Parteienlandschaft in Bewegung, in: Aktuelle Frank-
reich-Analysen, (1999) 14, hrsg. vom Deutsch-Franzæsischen
Institut (www.dfi.de/analysen/afa14.pdf).
25 Vgl. Genevi ve Lemaire-Prosche, Le PS et l'Europe,
Paris 1990, S. 66 ff.
26 Vgl. A. Sauder (Anm. 7), S. 303 ff., sowie Sabine Jung,
Europa, made in France. Eine Analyse des politischen Dis-
kurses Frankreichs zur Zukunft der Europåischen Gemein-
schaft ± von den Anfången bis heute, Baden-Baden 1999,
S. 146 ff.

27 Vgl. zum Folgenden J. Schild (Anm. 5), insb. S. 90. Zum
Begriff der territorialen Identitåt vgl. Andr�-Paul Frognier,
Les identit�s territoriales. Concepts, constitution et diffusion,
in: Revue Internationale de Politique Compar�e, 5 (1999) 1,
S. 11±19.
28 Vgl. Fran�ois Beilecke, Diskursive Rehabilitierung des
republikanischen Modells und Neoliberalismus-Kritik in der
franzæsischen Presse seit 1990, in: Frankreich-Jahrbuch 1999,
hrsg. vomDeutsch-Franzæsischen Institut u. a., Opladen 1999,
S. 97±112; Marieluise Christadler, Neorepublikanismus ge-
gen die Krise der Republik?, in: ebd., S. 31±55.
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Schon eher den Erwartungen entsprechen die Ant-
worten auf eine Frage, die auf den Grad der Ver-
bundenheit mit unterschiedlichen territorialen
Einheiten ± von der Gemeinde bis Europa ± zielt.
Hier zeigt sich, dass sich mit 44 Prozent deutlich
mehr Franzosen als Deutsche (33 Prozent) der
eigenen Nation ¹sehr verbundenª fçhlen. Im Hin-
blick auf Europa zeigen die Antworten jedoch
keine ausgeprågteren Verbundenheitsgefçhle auf
deutscher Seite (16 Prozent fçhlen sich jeweils
¹sehr verbundenª).

Wie låsst sich erklåren, dass eine im Vergleich zu
Frankreich stårker europåisierte Staatsidentitåt in
Deutschland zumindest seit Mitte der achtziger
Jahre keineswegs mit einer ¹europåischerenª
Bevælkerungsidentitåt einhergeht? Man kann sich
angesichts der Befunde zu den Eliten- und Bevæl-
kerungsidentitåten in beiden Låndern fragen, ob
eine offen und kontrovers gefçhrte Europadebatte
nicht eine wichtige Voraussetzung fçr die solide
Verankerung europåischer Identifikationsmuster
im Bewusstsein der Bçrger ist. Der fest gefçgte
europåische Elitekonsens in Deutschland hat ver-
hindert, dass die weit verbreitete und in zahllosen
Umfragen belegte Euro-Skepsis der deutschen
Bevælkerung einen politischen Ausdruck fand.
Gerade der Umstand, dass eine breitere politische
Artikulation der Bindung vieler Deutscher an das

nationale Identitåtssymbol D-Mark fehlte, hat
mæglicherweise zu einer unterschwelligen ¹Natio-
nalisierungª kollektiver Identitåt und zur Wahr-
nehmung eines Gegensatzes zwischen europå-
ischer und nationaler Identitåt in Deutschland
beigetragen.

Eine Erklårung fçr die deutsch-franzæsischen
Unterschiede auf der Bevælkerungsebene kænnte
die stårker politische Definition nationaler Identi-
tåt in der franzæsischen Bçrgernation sein. Sie
kontrastiert mit der tradierten ethnischen Defini-
tion von Nation in Deutschland, die erst durch die
Staatsbçrgerschaftsreform der rot-grçnen Koali-
tion nach dem Regierungswechsel 1998 aufgebro-
chen wurde. Da auch eine europåische Identitåt
sich in Ermangelung eines europåischen Ethnos
nur politisch ± çber gemeinsame Ziele und Pro-
jekte ± und çber geteilte Werte definieren låsst,
dçrfte fçr Franzosen eine nationale politische
Identitåt eher mit einer europåischen politischen
Identitåt kompatibel erscheinen als fçr Deutsche.
Kurz: Je politischer die Definition nationaler Iden-
titåt ausfållt, desto græûer ist die Chance fçr eine
Herausbildung multipler territorialer Identitåten
unter Einschluss einer europåischen politischen
Identitåtskomponente.

Eine weitere Erklårung der deutsch-franzæsischen
Kontraste sind die unterschiedlichen Europadis-

Schaubild: Nationale Identitåt und multiple (nationale und europåische) Identitåten in Frankreich und
Deutschland 1992±2002

Quelle: Eurobarometer 37.0, 40, 42, 43-1, 44-1, 46.0, 47-1, 49, 50.0, 52.0, 53, 54-1, 56-2, 57-1
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kurse in beiden Låndern. Stårker als in Deutsch-
land wird die EU in Frankreich als erweiterter
Rahmen fçr die Verfolgung politischer Ziele und
Programme gedeutet, die auf nationaler Ebene
kaum noch verwirklicht werden kænnen ± von
einer aktiven Industriepolitik und Konjunktur-
steuerung bis zur Stårkung der europåischen welt-
politischen Rolle als Ergånzung oder auch Ersatz
fçr die eigene. Traditionelle Elemente nationaler
Identitåtskonstruktion werden damit auf die euro-
påische Ebene ausgedehnt.29 Vielleicht mçssen die
integrationsfreundlichen politischen Kråfte in
Frankreich die Kompatibilitåt zwischen nationalen
politischen Zielen bzw. Werten und der EU-Poli-
tik, zwischen nationaler und europåischer Identitåt
umso mehr betonen, als ihre einflussreichen ¹sou-
verånistischenª Gegner diese vehement in Abrede
stellen. Ein weiterer Unterschied zwischen den
Europadiskursen ist darin zu sehen, dass die EU in
Frankreich sehr viel håufiger als Bollwerk gegen
die Auswirkungen einer Globalisierung unter neo-
liberalen Vorzeichen pråsentiert wird. Diese
Abgrenzung nach auûen befærdert die Identitåts-
bildung im Innern.

V. Folgen fçr die europåische
Verfassungspolitik

Inwieweit sind nun die Unterschiede zwischen den
externen oder ¹Staatsidentitåtenª und den Bevæl-
kerungsidentitåten folgenreich fçr die europåische
Verfassungspolitik im Konvent? Im bisherigen
Verlauf der Arbeiten des Verfassungskonvents
sind ± wie schon wåhrend der Regierungskonfe-
renzen von Maastricht, Amsterdam und Nizza ±
ausgeprågte deutsch-franzæsische Unterschiede
sichtbar geworden.30 Sie betreffen die Bereitschaft,
die supranationalen Organe ± Europåisches Parla-
ment, EU-Kommission und den Europåischen
Gerichtshof (EuGH) ± zu stårken, eine verbesserte
demokratische Legitimation europåischer Politik
auf EU-Ebene und nicht lediglich çber nationale
Regierungen oder eine neu zu schaffende Vertre-
tung nationaler Parlamente auf EU-Ebene (¹Kon-
gress der europåischen Vælkerª) zu suchen und in
der Auûenpolitik auf Mehrheitsentscheidungen
zurçckzugreifen.31 Die Unterschiedlichkeit der
von den politischen Eliten vertretenen Positionen
zum und im Konvent beruht nicht zuletzt auf den

unterschiedlichen ¹Staatsidentitåtenª, auf diver-
gierenden Sichtweisen des Verhåltnisses von Staat,
Nation und EU sowie ± damit verbunden ± auf
einem unterschiedlichen auûenpolitischen Rollen-
verståndnis.

Die Staatsidentitåten finden auf der Bevælkerungs-
ebene jedoch allenfalls in Ansåtzen eine Entspre-
chung. Die weite Verbreitung multipler ± nationa-
ler und europåischer ± Identifikationsmuster in
den Bevælkerungen beider Lånder låsst den Regie-
rungen und Konventsvertretern hinreichend Spiel-
raum bei der Suche nach einer geeigneten Verfas-
sungsordnung fçr eine effiziente, transparente und
legitime EU. Trotz der im Vergleich zu Frankreich
geringeren Verbreitung multipler Identitåten sind
doch auch in Deutschland mit Ausnahme der
Jahre 1996 bis 1999 diejenigen stets in der Minder-
heit, die sich ausschlieûlich als Deutsche und nicht
auch als Europåer sehen. Dass die Vorbehalte
gegençber einer europåischen Verfassung hierzu-
lande nicht græûer sind als in Frankreich, wird
auch aus Antworten auf Eurobarometer-Fragen
deutlich, die sich unmittelbar auf den Prozess der
Verfassungsgebung und einige seiner Kernfragen
beziehen. 65 Prozent der Deutschen und 59 Pro-
zent der Franzosen bekundeten im Frçhjahr 2002,
dass die EU eine Verfassung haben sollte.32

Was die Aufgabenverteilung zwischen nationaler
Regierung und Europåischer Union anbelangt, so
låsst sich bei den Bevælkerungen beider Lånder in
zwei Kernfeldern ± der Auûen- sowie der Verteidi-
gungspolitik ± eine Nachfrage nach ¹mehr
Europaª ausmachen: 75 Prozent der Deutschen
und immerhin 60 Prozent der Franzosen befçrwor-
ten eine europåische Auûenpolitik gegençber
Drittlåndern, und sogar 79 Prozent der Deutschen
gegençber 71 Prozent der Franzosen plådieren fçr
eine gemeinsame Verteidigungs- und Sicherheits-
politik.33 Allerdings fållt das Bild im Bereich der
Verteidigungspolitik weniger eindeutig aus, wenn
danach gefragt wird, ob die EU oder aber die
nationalen Regierungen die Entscheidungen tref-
fen sollten. Die Auûenpolitik gegençber Drittlån-

29 Vgl. T. Risse (Anm. 14), S. 212.
30 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu den Beitrag von
Ulrike Gu�rot in dieser Ausgabe.
31 Vgl. Joachim Schild, Franzæsische Positionen in der ers-
ten Phase des EU-Konvents. Raum fçr deutsch-franzæsische
Gemeinsamkeiten? (SWP-Studie 26/02), Berlin August 2002.

32 Die Frage lautete: ¹Sind Sie der Meinung, dass die Eu-
ropåische Union eine Verfassung haben sollte oder nicht?ª.
Vorgegebene Antworten: 1. ja, sie sollte eine Verfassung ha-
ben; 2. nein, sie sollte keine Verfassung haben; 3. weiû nicht.
Vgl. Europåische Kommission, Eurobarometer. Die æffent-
liche Meinung in der Europåischen Union (Bericht Nr. 57),
Brçssel, Oktober 2002, S. B.49.
33 Ebd., S. B.60. Die Frage lautete: ¹Wie ist Ihre Meinung
zu folgenden Vorschlågen? Bitte sagen Sie mir fçr jeden
Vorschlag, ob Sie dafçr oder dagegen sind.ª ± ¹Eine gemein-
same Auûenpolitik der Mitgliedstaaten der Europåischen
Union gegençber anderen Staatenª; ¹Eine gemeinsame Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik der Mitgliedstaaten der
Europåischen Unionª. Vorgegebene Antworten: 1. dafçr; 2.
dagegen; 3. weiû nicht.
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dern soll nach Meinung von jeweils 75 Prozent der
Franzosen und Deutschen auf europåischer Ebene
entschieden werden; çber Verteidigungsfragen
hingegen soll nach Ansicht von 50 Prozent der
Franzosen die eigene Regierung entscheiden, 47
Prozent sprechen sich fçr europåische Entschei-
dungen aus. In Deutschland ist eine Mehrheit (54
zu 41 Prozent) zugunsten von Entscheidungen auf
europåischer Ebene zu finden.34

Eine Kernfrage, der sich der Verfassungskonvent
stellen muss, ist die Ausweitung der Anwendungs-
bereiche fçr Entscheidungen mit qualifizierter
Mehrheit. In diesem Punkt gibt es in Deutschland
wie in Frankreich erhebliche Vorbehalte. Nur eine
relative Mehrheit der Deutschen (43 Prozent) und
Franzosen (38 Prozent) kann sich damit anfreun-
den, dass in einer erweiterten EU Entscheidungen
¹von einer Mehrheit der Mitgliedstaatenª getrof-
fen werden sollen; immerhin 35 Prozent der Deut-
schen und 32 Prozent der Franzosen sprechen sich
fçr einstimmige Entscheidungen aller Mitglied-
staaten aus.35 Auch befçrwortet eine absolute
Mehrheit von jeweils 51 Prozent der Bçrger in bei-
den Låndern das Festhalten an einem Vetorecht
fçr alle Mitgliedstaaten bei den ¹wichtigsten oder
heikelsten Entscheidungenª, um ¹die wesentlichen
nationalen Interessen zu erhaltenª.36

Wiewohl auf Bevælkerungsebene offenbar keine
vorbehaltlose Unterstçtzung fçr einen Ausbau
supranationaler Strukturen und Entscheidungsver-
fahren zu finden ist, stellt die æffentliche Meinung
in Deutschland und Frankreich keine empfindliche

Schranke fçr das Agieren der deutschen und fran-
zæsischen Vertreter im Konvent dar. Im Gegensatz
zu anderen aktuellen europapolitischen Themen ±
wie der bevorstehenden EU-Osterweiterung37 ±
bietet der Konventsprozess aufgrund seiner ¹sper-
rigenª verfassungsrechtlich-institutionellen Fragen
vergleichsweise wenig konkrete Ansatz- und Kris-
tallisationspunkte fçr eine politische Mobilisierung
europaskeptischer Teile der Bevælkerung. In wich-
tigen Bereichen ± insbesondere hinsichtlich der
Fortentwicklung einer europåischen Auûen- und
Sicherheitspolitik ± eilt die Úffentlichkeit den eher
zaghaften politischen Eliten sogar weit voraus, in
Frankreich noch stårker als in Deutschland. Die
græûere Verbreitung exklusiv nationaler Identifi-
kationsmuster in der deutschen Bevælkerung
schlågt sich nicht in einer ablehnenderen Haltung
zur europåischen Verfassungsentwicklung nieder.
Das Agieren der Konventsakteure beider Lånder
wird somit in erster Linie durch die europapoliti-
schen Traditionen, Verfassungsideen und auûenpo-
litischen Rollenvorstellungen der jeweiligen politi-
schen Eliten bestimmt. Die Identifikations- und
Einstellungsmuster der Bevælkerungen im Span-
nungsfeld zwischen Nation und Europa eræffnen
den Eliten durchaus breite Handlungskorridore.

Insgesamt betrachtet findet sich ein auffålliger
Kontrast zwischen den deutlichen deutsch-franzæ-
sischen Unterschieden im Hinblick auf die exter-
nen ¹Staatsidentitåtenª, die auch die Positionsbe-
stimmung beider Regierungen im Konvent stark
beeinflussen, und den sehr viel geringeren Diffe-
renzen in den nationalen bzw. europåischen Iden-
tifikationsmustern auf Bevælkerungsebene sowie
generell in den Bevælkerungseinstellungen zur EU
und zur Integrationsentwicklung. Angesichts der
stårkeren Verbreitung exklusiv nationaler Identitå-
ten in der deutschen Bevælkerung kann man sich
des Eindrucks kaum erwehren, dass die deutschen
politischen Eliten und die Bundesregierungen
ihrer Bevælkerung ± nicht nur im Falle der Euro-
Einfçhrung ± zeitweise deutlich vorauseilen. Die
franzæsischen Regierungen sowie die europapoli-
tisch zerrissenen und von internationalen Status-
ångsten geplagten franzæsischen Eliten scheinen
der Entwicklung der æffentlichen Meinung und
dem Europåisierungsprozess nationaler Identitåt
in der franzæsischen Gesellschaft dagegen eher
hinterherzuhinken.

34 Ebd., S. B.47 f. Die Frage lautete: ¹Sagen Sie mir bitte fçr
jeden der folgenden Bereiche, ob er Ihrer Meinung nach von
der Deutschen Bundesregierung (gouvernement fran�ais)
oder gemeinsam innerhalb der Europåischen Union ent-
schieden werden sollte.ª Abgefragte Bereiche u. a.: Verteidi-
gung, Auûenpolitik gegençber Låndern auûerhalb der Euro-
påischen Union. Vorgegebene Antworten: 1. Entscheidungen
durch die Bundesregierung (gouvernement fran�ais); 2. Ent-
scheidungen gemeinsam innerhalb der EU; 3. weiû nicht.
35 Ebd., S. B.85. Die Frage lautete: ¹Nach der geplanten
Erweiterung der Europåischen Union wird die Zahl der Mit-
gliedstaaten von 15 auf mehr als 25 ansteigen. Wie sollten
dann Ihrer Meinung nach die Entscheidungen in der Euro-
påischen Union getroffen werden?ª Vorgegebene Antwor-
ten: 1. einstimmig von allen Mitgliedstaaten; 2. von einer
Mehrheit der Mitgliedstaaten; 3. es kommt darauf an (nur
falls spontan genannt); 4. weiû nicht.
36 Ebd., S. B.53. Die Frage lautete: ¹In der Europåischen
Union hat jedes Mitgliedsland das Recht, ein Veto bei den
wichtigsten oder heikelsten Entscheidungen einzulegen. Mit
anderen Worten, jedes Land kann eine solche Entscheidung
blockieren, selbst wenn die anderen Lånder diese Entschei-
dung unterstçtzen. Sollte dieses Vetorecht: 1. beibehalten
werden, um die wesentlichen nationalen Interessen zu er-
halten; 2. abgeschafft werden, um die Europåische Union
leistungsfåhiger zu machen?; 3. weiû nicht.ª

37 In jçngeren Eurobarometer-Umfragen fielen Deutsch-
land und Frankreich ± neben Groûbritannien ± wiederholt als
EU-Lånder mit der geringsten Zustimmung zur EU-Oster-
weiterung auf. Vgl. etwa Europåische Kommission
(Anm. 32).
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Hartmut Kaelble

Die sozialen und kulturellen Beziehungen
Frankreichs und Deutschlands seit 1945

Der Elys�e-Vertrag von 1963 ist das Ergebnis
einer politischen Entscheidung. Das Vertragswerk
sollte vor allem den Rahmen fçr die damals neuar-
tige franzæsisch-deutsche Partnerschaft bilden. Im
Elys�e-Vertrag ging es im Kern nicht um soziale
und kulturelle Beziehungen, aber sie spielten doch
eine sichtbare Rolle. Erziehung, Sprachen, Familie
und Jugend wurden Teil des ståndigen Konsultati-
onsprogramms der beiden Regierungen, das
Deutsch-Franzæsische Jugendwerk wurde einge-
richtet. Eine Vision der gesellschaftlichen und kul-
turellen Annåherung enthielt der Vertragstext
sicher nicht. Trotzdem ist er Teil einer franzæsisch-
deutschen Geschichte der groûen gesellschaftli-
chen und kulturellen Divergenzen und Blockaden
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg und der
langsamen, schwierigen Annåherung seit den sech-
ziger Jahren.

Im Folgenden wird zunåchst die Situation vor
Abschluss des Vertrages skizziert. Danach sollen
die Verånderungen in den Beziehungen beider
Lånder seit den sechziger Jahren geschildert wer-
den ± die Abmilderung der gesellschaftlichen und
kulturellen Unterschiede zwischen Frankreich und
Deutschland einerseits und die Intensivierung der
Kooperation zwischen beiden Låndern anderer-
seits. Der Elys�e-Vertrag hat an diesem ganz
erstaunlichen Prozess seinen Anteil und ist gleich-
zeitig Ausdruck dieser Entwicklung.1

I. Die sozialen und kulturellen
Beziehungen vor 1963

Wåhrend der fçnfziger Jahre konnte man nur
schwer von einer ernsthaften Annåherung der
franzæsischen und der westdeutschen Kultur und
Gesellschaft sprechen, ganz zu schweigen von den
tief greifenden Unterschieden zwischen Frank-
reich und der SBZ bzw. DDR. Die Zeitgenossen
hatten vor allem die Trennlinien zwischen den

Gesellschaften beiderseits des Rheins vor Augen.
Frankreich und die alte Bundesrepublik verband
zwar weit mehr miteinander als jemals zuvor in
den vergangenen 150 Jahren: Beide Lånder waren
parlamentarische Republiken und liberale Markt-
wirtschaften, zudem seit 1950 Mitgliedstaaten der
Montanunion, seit 1957 auch der Europåischen
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und seit 1955
Bçndnispartner in der NATO. Gleichwohl lagen
sie aber aus mehreren Grçnden kulturell und
gesellschaftlich weit auseinander.

1. Unterschiedliche Erinnerungen und nationale
Identitåten

Die Schatten von zwei Weltkriegen, in denen sich
Frankreich und Deutschland als Gegner gegen-
çbergestanden hatten, belasteten die Beziehungen
in den fçnfziger Jahren noch immer. Die Erinne-
rungen an den Tod vieler junger Deutscher und
Franzosen in den Schlachten des Ersten Welt-
kriegs, die franzæsische Erinnerung an die deut-
sche Besatzung des æstlichen Landesteils im
Ersten, dann groûer Teile Frankreichs einschlieû-
lich der Hauptstadt Paris im Zweiten Weltkrieg,
die Morde an franzæsischen Widerstandskåmpfern
und Geiseln, aber auch die deutsche Erinnerung
an die ± unvergleichlich mildere ± franzæsische
Besatzung im Rhein-Ruhr-Gebiet und im Sçd-
westen Deutschlands waren immer noch wach.

Der Kalte Krieg schuf zwar einen gemeinsamen
Gegner, brachte aber gleichzeitig neue Gegensåtze
hervor. In Frankreich besaû eine starke, durch den
Widerstand gegen die deutsche Besatzung mora-
lisch gestårkte kommunistische Partei groûen
æffentlichen Einfluss. Unmittelbar nach dem Krieg
war sie Koalitionspartner in Regierungen gewesen,
sie kontrollierte die græûte Gewerkschaft des Lan-
des, besaû viel Einfluss unter den franzæsischen
Intellektuellen, von denen nur einige der Partei
nach dem Ungarn-Aufstand von 1956 den Rçcken
gekehrt hatten. In der alten Bundesrepublik dage-
gen waren kommunistische Stræmungen durch den
Konflikt mit der Sowjetunion und der DDR kom-
promittiert; die kommunistische Partei war in den
Wahlen weit unter die Fçnf-Prozent-Marke gesun-
ken, bevor sie von der Regierung unter Konrad
Adenauer verboten wurde.

1 Da es sich um einen Vertrag zwischen Frankreich und der
alten Bundesrepublik handelte, wird auf die DDR im Fol-
genden nur am Rande eingegangen. Man sollte sie freilich
nicht vællig herauslassen, da sie Teil der deutschenGeschichte
ist.
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Durch den Zusammenbruch seines Kolonialreichs
war Frankreich den Deutschen noch fremder
geworden. Diesen blieb schwer verståndlich, was
hinter dem Indochina- und dem Algerienkrieg,
hinter den Konflikten zwischen der franzæsischen
Polizei und den in Frankreich lebenden Algeriern
sowie hinter dem Zusammenbruch der IV. Repu-
blik stand und was 1959 zur V. Republik und zur
Machtçbernahme Charles de Gaulles fçhrte.
Frankreich machte in dieser Phase eine seiner
traumatischsten Erfahrungen im 20. Jahrhundert.
In der ruhigen, beschaulichen, prosperierenden
Adenauer-Øra suchte man dagegen die jçngste
Vergangenheit zu vergessen.

In ihrem nationalen Selbstverståndnis lagen die
beiden Lånder denkbar weit auseinander. Den
Nationalkult de Gaulles, das Berufen auf die
¹grande nationª, die Militårparaden und die
Beschwærung der franzæsischen Sprache und Kul-
tur sahen die Deutschen håufig als anachronistisch
an. Sie fçrchteten sogar einen franzæsischen
Anspruch auf kulturelle Suprematie und verstan-
den meist nicht, dass de Gaulle auch die Nie-
derlage gegen die Wehrmacht 1940, die nicht
selten bitteren Erfahrungen als vierte Besatzungs-
macht von 1945 und den Zusammenbruch des
franzæsischen Kolonialreichs zu kompensieren ver-
suchte. Die Franzosen kamen umgekehrt mit den
¹querelles allemandesª ± der Rivalitåt zwischen
der Bundesrepublik und der DDR ± nicht zurecht,
die sie als Rçckkehr zur deutschen Kleinstaaterei
des 19. Jahrhunderts interpretierten.

Ihr jeweiliges Verhåltnis zu den USA trieb die bei-
den Lånder weiter auseinander und fçhrte bei der
Verabschiedung des Elys�e-Vertrags im Bundestag
zu einer Verstimmung zwischen der franzæsischen
und der deutschen Regierung.2 Trotz zweier Kriege
hatten die Deutschen eine lange, enge Bindung an
die USA: durch die Auswanderung von Millionen
Deutscher nach Amerika; durch die amerikanische
Wiederaufbaupolitik nach 1945; durch die Erfah-
rung der amerikanischen Solidaritåt wåhrend der
Berlin-Blockade; auch durch den kulturellen und
politischen Einfluss der deutschen Emigranten in
den USA, von denen nicht wenige als intime Ken-
ner des Landes in der Úffentlichkeit wirkten.

Die franzæsischen Intellektuellen standen dem
amerikanischen Kultureinfluss, vor allem der Mas-
senkonsumgesellschaft, viel ablehnender gegen-
çber. Sie kritisierten auch die Rolle der USA im
Kalten Krieg. In der Mehrheit unterstçtzten sie
die unabhångige Auûen- und Sicherheitspolitik
Frankreichs gegençber den USA ± unter deut-

schen Intellektuellen eine so auûergewæhnliche
Position, dass man sie ¹gaullistischª nannte. Die
Supermacht USA wurde in Frankreich und in der
Bundesrepublik ganz unterschiedlich gesehen.

2. Verschiedene Wertvorstellungen

Die Wertvorstellungen in beiden Låndern lagen
damals noch sehr weit auseinander und lieûen den
jeweiligen Nachbarn fremd erscheinen. So hatten
Ehefrauen und Mçtter in Frankreich mehr Spiel-
raum fçr eine eigene Berufståtigkeit und einen
eigenen Wirkungskreis. Frauen arbeiteten in
Frankreich nicht nur håufiger ± als Angestellte, als
Lehrerinnen, als Ørztinnen. Sie standen in den
zahlreichen Familienbetrieben auch oft hinter der
Kasse. Es war schon in den fçnfziger Jahren
çblich, die Kinder in Kindergårten oder in die all-
måhlich entstehenden Ganztagsschulen zu schi-
cken, die Tæchter studieren zu lassen.

In der Bundesrepublik hingegen haftete der Arbeit
von Ehefrauen und Mçttern eher der Makel einer
finanziellen Notlage an. Deutsche Frauen gingen
deshalb auch seltener einer Beschåftigung nach
bzw. nahmen weniger håufig ein Studium auf.
Umgekehrt erhielten die Jugendlichen hierzulande
oft mehr Freiraum, sollten ihre eigene Meinung
entwickeln, sich abnabeln; sie durchlebten schår-
fere Generationenkonflikte und wandten sich mit
zunehmendem Alter auch stårker von der Her-
kunftsfamilie ab. Deutsche verstanden daher unter
¹Familieª nur die engere Familie der Eltern und
Kinder, Franzosen dagegen meist auch die weitere
Verwandtschaft, Groûeltern, Onkel, Tanten, Vet-
tern und Kusinen. Sie fçhlten sich an diese græûere
Familie auch stårker gebunden.

In der Arbeitswelt sahen Franzosen nicht nur in
den fçnfziger Jahren, sondern auch spåter betrieb-
liche Hierarchien eher als gegeben an, standen den
Unternehmern gleichzeitig misstrauischer, notfalls
auch kåmpferischer gegençber, waren auf mehr
Flexibilitåt und Improvisation am Arbeitsplatz
eingestellt. Die Deutschen hingegen hielten genau
umschriebene Verantwortungsbereiche fçr wichti-
ger. Seit den fçnfziger Jahren legen jedoch auch
die Bundesbçrger mehr Wert auf Gruppenarbeit,
auf Freizeit, auf stressfreie Arbeit, auf mehr
Selbstverwirklichung.

Hinsichtlich der religiæsen Werte bestand in
Frankreich ein tiefer Gegensatz zwischen laizisti-
scher und kirchlich gebundener Kultur, Erziehung,
Politik. Dieser Gegensatz, der sich in åhnlicher
Weise auch in der DDR entwickelte, blieb der
alten Bundesrepublik fremd. Dort kam es allmåh-
lich zu einer Symbiose zwischen den beiden christ-
lichen Kirchen, die fçr Franzosen schwer verstånd-
lich blieb.

2 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu den Beitrag von
Peter A. Zervakis und S�bastien von Gossler in dieser Aus-
gabe.
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Hinter diesen weiter existierenden Unterschieden
verbargen sich fortbestehende historische Diver-
genzen: vor allem die åltere und solidere politische
Liberalitåt Frankreichs, die ganz unterschiedliche
Erfahrung des NS-Regimes, daneben aber auch
die Verschiedenartigkeit der Industrialisierung
und der sozialen Milieus, auf die unten noch
zurçckzukommen sein wird.

3. Zaghafte Verståndigungsinitiativen

Intellektuelle und Wissenschaftler bauten nach
dem Zweiten Weltkrieg kaum Brçcken zwischen
beiden Låndern. In ihrer Mehrzahl standen sie
einer engeren franzæsisch-deutschen Zusammen-
arbeit eher desinteressiert oder sogar ablehnend
gegençber, und zwar aus mehreren Grçnden:
Intellektuelle und Wissenschaftler waren im
Ersten und Zweiten Weltkrieg teils an der Mobili-
sierung der nationalen Úffentlichkeit gegen das
Nachbarland beteiligt gewesen wie manche Roma-
nisten, Germanisten oder Historiker, teils hatten
sie ± vor allem als Franzosen ± unter der Besat-
zung durch das andere Land gelitten oder am
Widerstand teilgenommen wie der berçhmte
Historiker Fernand Braudel, der Jahre in deut-
scher Kriegsgefangenschaft zubringen musste,
oder sein Kollege Marc Bloch, den die Gestapo
ermordete.

Schon in der Zwischenkriegszeit hatten sich Ange-
hærige der wissenschaftlichen und kulturellen Eli-
ten meist als feindliche Rivalen betrachtet und
behandelt. Wissenschaftler, Kçnstler und Intellek-
tuelle waren nach so langen Jahren der Entfrem-
dung nur noch wenig mit den wissenschaftlichen
Trends und den Fachsprachen des anderen Landes
vertraut; auch die Versæhnungswilligen unter
ihnen fanden oft keine gemeinsame Sprache mehr.
¹Die Kontakte zwischen den franzæsischen und
deutschen Historikern sind schon vor langer Zeit
verloren gegangenª, schrieb Fernand Braudel 1959
çber sein Fach, die Geschichtswissenschaft. ¹Des-
halb fçhrt oft ein schlecht gewåhltes Wort oder ein
hastiges Argument zu einer sinnlosen Diskussion.ª

Nur eine Minderheit von Wissenschaftlern und
Intellektuellen engagierte sich fçr die Verståndi-
gung beider Lånder. Dazu gehærten auf franzæsi-
scher Seite Angehærige des ¹comit� fran�ais
d'�changes avec l'Allemagne nouvelleª, das 1948
von einem Kreis bekannter Germanisten, Philoso-
phen und Journalisten an der Sorbonne gegrçndet
wurde. Zu seinen Mitgliedern zåhlten auch Joseph
Rovan und Alfred Grosser, die spåter eine wich-
tige Vermittlerrolle zwischen der franzæsischen
und der deutschen Úffentlichkeit spielen sollten.
Dazu gehærte auch das von Jean du Riveau
gegrçndete CECES, das ebenfalls auf den Aus-

tausch und die Versæhnung zwischen Franzosen
und Deutschen ausgerichtet war und die in Frank-
reich und Deutschland heute noch bestehenden
Zeitschriften ¹Documentsª und ¹Dokumenteª
herausgab.

Auf deutscher Seite ist hier vor allem das 1949
gegrçndete ¹Deutsch-Franzæsische Institutª in
Ludwigsburg zu nennen, das sich ± mit dem Roma-
nisten und Historiker Fritz Schenk an der Spitze ±
in der Anfangszeit vor allem auf Austausch- und
Begegnungsprogramme konzentrierte und von
dem damaligen wçrttembergischen Landespoliti-
ker Carlo Schmid unterstçtzt und spåter auch
geleitet wurde. Auch das 1951 in Mainz eræffnete
Institut fçr europåische Geschichte arbeitete vor
allem an der Verståndigung zwischen der franzæsi-
schen und deutschen Geschichtswissenschaft.
Diese Verståndigungsprojekte hatten allerdings
alle gegen eine ablehnende oder desinteressierte
Tendenz nicht nur im Wissenschaftsmilieu, son-
dern auch in der Úffentlichkeit zu kåmpfen.

4. Fortdauer der alten Feindbilder

Die Meinungsumfragen, die seit den fçnfziger Jah-
ren durchgefçhrt wurden, lieûen sehr klar die Fort-
dauer der alten Feindbilder in der Bevælkerung
erkennen. In Frankreich traute man den Deut-
schen zehn bis fçnfzehn Jahre nach der deutschen
Besatzung nicht çber den Weg. Nur eine Minder-
heit von zehn bis zwanzig Prozent der Franzosen
fasste Vertrauen zu den Deutschen, umgekehrt
war unter den Deutschen das Vertrauen in die
Franzosen åhnlich gering.

Insgesamt deuteten die kulturellen und sozialen
Beziehungen zwischen Frankreich und der alten
Bundesrepublik in den fçnfziger Jahren nicht auf
eine besonders enge Verbindung zwischen den bei-
den Lånden hin. Die ganz unterschiedlichen natio-
nalen Identitåten und Erinnerungen hatten sie ei-
nander grundlegend entfremdet. Aus dem Bereich
der Zivilgesellschaft waren daher kaum breite
Initiativen fçr besondere Beziehungen in der
Zukunft zu erwarten.

Tatsåchlich kamen die entscheidenden Anstæûe
fçr eine engere kulturelle und soziale Zusammen-
arbeit bis in die sechziger Jahre von Seiten der
Regierungen, etwa die Einrichtung des Centre
Europ�en de Recherche Nucl�aire (CERN)3 oder
des Deutschen Historischen Instituts in Paris, die
ersten Stådtepartnerschaften ebenso wie die Grçn-
dung des Deutsch-Franzæsischen Jugendwerks.
Der Elys�e-Vertrag stellte hier eine wichtige Sta-
tion dar.

3 Europåisches Zentrum fçr Kernforschung.
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II. Annåherung der franzæsischen
und der deutschen Gesellschaft

Seit den sechziger Jahren hat sich die Annåherung
der beiden Gesellschaften beschleunigt. Die
Unterschiede haben sich ganz augenscheinlich
nicht aufgelæst, aber beide Lånder sind sich in
wesentlichen Bereichen åhnlicher geworden.

1. Parallelen in der wirtschaftlichen Entwicklung

Eine erste Annåherung fand im Bereich der Wirt-
schaft statt. Man sollte dabei im Auge behalten,
dass Frankreich und Deutschland im 19. und 20.
Jahrhundert ganz unterschiedliche Wege der In-
dustrialisierung beschritten hatten. In Deutschland
waren groûe Unternehmen entstanden, meist
keine Familienbetriebe mehr, sondern von Mana-
gern geleitete Firmen, vor allem im Kohlebergbau,
in der Stahlindustrie, in der chemischen und der
Elektroindustrie. Die Bundesrepublik war zum
Exportland geworden. Sie hatte einen vælligen
Wandel der Erwerbståtigkeit und einen raschen
Durchbruch der Industriewirtschaft erlebt.

In Frankreich nahm das Wirtschaftswachstum
zwar ebenfalls zu, die Entwicklung verlief aber auf
ganz anderem Wege. Franzæsische Unternehmen
waren meist Mittelstandsbetriebe in Familienbe-
sitz. Die Berufsstruktur wandelte sich nur sehr
langsam. Frankreich blieb ein halb agrarisches
Land. Die wichtigsten Wachstumsimpulse lieferte
die Binnennachfrage der wohlhabenderen Franzo-
sen. Die franzæsische Wirtschaft exportierte deut-
lich weniger Gçter als die deutsche. Auch den
klassischen Schlçsselindustrien, der Schwer- und
Elektroindustrie, kam nicht dieselbe Rolle zu wie
in Deutschland. Diese Unterschiede waren in den
fçnfziger Jahren weiter prågend, verschårft noch
dadurch, dass die franzæsische Wirtschaft im Zwei-
ten Weltkrieg durch die Ausbeutungspolitik der
Nationalsozialisten massiv geschwåcht worden
war.

Seit den sechziger Jahren hat sich Frankreich
jedoch ebenfalls zu einer Exportnation entwickelt,
die nicht mehr nur die traditionellen franzæsischen
Produkte wie Kåse, Wein, Parfum und Mode aus-
fçhrte, sondern wie die Bundesrepublik auch
moderne Industrieprodukte und Dienste. Groûe
Unternehmen entstanden; unter den bedeutends-
ten Konzernen der Welt sind heute ± relativ gese-
hen ± ebenso viele franzæsische wie deutsche Fir-
men. In beiden Volkswirtschaften hatte sich seit
den fçnfziger Jahren der Autobau zur Schlçsselin-
dustrie entwickelt. Frankreich und die Bundesre-
publik arbeiteten im Raketen- und Flugzeugbau

zusammen, grçndeten gemeinsam das weltweit
zweitwichtigste Flugzeugunternehmen Airbus
Industrie. Neue deutliche Unterschiede, die in der
Nachkriegszeit zwischen der franzæsischen ¹plani-
ficationª und der deutschen sozialen Marktwirt-
schaft entstanden waren, schliffen sich nun immer
mehr ab. In den spåten achtziger Jahren hatten
sich beide Wirtschaften so stark angenåhert, dass
eine gemeinsame Europåische Zentralbank
gegrçndet und von den Úffentlichkeiten beider
Lånder auch akzeptiert wurde. Das wåre in den
fçnfziger und sogar noch in den frçhen siebziger
Jahren undenkbar gewesen.

2. Angleichung der Familienstrukturen

Eine zweite Annåherung fand im Bereich der
Familie statt. Frankreich und Deutschland wiesen
im 19. und frçhen 20. Jahrhundert ganz unter-
schiedliche Familienstrukturen auf. Hierzulande
hatte das Bevælkerungswachstum weit çber dem
Frankreichs gelegen, ebenso die Kinderzahl. Aller-
dings war auch die Såuglings- und Mçttersterblich-
keit hæher, die familiåre Rolle des Mannes autori-
tårer, die Mutterrolle erwies sich fçr die Frauen als
bindender. Zugleich lieû sich eine deutlichere
Ablæsung der erwachsenen Kinder vom elterlichen
Haushalt ausmachen, die eigene Haushaltsgrçn-
dung erfolgte håufiger. Frankreich dagegen hatte
fçr damalige europåische Verhåltnisse ungewæhn-
lich niedrige Geburtenraten und zugleich eine
geringere Såuglings- und Mçttersterblichkeit. Die
Elternphase war kçrzer, es gab eine Lebensphase
nach der Familie, das Frauenbild wurde nicht auf
die Mutterrolle reduziert. Zugleich bestand aber
die lebenslange Sicherung durch die Familie fort.

Diese Unterschiede zwischen beiden Låndern
haben sich seit den fçnfziger Jahren zunehmend
verwischt. Auch in Frankreich hat sich die Kernfa-
milie ohne Groûeltern und Anverwandte immer
weiter durchgesetzt. Die familiåren Lebenszyklen
åhneln sich mehr und mehr. Die franzæsischen
Geburtenraten hatten sich den deutschen schon
wåhrend der vierziger Jahre angenåhert. Umge-
kehrt nahm die Berufståtigkeit der verheirateten
Frauen und Mçtter wåhrend der fçnfziger und
sechziger Jahre auch in der alten Bundesrepublik ±
und noch stårker in der DDR ± zu; Deutschland
und Frankreich unterscheiden sich heute auch in
diesem Punkt weit weniger als um 1950.

3. Abbau der sozialen Unterschiede

Die Unterschiede in den sozialen Milieus zwi-
schen beiden Låndern haben in den vergangenen
Jahrzehnten deutlich abgenommen. Diese waren
vor allem bei den Bauern und dem Bçrgertum
groû gewesen. In Frankreich war das traditionelle
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båuerliche Milieu im 19. Jahrhundert noch weit
stårker vertreten. Der Bauer, ohne Berufsausbil-
dung, in der Familienwirtschaft aufgewachsen und
an diese gebunden, meist im båuerlichen Milieu
verheiratet, mit einem vom Stådter scharf unter-
schiedenen Lebensstil, war deutlich håufiger zu
finden als in Deutschland. Das Bçrgertum ± in
Frankreich schon im 19. Jahrhundert politisch ein-
flussreicher, liberaler, in sich geschlossener ± hatte
durch die aristokratischen und proletarischen
Schichten weit weniger Konkurrenz erhalten als
in Deutschland. Es war nicht ± wie hierzulande ±
durch die Inflation traumatisiert und durch die
NS-Zeit diskreditiert und deshalb auch nach dem
Zweiten Weltkrieg in der franzæsischen Úffent-
lichkeit pråsenter und bestimmender fçr den
Lebensstil des ganzen Landes.

Mit Beginn der fçnfziger bzw. sechziger Jahre wur-
den die klassischen sozialen Trennlinien des Bçr-
gertums zu den unteren Schichten ± die akademi-
sche Ausbildung einerseits und der Besitz als
Sicherheit andererseits ± in beiden Låndern zuneh-
mend schwåcher. Mit der raschen Úffnung der
Hochschulen fçr breite Schichten ± in Frankreich
noch stårker als in der alten Bundesrepublik oder
der DDR ± stieg der Anteil der Universitåtsabsol-
venten von einer verschwindend kleinen, meist
månnlichen Elite zu einem Drittel (oder mehr) der
Jahrgånge; darunter befanden sich nun auch sehr
viel mehr Frauen. In beiden Låndern stellten Aka-
demiker nicht mehr eine winzige Insel von Gebil-
deten in einem Meer von Volksschulabsolventen
dar. Zudem weitete sich hier wie dort der Kreis
derer, die çber Eigentum ± Håuser, Wohnungen,
Autos, Ersparnisse ± verfçgten. Mit dem entste-
henden modernen Wohlfahrtsstaat verlor der
Besitz seine einzigartige Bedeutung als soziale
Sicherheit fçr Familien. Diese Verånderungen
fanden auf beiden Seiten des Rheins in gleicher
Weise statt. Die sozialen Milieus wurden åhnli-
cher.

Lange Zeit war Deutschland das Land der massi-
ven sozialstaatlichen Intervention gewesen. Seit
der Bismarckzeit waren staatliche Sozialversiche-
rungen entstanden, die in Europa in vieler Hinsicht
als Modell galten. Der franzæsische Sozialstaat
hatte sich davon grundsåtzlich unterschieden, hatte
autonome, æffentlich nur subventionierte Sozial-
versicherungen entwickelt. In der Nachkriegszeit
deutete sich ein neuer Gegensatz an: Die schon
erwåhnte franzæsische ¹planificationª schien plætz-
lich weit mehr als die westdeutsche soziale Markt-
wirtschaft auf den staatlichen Eingriff zu setzen,
åhnlich wie die DDR. Die tief greifende Reform
des Sozialstaats und die Schaffung der ¹s�curit�
socialeª kçndigte auf den ersten Blick einen noch

rigideren Staatseingriff als in der Bundesrepublik
an, weil sie sich am britischen Modell einer vællig
einheitlichen, nicht mehr autonomen, æffentlichen
Einheitsversicherung orientierte, wie sie auch in
der DDR eingefçhrt worden war.

Seit den sechziger Jahren verlief die Entwicklung
der Sozialversicherungssysteme Frankreichs und
der alten Bundesrepublik allerdings durchaus åhn-
lich. Beide Lånder fçhrten nach und nach obliga-
torische Sozialversicherungen fçr den græûten Teil
der Bevælkerung ein. Diese wurden durch eine
Mischung von Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- und
Staatsbeitrågen finanziert. Die vergleichbar hohen
Sozialausgaben nahmen trotz der æffentlichen
Kritik am Wohlfahrtsstaat bis heute kontinuierlich
± gemessen an der Wirtschaftsleistung ± zu. In den
jçngeren soziologischen Einteilungen der europå-
ischen Sozialversicherungssysteme werden deshalb
Frankreich und Deutschland dem gleichen konti-
nentaleuropåischen Typus zugeordnet, zuweilen
auch ¹rheinisches Modellª genannt. Die heutigen
Rentenprobleme bedrången zwar das deutsche
Sozialversicherungssystem stårker, weil die Gebur-
tenraten niedriger sind. Aber Frankreich steht in
der Zukunft vor åhnlichen Problemen.

4. Annåherung der Wertvorstellungen

Auch in der Entwicklung der Werte lassen sich
deutliche Parallelen zwischen beiden Låndern aus-
machen, auch wenn genaue Ergebnisse verglei-
chender Umfragen erst seit den achtziger Jahren
vorliegen. Seither sind jedenfalls die Verschiebun-
gen bei den Werten Arbeit, Familie, Religion und
Politik sehr åhnlich. In Frankreich wie in der
Bundesrepublik wird Arbeit weiterhin als wich-
tigster Wert angesehen, einerseits eng mit Leistung
verbunden, andererseits zunehmend danach beur-
teilt, ob sie die Mæglichkeit zur Selbstentfaltung
bietet.

An zentraler Stelle steht fçr Franzosen wie Deut-
sche ± nicht anders als in den fçnfziger Jahren ±
auch die Familie. Sie entwickelte sich beiderseits
des Rheins verstårkt zum Raum der Gefçhlswerte,
der Gefçhlsbindungen zwischen den Ehepartnern
sowie zwischen Eltern und Kindern. Die familiåren
Erziehungswerte gingen mehr und mehr in eine
åhnliche Richtung. In beiden Låndern wurde die
Ehe, in der die Partner demselben Land und dem
gleichen sozialen Milieu, auch derselben Region
oder Konfession angehæren sollten, zugunsten der
Liebesehe, die auf gegenseitigem Verståndnis und
Vertrauen aufbaut, zurçckgedrångt. Religiæse
Grundçberzeugungen wie der Glaube an Gott oder
ein Leben nach dem Tod verloren demgegençber
in beiden Låndern nicht an Bedeutung. Allerdings
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lockerten sich hier wie dort die Bindungen an die
Groûkirchen, synkretistische Ûberzeugungen und
Esoterik fanden etwas græûere Verbreitung, blie-
ben aber auf eineMinderheit beschrånkt.

In der Politik behielt die Sicherung der Grund-
rechte, der Demokratie und der Sozialstaatlich-
keit in Frankreich wie in Deutschland ihre groûe
Bedeutung. Die Verånderungen vollzogen sich
weitgehend parallel: Die Bindungen an politische
Parteien und groûe Verbånde schwåchten sich ab,
die Neigung zur direkten politischen Partizipation
und zum vorçbergehenden, aktionsgebundenen
politischen Engagement nahm in beiden Låndern
besonders unter den besser Ausgebildeten deut-
lich zu. Die politischen Groûthemen entwickelten
sich sehr åhnlich. Dies zeigt sich selbst bei der
Unterstçtzung der Europåischen Union; diese
nahm in den achtziger Jahren leicht zu, ging in
den neunziger Jahren aber zeitweise wieder leicht
zurçck.4

Diese Annåherung beider Gesellschaften hat zwar
nicht zu einer Nivellierung der Unterschiede
gefçhrt, aber deren Bedeutung doch abge-
schwåcht. Zudem werden Differenzen von der
franzæsischen und der deutschen Úffentlichkeit
zunehmend anders interpretiert. Die Einstellung
zur eigenen und zu anderen europåischen Natio-
nen hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ver-
åndert. Nachbarstaaten werden heute eher als
Partner betrachtet, gegen die man keinesfalls
Krieg fçhren will, die freilich ihre jeweils eigenen
Interessen vertreten und durchaus Konkurrenten
auf einem gemeinsam geregelten Feld, etwa der
Wirtschaft, sind. Nationale Eigenarten werden
nicht mehr fast zwanghaft als Zeichen von Ûber-
oder Unterlegenheit gewertet. Der Austausch mit
und das Lernen von anderen sowie die nçchterne
Analyse der Stårken und Schwåchen des eigenen
Landes gehæren ebenso zu diesem verånderten
Bild der eigenen Nation wie die Verantwortung
fçr das gemeinsame europåische Projekt.

III. Die gesellschaftliche und
kulturelle Zusammenarbeit

Die gesellschaftliche und kulturelle Zusammenar-
beit zwischen Frankreich und der alten Bundesre-
publik hat sich seit den sechziger Jahren in einer
Weise intensiviert, die unmittelbar nach dem
Zweiten Weltkrieg nur schwer vorstellbar war. Die
Anstæûe zur Zusammenarbeit gingen nicht mehr

allein von der Politik aus wie noch zu Zeiten des
Elys�e-Vertrages 1963. Sie kamen vielmehr immer
stårker aus der Gesellschaft und dem Kulturbe-
reich selbst, wurden allerdings oft von den Regie-
rungen unterstçtzt und mitfinanziert.

Die gesellschaftlichen und kulturellen Beziehun-
gen verdichteten sich vor allem seit den siebziger
und achtziger Jahren in einer Form, die zwar im
19. und frçhen 20. Jahrhundert schon diskutiert,
aber nie wirklich realisiert worden war. Die
Stådtepartnerschaften zwischen beiden Låndern
nahmen zu, inzwischen gibt es circa 2200, oft um
Partnerschaften mit Stådten in Osteuropa ergånzt.
Zahlreiche Kooperationen im Schul- und Hoch-
schulbereich entstanden. Eine Schulbuchkommis-
sion wurde eingerichtet. Nie zuvor haben so viele
deutsche Studenten in Frankreich und so viele
franzæsische Studenten in Deutschland studiert
wie heute. Verbånde und Gewerkschaften organi-
sierten Treffen und Meinungsaustausch, neue
Begegnungszentren entstanden.

Im Bereich der Wissenschaft dauerte es unge-
wæhnlich lange, bis eine engere Zusammenarbeit
entstand. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren
die Initiativen zur institutionalisierten Zusammen-
arbeit vor allem in der Kernphysik sowie der
Geschichtswissenschaft, Germanistik und Roma-
nistik çberwiegend von den Regierungen ausge-
gangen und ± wie schon erwåhnt ± nur von einer
Minderheit der Wissenschaftler getragen worden.
Fçr dieses Desinteresse der Wissenschaften an der
franzæsisch-deutschen Zusammenarbeit gab es ver-
schiedene Grçnde: das oben beschriebene Rivali-
tåtsdenken und die alten Hoffnungen auf eine
Position des eigenen Landes an der Weltspitze
sowie das weit stårkere Interesse an der moderne-
ren amerikanischen Forschung als an der For-
schung jenseits des Rheins.

Erst seit den siebziger Jahren begannen Wissen-
schaftler selbst eine engere bilaterale Zusammen-
arbeit zu initiieren und zahlreiche Kooperationen,
Komitees, Austauschprogramme, Gastprofessuren
sowie Frankreich- und Deutschlandzentren einzu-
richten. Dabei zeichnet sich eine wichtige Verån-
derung ab, deren Auswirkungen sich noch nicht
abschåtzen lassen. Die Wissenschaften, die wesent-
lich Kulturvermittler sind, scheinen eher in der
Defensive zu sein: Das franzæsische Interesse an
deutscher Sprache und Kultur nimmt offenbar ab
± wie auch umgekehrt das Interesse der Deutschen
an der Kultur des Nachbarn. Demgegençber fin-
den die Wissenschaften, die den Vergleich oder die
Beziehungen zwischen beiden Låndern ins Zen-
trum stellen und dabei auch den breiteren europå-
ischen Rahmen behandeln, zunehmend Anklang.

4 Anmerkung der Redaktion: Siehe hierzu den Beitrag von
Joachim Schild in dieser Ausgabe.
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IV. Ausblick

Frankreich und Deutschland sind keine beliebigen
Mitgliedstaaten der Europåischen Union, sondern
spielen eine entscheidende Rolle bei deren Weiter-
entwicklung, ohne sich gegençber anderen Lån-
dern abzuschotten. Die franzæsisch-deutsche Part-
nerschaft war das Modell, aus dem nicht selten
multilaterale Beziehungen entstanden. Die bilate-
ralen Beziehungen haben deshalb eine Bedeutung
weit çber Deutschland und Frankreich hinaus. Es
wåre allerdings unrealistisch zu glauben, dass die
kulturellen und sozialen Beziehungen eine direkte
Wirkung auf diese gemeinsame europåische Poli-
tik haben. Enge kulturelle und soziale Beziehun-
gen fçhren nicht automatisch zu enger politischer
Zusammenarbeit. Sie sind auch in der franzæsisch-
deutschen Partnerschaft kein Ersatz fçr einen kon-
tinuierlichen politischen Austausch, fçr die Suche
nach politischen Kompromissen und fçr gemein-
same Projekte. Sie sind aber ein wichtiger Kontext
fçr diese Kooperation.

Enge soziale und kulturelle Beziehungen sind eine
gute Voraussetzung dafçr, dass die Verånderungen
im anderen Land besser verståndlich werden. Tief
greifende Missverståndnisse, die es in der franzæ-
sisch-deutschen Geschichte håufig gab, kænnen
dadurch verhindert werden. Enge Verbindungen
beseitigen die Interessengegensåtze zwar nicht,
mildern diese aber ab. Aus engen sozialen und
kulturellen Beziehungen entstehen gemeinsame
Zivilgesellschaften, die gelegentliche Spannungen
in den Regierungsbeziehungen çberbrçcken und

abzufedern vermægen, diese sogar verbessern
kænnen.

Insgesamt haben sich die sozialen und kulturellen
Beziehungen zwischen Frankreich und Deutsch-
land seit dem Abschluss des Elys�e-Vertrages
grundlegend gewandelt. Die beiden Gesellschaften
sind sich heute weit åhnlicher als noch in den sech-
ziger Jahren ± auch wenn dies Franzosen und
Deutschen oft nicht bewusst ist, da das historische
Gedåchtnis zu ungenau ist, håufig nicht weit
zurçckreicht und selten vergleicht. Die Annåhe-
rung vollzieht sich nicht nur auf der bilateralen
Ebene. Sie steht in engem Kontext mit der euro-
påischen Verflechtung, die ohne diese beiden Lån-
der nicht zustande gekommen wåre. Man darf die-
sen Prozess aber nicht çberschåtzen; nur eine
Minderheit in den beiden Låndern kennt das
andere Land intensiv ± auch wenn diese Gruppe
einflussreich ist.

Die franzæsisch-deutschen Beziehungen haben ihre
Grenzen, die eineHerausforderung fçr die Zukunft
darstellen. An den Schulen wird die jeweils andere
Sprache immer seltener unterrichtet. Der Schçler-
austausch nimmt nicht zu; er ist die Sache gut
betuchter Familien geblieben. Der Studentenaus-
tausch und die gemeinsame Doktorandenausbil-
dung werden von der æffentlichen Hand zu wenig
gefærdert. Noch immer ist es sehr schwer, im jewei-
ligen Nachbarland in besser bezahlten Berufen
Karriere zu machen; die Geschåftskulturen sind
weiterhin recht verschieden, die freien Berufe hier
wie dort schwer zugånglich. Bis zu einem wirkli-
chen sozialen und kulturellen Zusammenwachsen
ist es noch ein groûes StçckWeg.
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